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Deutſches Reichsgeſetz vom 3. Juli 1869. 
Einziger Artikel. 


„Alle noch beſtehenden, aus der Verſchiedenheit des religiöſen 
Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkungen der bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechte werden hierdurch aufgehoben. Insbeſonde e 
ſoll die Befähigung zur Theilnahme an der Gemeinde⸗ und Landes⸗ 
vertretung und zur Bekleidung öffentlicher Aemter vom religiöſen 
Bekenntniß unabhängig ſein.“ 


Aus den vielen beredten Zeichen lauterer Anhänglichkeit, mit 
denen Ich von nah und fern begrüßt worden bin, entnehme Ich zu 
Meiner Genugthuung aufs Neue die frohe Ueberzeugung, daß die 
ganze ation in aufrichtiger Vaterlandsliebe, ohne Nückſicht auf 
politiſches und religiöſes Bekenntniß, in der Treue zu Kaiſer und 
Meich ſeſt und innig zuſammenſteht. Gehoben und geſtärkt durch 
dieſes Bewußtſein, wird es wie bisher die ſchönſte Aufgabe Meines 
Lebens ſein, die Wohlfahrt Meines geliebten deutſchen Volkes in 
friedlicher Arbeit fort und fort zu feſtigen und zu fördern. 


Kaiſer Wilhelm I. in dem Allerhöchſten Erlaß an den Reichskanzler vom 
25. März 1884 aus Anlaß der Kundgebungen zu ſeinem 87. Geburtstage. 


. . . „Ich will, daß der ſeit Jahrhunderten in Meinem Hauſe 
heilig gehaltene Grundſatz religiöſer Duldung auch ferner alle Meine 
Unterthanen, welcher Religionsgemeinſchaft und welchem Bekenntniſſe 
ſie auch angehören, zum Schutze gereiche. Ein Jeglicher unter ihnen 
ſteht Meinem Herzen gleich nahe — haben doch Alle gleichmäßig 
in den Tagen der Gefahr ihre volle Hingebung bewährt“. 


Raijer Friedrich III. in dem Allerhöchſten Erlaß an den Reichskanzler 
vom 12. März 1888 beim Regierungsantritt. 


* 

Dem Vorbilde Meiner erhabenen Ahnherren folgend, werde Ich 
es jederzeit als eine Pflicht erachten, allen religiöſen Bekenntniſſen 
in Meinem Lande bei der freien Ausübung ihres Glaubens Meinen 
Königlichen Schutz angedeihen zu laſſen. 


Kaiſer Wilhelm II. in der Landtags Thronrede 
vom 27. Juni 1888. 


Vorwort. 
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1 Heit dem Sommer 1890, in dem das erſte Heft 
des Antiſemitenſpiegels erſchien, hat der Antiſemitismus in 
Deutſchland mehrfache Wandlungen durchgemacht. In den 
verſchiedenſten Formen iſt er aufgetreten, um ſeine kultur⸗ 
und verfaſſungswidrigen Beſtre bungen zur Geltung 

7 zu bringen. Der Radau⸗Antiſemitismus, wie er ſich früher 

A an verſchiedenen Orten breit gemacht hat, mag zum großen 

AN Theil überwunden ſein — der Antiſemitismus ſelbſt. 

keineswegs. Daß dieſer heute, wenn auch nicht ſo lärmend, 

in noch bedenklicherer Weiſe als der rohe und plumpe 

Radau⸗Antiſemitismus auftritt, wird in den nachfolgenden 

Blättern dargethan werden. 

Den Mitgliedern des Vereins zur Abwehr des | 

Antiſemitismus und allen denen, welche jeine Beſtrebungen 

fördern helfen, beſonders den Politikern, hoffen wir durch 1 

die neue vollſtändig umgearbeitete und weſentlich er⸗ ) 

weiterte Auflage des Antiſemitenſpiegels ein jeder Zeit brauch⸗ 

bares Rüſtzeug für den noch fortdauernden Kampf zu gewähren. ö 

Daß der Antiſemitenſpiegel bisher in dieſem Kampf ſeine N 

Dienſte gethan hat, dies haben uns zahlreiche Kund⸗ | 

gebungen innerhalb und außerhalb des Vereins dargethan. } 

Der Kampf, den wir leider noch in das neue Jahr⸗ 
hundert hinübernehmen müſſen, richtet ſich nicht auf neue 

Forderungen. Sein Ziel iſt: den ſeit lange in den 

deutſchen Verfaſſungen und im Reichsgeſetz vom 

3. Juli 1869 niedergelegten Grundſatz der ſtaatsbürgerlichen 

! Gleichberechtigung von Chriſten und Juden endlich zur 

)) Wahrheit zu machen. In dieſem Kampfe dürfen 

1 wir nicht ermüden. Es iſt eine Ehrenſache für ein 
großes Kulturvolk wie das deutſche, daß er baldigſt 
ſiegreich zu Ende geführt wird. 

Im September 1900. 

das Sach- und Namensregiſter am Schluſſe 
des Buches, auf das wir die Leſer ganz beſonders 
aufmerkſam machen, erleichtert den Gebrauch des 
Buches weſentlich. N 
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Wie viel Juden giebt es? 


Wenn man die Antiſemiten hört, ſo müßte man glauben, 
das deutſche Reich, ja ganz Europa wäre in Gefahr, von 
den Juden überſchwemmt und zerdrückt zu werden. Ueberall 
ſieht der Antiſemit den Juden und ſeine Macht. Das 
mächtige deutſche Reich, ſo ſtolz in Wehr und Waffen, — es 
ſoll wehrlos geworden ſein gegenüber den Juden!! 

Wie viel Juden giebt es nun wirklich? 


I. In Veutſchland. 

Unter etwa 51 Millionen Deutſchen giebt es etwas 
mehr als eine halbe Million Juden. 51 Millionen vor 
½ Million in einem ſolchen Schrecken! Iſt es nicht ein 
trauriges Armuthszeugniß, das die reinen „National⸗ 
Deutſchen“ uns 51 Millionen vor dem Auslande ausſtellen? 
Sind wir wirklich ſo weit gekommen, daß nahezu 51 
Millionen es nicht ertragen können, wenn den in ihrer 
Mitte lebenden halben Million Juden die freie Entwickelung 
ihrer Kräfte und die Ausübung ihrer geſetzlichen geran⸗ 
tirten ſtaatsbürgerlichen Rechte geſtattet wird? Laſſen 
wir die Zahlen ſpiechen. 

Nach der Zählung des Jahres 1890 gab es unter 
48,847,271 Einwohnern 567,884 Juden. Und zwar ver⸗ 
theilte ſich die Bevölkerung wie folgt (Statiſtiſches Jahr⸗ 
buch 1893 S. 8): 

Staaten u. Landes-. Am 1. Dezember 1890 Unter 10,000 
theile wurden gezählt: ortsanweſenden 
Perſonen ſind: 

Chriſten. Juden. Juden. 


Prov. Oſtpreußen 1944092 14411 73 
„ Weſtpreußen 1411885 21750 152 
Stadt Berlin 1498635 79286 502 
Prov. Brandenburg 2527789 13775 54 
„ Pommern 1508564 12246 8¹ 
„ Poſen 1707229 44346 253 
„ Schleſien 4176248 48003 114 
„ Sachſen 2571682 7949 31 
„ Schlesw.⸗Holſt. 1215433 3571 29 
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Staaten u. Landes: Am 1. Dezember 1890 Unter 10,000 
theile wurden gezählt: ortsanweſenden 
Perfonen find: 

Chriſten. Juden. Juden. 


„ Hannover 2262887 15112 66 
„ Weſtfalen 2409261 19172 79 
„ Heſſen⸗Naſſau 1619559 44543 268 
„ Rheinland 4661928 47234 100 
Hohenzollern 65424 661 100 
Königr. Preußen 29,580,616 372,059 124 
Bayern r. d. Rh. 4823297 42887 88 
„ Bayern l. d. Rh. 717293 10998 151 
Et Künign Bayern e 7 Fr BB 
5 Königr. Sachſen 3492652 9368 27 
b Württemberg 2023693 12639 62 
Baden 1630854 26735 161 
Heſſen 967159 25531 257 
Mecklenburg: Schwerin 576141 2182- 38 
Sachſen⸗Weimar 324797 1252 38 
Mecklenburg⸗Strelitz 97470 489 50 
11 Oldenburg 353395 1552 44 
„ Braunſchweig 400917 1635 40 
„ Sachſen⸗Meiningen 222272 1560 70 
Be] Sachſen⸗Altenburg 170801 45 2,6 
13 Sachſen⸗Coburg⸗Gotha 205930 549 27 
Ss Anhalt 270371 1580 58 
Schwarzburg⸗Sondersh. 75277 228 30 
| ER HN eee 85782 71 83 
)) | Waldeck 56521 753 132 
a Reuß ält. Linie 62683 62 9,9 
1 Reuß jüng. Linie 119639 147 12 
est Schaumburg⸗Lippe 38797 366 93 
14 Lippe 127501 989 77 
wer Lübeck 75809 654 86 
Ic. Bremen 179369 1031 57 
ö Hamburg 599777 17877 287 
N Elſaß⸗Lothringen 1568458 34645 216 
* 


ER | Deutſches Reich 48,847,271 567,884 115 


8 


Die jüdiſche Bevölkerung hat ſich in den letzten Jahr⸗ 
zehnten ungleich weniger ſtark vermehrt als die chriſtliche. 
In Deutſchland gab es unter 10 000 ortsanweſenden 


Perſonen: 
1871: 125 Juden, 1885: 120 Juden, 
1880: 124 „ 1890: 115 „ 


Während man über die Fruchtbarkeit der jüdiſchen Ehen 
und die Maſſeneinwanderung vom Oſten klagt, ergeben die. 
Zahlen der amtlichen Statiſtik, daß die jüdiſche Bevölkerung 
Deutſchlands im Verhältniß ſtetig zurückgeht! Hätte ſich 
die jüdiſche Bevölkerung im gleichen Maße vermehrt wie 
die chriſtliche, ſo hätten ſich ganz andere Zahlen ergeben 
Nahm man doch bisher an, die natürliche Bevölkerungs⸗ 
zunahme der Juden ſei größer, als die der Chriſten Im 
Octoberheft 1893 S. 87 der „Zſch. d. Kgl. Preuß. ſtatiſt. 
Bureaus“ hatte Geheimrath von Firks behauptet: „Die 
natürliche Bevölkerungszunahme durch den Ueberſchuß der 
Geburten über die Sterbefälle iſt bei den Juden ſtets, 
auch im letzten Jahrzehnt, etwas größer geweſen, als bei 
der Geſamtbevölkerung“. An der Hand von 11 Bänden! 
der amtlichen „Preußiſchen Statiſtik“ kann man den Nach⸗ 
weis führen, daß im Gegentheil die natürliche Bevölkerungs⸗ 
zunahme der Juden im Jahrzehnt 1881—1890 ca. 23% 
geringer geweſen iſt als die der Chriſten. 

Der Ueberſchuß der Geburten über die Sterbefälle be: 
trug in den Jahren 1881— 1890 im preußiſchen Staate 
überhaupt 3607659 Seelen. Da nun in Preußen im 
Mittel dieſes Jahrzehnts 12,94 Juden auf Tauſend Ein⸗ 
wohner kommen, ſo müßte der Geburtenüberſchuß der Juden 
46 683 Seelen betragen. In der That gab es: 
18811890 Kinder aus jüdiſchen Ehen. . 91892 Seelen 

1 Kinder aus jüdiſch⸗chriſtlichen 

Miſchehen, nach dem Prinzip 

der amtlichen Statiſtik zur 
5 Hälfte den Juden zugerechnet 2493 „ 
18811890 Uneheliche Kinder jüd. Mütter 2533 „ 
Geburten zuſammen 96 918 Seelen 
Todesfälle 60 991 „ 
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Dazu käme die Anzahl der im Jahrzehnt 1881—1890 
eingewanderten Juden. Da aber ſeit dem Jahre 1887 die 
confeſſionelle Ein⸗ und Auswanderungs⸗Statiſtik aufgegeben 
worden iſt, ſo läßt ſich jene Anzahl auf Grund der vorhan⸗ 
denen Ziffern aus den Jahren 1883 —1887 nur annähernd 
berechnen. Danach beträgt die Zahl der in den Jahren 
1881-1890 eingewanderten Juden höchſtens 3000. Mithin 
betrüge die natürkiche Zunahme der Juden 35927 + ca. 
3000 = ca. 39000 Seelen. x 

Preußen hatte am 1. Dezember 1890: 372 058 Juden 

„ ORT; 4% 1880: 363 790 „ 

Wirkliche Zunahme: 8 288 Seelen. 

Wir ſtehen alſo vor dem Reſultate, daß in dem Jahr⸗ 
zehnt 1881—1890 die Zahl der Preußiſchen Juden ſich nur 
um 8268 Seelen vermehrt hat, anſtatt um ca. 39000! 
Dieſer große Verluſt entfällt auf die Auswanderung, zu der 
die Juden ein ungemein großes Kontingent ſtellen. 


II. Preußen. 


Es liegen noch folgende Einzelergebniſſe der Zählung 

von 1895 vor: N 
a. Preußen (f. Statiſt.⸗Correſp. 20. Mai 1892 No. 12 
und 1896 No. 44). 
Die jüdiſche Bevölkerung betrug: 
am 1. Dez. 1871 1. Dez. 1880 1. Dez. 1885 1. Dez. 1890 1. Dez. 1895 
325 601 363 790 366 575 372 059 379 716 
bei einer Geſammtbevölkerung von: 
24 693 169 27 279111 28 318 470 29 955 281 31 855 123 

Die »Statiſtiſche Correſp.“ (1892 No. 12) fügt hinzu: 
„Die Römiſch⸗Katholiſchen haben ſich während der 19jährigen 
Beobachtungszeit ſtärker vermehrt, als die Evangeliſchen 
und dieſe noch mehr als die Juden.“ 

Für den Zeitraum 1890—1895 ergiebt ſich eine Zu⸗ 
nahme von 7657 Seelen, alſo 20,58 per Tauſend, 
während ſich Proteſtanten um 58,18, Katholiken ſogar um 
72,83 vermehrt haben. Wir haben alſo abermals eine 
relative Abnahme des Antheils der Juden an der Be⸗ 
völkerung des preußiſchen Staates zu konſtatiren, denn von 
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den 31 855 123 Seelen überhaupt, die Preußen jetzt zählt, 
ſind die Juden nur der 84ſte Theil. f f 
1871 kamen auf 10000 Seelen überhaupt 132 Juden, 
133 


1880 „ ” 75 77 ER 2 
1885 „ „ 25 . 129 ” 
1890 „ 7. 2 ” 75 al 24 ” 
1895 „ 120 


2 2 ” 2 „ [23 5 ” 7 29 
Die abſolute Zunahme von 7657 Seelen in 5 Jahren 
iſt viel kleiner als dem Prozentſatz gemäß, denn ſie hätte 


nach dem Verhältniß der chriſtlichen Bevölkerung ca. 


24 000 Seelen betragen müſſen. 

Die Zahl der preußiſchen Juden hat alſo in der 
Berichtsperiode an 10000 Seelen durch Ausweiſungen und 
freiwillige Auswanderung verloren, während von einer Ein⸗ 
wanderung kaum die Rede ſein kann. In übrigen Deutſch⸗ 
land, aus dem noch keine Ziffern vorliegen, wird nach 
früheren Erfahrungen der Rückgang der jüdiſchen Be⸗ 
völkerung ſicherlich noch ſtärker ſein. 


* 


Man hat den Juden den Vorwurf gemacht, daß ſie 


allzuſehr die Städte zu ihrem Wohnſitz nehmen. Gewiß 


folgen die Juden dem allgemeinen Zug in die Städte, 
zumal die agrariſche Bewegung ihnen auf dem Lande 
Freiheit und Ernährungsmöglichkeit verkümmert. Auch wird 


man nicht leicht dauernd ſeßhaft, wenn man Jahrhunderte 


lang zu einem Nomadenleben gezwungen worden iſt. 
Dennoch wachſen die großen Judengemeinden verhältniß⸗ 
mäßig kaum ſtärker als die großen Städte ſelber, in denen 


fie wohnen. 


Berlin 1871 1890 ! 
804 893 Einw. 1578794 Einw. d. 5.96% Zunahme 
36021 Juden 79 286 Juden d. h. 120% „ 
Breslan 1871 : 5 


188 
208.025 Einw. 299 640 Einw. d. h. 44% Zunahme 
13 916 Juden 17 754 Juden d. h. 27% we 
Während alſo in Berlin die Zunahme der jüdiſchen 
Gemeinde nicht viel größer war als die der Bevölkerungs⸗ 
ziffer überhaupt, vermehrte ſich in Breslau die jüdiſche Be⸗ 
völkerung nicht ſo ſtark wie die Breslaus im allgemeinen. 
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III. Europa. 


Nach dem „Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften“ 
(Jena, Guſtav Fiſcher, Profeſſor Lexis über „Religionsſtatiſtik“) 
beträgt die Anzahl der auf der ganzen Erde lebenden 
Juden: 7,403,000. (Ihnen ſtehen gegenüber bei einer Geſammt⸗ 
bevölkerung der Erde von 1480 Millionen 153 Millionen 
Proteſtanten und 233 Millionen Katholiken.) Von den 
europätjchen Ländern mit zuſammen 6800000 Juden hat 
Rußland die größte Anzahl, nämlich 3600000. Es folgen 
dann ’ 

Oeſterreich⸗Ungarn 1863640 
Rumänien 400000 
Niederlande 97000 
Türkei 80000 (125000)? 
Frankreich 56000 
Großbritannien und Irland 46000 
Italien 40000 
Bulgarien und Oſtrumelien 24000 


In den übrigen Ländern Europa's bleibt die jüdiſche 
Bevölkerungsziffer unter 10000. 


IV. Außerhalb Europas. 
Auf die anderen Erdtheile entfallen 603000 Juden 
und zwar auf 
Amerika ca. 500000 
Aſien 286000 (Aſiatiſche Türkei 195000, 
Aſiatiſches Rußland 45000) 
Afrika 296000 (Tripolis und Marokko 200000 
. Algier und Tunis 88000) 
Auſtralien 20000 a 
Ein richtiges Bild jedoch geben dieſe Zahlen erſt dann, 
wenn man ſie in Beziehung zu der Geſamtbevölkerung der 
betreffenden Länder bringt. Unter 1000 gezählten Perſonen 
find Juden: 
in Rumänien 79, Oeſterreich 48, Ungarn 42, Ruß⸗ 
land 37, Niederlanden 22, Türkei 14, Bulgarien und 
Oſtrumelien 8, Frankreich 1,5, Italien 1,3, Groß⸗ 
britannien und Irland 1,2. 


Was wollen die Antiſemiten? 


In der Geſchichte der Beſtrebungen, die die vollſtändige 
bürgerliche Gleichberechtigung der Juden erzielen ſollten, 
bilden die Jahre 1812 und 1869 die beiden wichtigſten 
Markſteine. Ein Jahr vor dem Ausbruch der Befreiungs⸗ 
kriege erließ König Friedrich Wilhelm III. das Edikt, die 
Emanzipation der Juden betreffend, und ein Jahr vor 
Ausbruch des großen Krieges 1870 ſtellte das Geſetz die 
Juden den chriſtlichen Bürgern völlig gleich. Damals eine 
Epoche, in der der gedemüthigte preußiſche Staat die Hilfe 
aller ſeiner Landeskinder brauchte, ſpäter eine Zeit, die auf 
die endgültige Einigung der deutſchen Staaten hindrängte. 
Ein ſo großer geſchichtlicher Prozeß konnte nur unter dem 
Banner der Toleranz und der Gleichberechtigung der Stände 
und Confeſſionen vollzogen worden. In ſolcher Zeit des 
politiſchen Werdens ſchwindet jeder kleinliche Haß und jedes 
Vorurtheil. Die Wichtigkeit der Zeitbegebenheiten läßt nicht 
Raum für kleine Empfindungen. 

Aber die Zeiten wandeln ſich und die Menſchen und 
Geſinnungen mit ihnen. 8 Jahre nach dem Ausbruch der 
Befreiungskriege brach eine wüſte Judenhetze los. 8 Jahre 
nach dem Beginn des letzten großen Krieges konnte die ſog. 
Berliner Bewegung den Kampf gegen die Juden aufnehmen. 
Wenn die politiſchen Verhältniſſe ſich wieder günſtig geſtaltet 
haben, wenn die Früchte der That reifen, Land und Volk 
in Ruhe und Friedlichkeit ihrer bürgerlichen Beſchäftigung 
nachgehen kann, verkümmern die idealen Empfindungen, die 
großen politiſchen Geſichtspunkte. Alte Inſtinkte des Haſſes 
und der Abneigung, die alten Vorurtheile und die alten 
Irrthümer brechen hervor, und von den Segnungen der 
gemeinſam erlebten großen Kampftage und des gemeinſam 
vergoſſenen Blutes werden die Juden ausgeſchloſſen. So 
1821, als eine bösartige Judenhetze begann, ſo 1878, als 
Stöcker ſeine Hetzreden gegen die Juden hielt. 

Schon 1843 führte Guſtav Kühne, das berühmte 
Mitglied des jungen Deutſchlands, ähnliche Gedanken aus. 


1843, S. 99 f 

„In Epochen, wo man das Volk aufrufen muß, ge⸗ 
währt man auch den Juden Rechte; man bedarf da all⸗ 
ſeitiger Hilfe, außerordentlicher Mittel, weil in Zeiten der 
Noth die Form des abſolut chriſtlichen Staates nicht aus⸗ 
zureichen ſcheint. Iſt die Noth überſtanden, ſo iſt auch 
die Luſt verflogen, ſich allgemein menſchlich zu organiſiren 
und dem Staate auf den Säulen der Humanität ſein 
Fundament zu bauen. In Friedenszeiten, wo die guten 
Vorſätze einſchlafen, die beſſeren Kräfte erſchlaffen, arbeitet 
man ſich allmählich wieder in das gothiſche Gehäuſe eines 
abſolut chriſtlichen Staates hinein, — bis etwa der 
Finger Gottes von neuem mahnend klopft. Alles leidet 
in Reſtaurationsepochen an der Reaktion, die geſunde 
Vernunft am meiſten.“ N 

So ſtehen wir vor dem ſeltſamen Schauſpiel, daß die 
Behandlung der Juden in Deutſchland förmlich ein Grad⸗ 
meſſer für die Höhe der öffentlichen politiſchen Einſicht 
geworden iſt. 5 

Wie haben ſich nun die antiſemitiſchen Geſinnungen zu 
feſten Plänen, das Aufwerfen der Judenfrage zu feſten 
Löſungen geformt? In der That bleibt der Antiſemitismus 
nicht bei den bloßen Beweiſen geſellſchaftlicher Antipathie 
ſtehen, ſondern er hat beſtimmte Wünſche in Anträgen 
formulirt. 

a. Der Antiſemitismus der konſervativen Partei verlangt 
getreu ſeiner Doktrin vom chriſtlichen Staat (ſiehe daſelbſt)⸗ 
chriſtliche Obrigkeit, chriſtliche Schule, chriſtliches Recht, d. h. 
Ausſchluß der Juden aus der Beamten⸗, Lehrer⸗ und Richter⸗ 
karriere. Entſprechende Anträge in den Parlamenten hat dieſe 
Partei bis jetzt nicht geſtellt. Die Aufhebung der Emanzipation 
wurde freilich ſchon hier und da verlangt. So 1891 in der 
Dresdener Generalverſammlung der ſächſiſchen Conſervativen. 
Dort drohte Frhr. v. Frieſen⸗Rötha: „Das Geſetz hat 
den Juden die Rechte von Staatsbürgern verliehen. Wir 
können Aenderungen dieſes Geſetzes beanſpruchen, wir 
müſſen und werden fie verlangen.“ Aber dieſes Verlangen 
in Form eines Antrages iſt bisher nicht und in keinem 
deutſchen Landtag geſtellt worden. 


Er ſchrieb in ag „Karneval in Berlin” (Braunſchweig 
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b. Der Antiſemitismus der antifemitiihe, (deutſch⸗ 
ſozialen Reform-) Partei enthält in feinem offiziellen 
Programm folgenden Paragraphen (§ 19) zur Judenfrage: 

„Aufhebung der Gleichberechtigung und Stellung der 
in Deutſchland lebenden Juden unter ein beſonderes 
Fremdenrecht (Judenrecht); Verbot der Einwanderung 
fremder Juden.“ 

Die erſten zwei Forderungen ſind bisher noch in keinem 
Parlament in Form eines Antrags zur Beſprechung gekommen. 
Dagegen iſt ein Antrag auf Verbot der Ein wanderung 
fremder Juden eingebracht worden, ferner unter dem 
Vorwand Thierſchutz zu treiben, auch ein Antrag auf 
Verbot des Schächtverfahrens. Beide Anträge, die 
einzigen parlamentariſchen Thaten des politiſchen Anti: 
ſemitismus, find trotz der Unterſtützung eines Theiles der 
conſervativen Partei mit großer Majorität abgelehnt worden 
( Einwanderung, ſ. Schächtfrage). Im Uebrigen unterſtützt 
dieſe Partei auch die Anſchauungen der Conſervativen vom 
chriſtlichen Staate. 

6. Sonſtige Löſungen der Judenfrage durch Antiſemiten. 
Weiterhin empfehlen eine Reihe von Antiſemiten Löſungen, die 
durch ihre „Eigenart“ auffallen. Hier eine kleine Blüthenleſe: 
Ahlwardt (in einer Rede, gehalten Juli 1893 in Tempel⸗ 
burg, ſ. Danz. Ztg.): 


„Die Sache mit der Einziehung des Vermögens der 


reichen Juden iſt nicht jo ſchlimm und keineswegs ohne 
Beiſpiele. Die katholiſchen Kirchen und Klöſter haben ihr 
erworbenes Vermögen auch dem Staat geben müſſen, 
und die Juden haben das ihrige nicht einmal in ehren⸗ 
hafter Weiſe erworben, da kann kein Menſch etwas dabei 
finden, wenn den Juden die den Staat und die Geſellſchaft 
gefährdenden großen Vermögen abgenommen würden.“ 
In einer Steglitzer Verſammlung (10. Auguſt 1893, 
vergl. „Germania“ vom 13. Auguſt 1893) erklärte Ahl⸗ 
wardt: Im Reichstage wolle er folgende Anträge ſtellen: 
21. Die großen jüdiſchen Vermögen werden als 
ſtaatsgefährlich zu Gunſten der Allgemeinheit confiscirt. 
2. Alle ſchwebenden Subhaſtationen werden eingeſtellt 
und in Sequeſtrationen verwandelt. Suspenſion aller 
Zwangsvollſtreckungen und Pfänder, deren Veranlaſſer 
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Juden und deren Hintermänner find, bis zur Löſung der 
Judenfrage.“ 

Prof. Dr. P. Förſter auf dem II. norddeutſchen Antiſemiten⸗ 
tag (Berlin, 17. Sept. 1893): Das jüdiſche Kapital 
müſſe, als zu Unrecht erworben, vom Staate wieder ein⸗ 
gezogen werden. Eigenthum iſt nicht Diebſtahl, aber das 
jüdiſche Kapital iſt ein Raub am deutſchen 
Volke, deshalb muß es auf geſetzlichem Wege 
eingezogen und zur Tilgung der Hypotheken 
und Staatsſchulden, ſowie zur Errichtung von 
Wohlthätigkeitsanſtalten verwandt werden! 

Prof. Dr. Förſter (in der „Deutſchen Reform“ vom 14. Nov. 
1897): „Der Vegetarismus wird ſpäter ſicherlich eine, 
ſonderlich aber jüdiſchem Treiben gefährliche, volks⸗ 
erneuernde Macht werden.“ 

Paſtor Matthes in einer Verſammlung zu Soldin (22. Febr. 
1893): „Die Juden müſſen ausgerottet werden mit 
eiſernen Harken, wie man das Unkraut ausrottet.“ 

Hans v. Moſch (in ſeiner „Deutſchen Reform“ vom 14. Nov. 
1897): „Streichung ſämmtlicher auf Stadt und Land 

liegenden jüdiſchen Hypotheken, Vernichtung aller jüdiſchen 
Wechſel und Schuldſcheine.“ 

Fritzlaff, konſervativ⸗ antiſemitiſcher Reichstagskandidat für 
Kolberg⸗Köslin, erklärte: „Das bei uns eingewanderte 
fremde Volk der Juden ſoll durch ein Auswanderungsgeſetz 
wieder zur Auswanderung geſetzlich gezwungen werden“ 

Als radikalſte Löſung empfiehlt Carl Paaſch den Todtſchlag 
und der öſterreichiſche Abgeordnete Schneider ein Schuß⸗ 
geld für jeden erſchoſſenen Juden. Und Ahlwardt ſprach 
in Jena (Febr. 1899): „Der Jude iſt bei der Taufe ſo 
lange unter Waſſer zu halten, daß er direkt in den 
Himmel kommt.“ Und Graf Pückler will die Juden ſo 
lange „dreſchen“, bis — nun bis Herr Carl Paaſch ſeine 
Freude daran haben wird. a 
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Die ſtaatsbürgerlichen Rechte der Juden. 


Nach den Geſetzen des Deutſchen Reiches und der deutſchen 
Einzelſtaaten ſind unſere jüdiſchen Mitbürger ohne Ein⸗ 
ſchränkung gleichberechtigte Staatsangehörige. 

Die ſtaatsbürgerliche Stellung iſt den heutigen Juden 
nicht gewährt, wie der Antiſemitenkatechismus ſagt, als „ein 
Gnadengeſchenk“; ſie haben ſie erworben wie wir, durch ihre 
Zugehörigkeit zu unſerm Staat und durch ihre Mitarbeit für 
das Wohl deſſelben, ſie ſind deutſche Staatsbürger wie wir, 
kraft der Pflichten, die ihnen im Intereſſe der Geſammtheit 
durch die Geſetze auferlegt werden. 

In faſt allen deutſchen Staaten war ſchon vor Schaffung 
des deutſchen Reichs die Gleichberechtigung der Juden ge: 
ſetzlich feſtgeſtellt. In Mecklenburg indeß nicht. Dort 
war insbeſondere nach Erlaß des Freizügigkeitsgeſetzes, das 
auch für die Juden in Mecklenburg die Aufhebung des 
Verbotes, Grundbeſitz zu erwerben, zur Folge hatte, eine 
Verordnung erlaſſen, die beſtimmte, daß ein Jude, der 
ein Rittergut erwirbt, die öffentlichen Rechte nicht aus⸗ 
üben dürfe, die mit dem Beſitz eines Ritterguts ver⸗ 
bunden waren. 

Nachdem im Jahre 1867 die norddeutſchen Staaten ſich 


zu einem Verfaſſungsſtaat mit gemeinſamem Oberhaupt und 


Parlament verbunden hatten, trat auch ſofort das Bedürfniß 
hervor, die ſtaatsbürgerliche und bürgerliche Rechtsgleich⸗ 
heit allen Bundesanhörigen zu gewähren. In der Sitzung 
vom 23. October 1867 beſchloß der Reichstag mit ſehr 
großer Majorität, den Bundeskanzler zu erſuchen, ein Geſetz 
vorzulegen, das alle noch beſtehenden, aus der Verſchieden⸗ 
heit des religiöſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkungen 
der bürgerlichen und ſtaats bürgerlichen Rechte aufhebt. 
Als das Geſetz in der nächſten Seſſion noch nicht ein⸗ 
3 wurde, interpellirte der in Mecklenburg wohnende 
bg Wiggers- Berlin. Daſſelbe wiederholte ſich in der 
Seſſion von 1869. Am 13. März 1869 erklärte der Präſident 
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des Bundeskanzler⸗Amts, daß die Sache aus dem Juſtiz⸗ 
ausſchuſſe demnächſt an den Bundesrath gelangen werde. 

Als nach Verlauf von zwei Monaten noch keine Vor⸗ 
lage an den Reichstag gekommen war, interpellirte der Abg. 
Wiggers⸗Berlin in der Sitzung vom 4. Mai 1869 noch einmal, 
und als trotz der zuſtimmenden Erklärung der Vertreter 
des Bundesraths die Sache ſich verzögerte und der Schluß 
der Seſſion nahte, brachten die Abg. Wiggers und Genoſſen 
einen Geſetzentwurf ein, welcher lautete: 

„Alle noch beſtehenden, aus der Verſchiedenheit 
des religiöſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchrän⸗ 
kungen der bürgerlichen und ſtaaksbürgerlichen Rechte 
werden hierdurch aufgehoben. Insbeſondere ſoll die 
Befähigung zur Theilnahme an der Gemeinde- und 
Landesvertretung und zur Bekleidung öffentlicher 
Kemter vom religiöſen Bekenniniß unabhängig fein.‘ 

Am 2. Juni 1869 kam bieſer Geſetzentwurf zur erſten 
und zugleich zweiten Verhandlung. Es war eine ſehr kurze 
Verhandlung. Der Autragſteller verzichtete auf das Wort. 
Der Gegenſtand war vollſtändig ſpruchreif. Nur in Mecklen⸗ 
burg entbehrten die Juden noch der ſtaatsbürgerlichen Gleich⸗ 
berechtigung mit den andern Staatsangehörigen. f 

Der deutſche Verfaſſungsſtaat konnte nicht dulden, daß 
ein Theil deutſcher Staatsbürger in Folge ihres Religions⸗ 
bekenntniſſes von dem Genuß der Rechte ausgeſchloſſen 
wurden. Das galt für ſo ſelbſtverſtändlich, daß 
faſt gar keine Erörterung darüber ſtattfand. Der 
Regierungsvertreter, damalige Geh. Reg.⸗Rath v. Putt⸗ 
kamer (der nachherige preußiſche Miniſter des Innern), 
beſchränkte ſich auf die kurze Erklärung, daß dem Bundes⸗ 
rath ein Vorſchlag des Juſtizausſchuſſes vorliege, der 
im Weſentlichen mit dem von Wiggers eingebrachten Geſch⸗ 
entwurf übereinſtimme. 

Nur der conſervative mecklenburgiſche Abg. Graf von 
Baſſewitz ſprach gegen den Geſetzentwurf aus formellen 
und materiellen Gründen. Auch der Abg. Dr. Windthorſt 
erhob einen Einwand, aber nur einen formellen. Er meinte, 
die Regelung der Angelegenheit ſtehe nur den Einzelſtaaten 
zu. In der Sache ſelbſt ſtellte er ſich durchaus auf den 
Boden des Antrages. „Ich bin der Anſicht — ſagte 
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der Abg. Dr. Windthorſt — daß bei dem gegen⸗ 
wärtigen Stande der Verhältniſſe in Deutſchland es 
unzuläſſig iſt, daß das religiöſe Bekenninik irgend 
weichen Einfluß auf die öffentlichen bürgerlichen 
oder ſtaatsbürgerlichen Verhältniſſe hat. 
Dias war die Meinung des Reichstags und des Bundes⸗ 
raths. Der Geſetzentwurf wurde am 2. Juni und alsdann 
in der dritten Leſung ohne irgend welche Discuſſion mit 
großer Majorität angenommen. Der Bundesrath ſtimmte 
zu und bereits unter dem 3. Juli 1869 wurde das Geſetz 
vollzogen und publicirt. Seitdem iſt es das für alle 
deuiſchen Bürger geltende Staatsrecht. 

In der Zeit der nationalen Begeiſterung, in welcher 
das Deutſche Reich wiedererſtand, konnte darüber kein ernſter 
Streit entſtehen. Die deutſche Einheit und Macht konnte 
nur auf der Erundlage bürgerlicher Freiheit und 
Gleichberechtigung errichtet werden. 

Faſt 25 Jahre nach der Wiedererſtehung des deutſchen 
Reiches war in einem Theile des deutſchen Volkes von 
der nationalen Begeiſterung und dem Sinn für bürger⸗ 
liche Freiheit und Gleichberechtigung, wie ſie in dem 
Geſetz vom Jahre 1869 ihren Ausdruck fanden, leider nur 
noch wenig vorhanden. Ein Bild davon geben die Ver⸗ 
handlungen des Abgeordnetenhauſes in den Sitzungen vom 18., 
21. und 28. Januar 1893. In denſelben brachte der Abg. 
Rickert zur Sprache, daß die konſervative Partei und ins⸗ 
beſondere der antiſemitiſche Bauernbund (ſiehe Kap. Bund 
der Landwirthe und der Antiſemitismus) eine verfaſſungs⸗ 
widrige Agitation gegen die Gleichberechtigung der jüdiſchen 
un. treibe. Einer der Hauptführer der conſervativen 
Partei, der Abg. v. Minnigerode autwortete darauf dem 
Abg. Rickert in der Sitzung vom 21. Januar 1893: 

... Er (Rickert) hat jetzt zum zweiten Male bereits 
in wenigen Tagen des Antiſemitismus abfällig gedacht und 
könnte durch mein Schweigen auf die Idee kommen, daß 
wir ſchüchtern derartigen Berührungen und Mahnungen aus 
dem Wege gehen. Ich bin es mir deshalb ſchuldig, rund 
und prompt ihm eine Antwort zu ertheilen. Alſo auf dieſe 
augenſcheinlichen Anzapfungen in Bezug auf den Anti⸗ 
ſemitismus erkläre ich, und zwar vom conſervativem 


— — ul 


14 


Standpunkt aus, mie er durch unſer Programm jetzt 
zweifellos feſiſteht und nicht dem Subjektivismus des 
Einzelnen unterliegt (Hört links): Wer noch Ideale im 
Leibe hat, weſſen Herz noch höher ſchlägt bei dem Gedanken 
an die Größe des chriſtlichen Volkes deutſcher Nation, der 
verlangt eine chriſt liche Obrigkeit und verlangt chriſtliche 
Lehrer für chriſtliche Kinder! (Lebhaftes Bravo rechts.) 

Abg. Rickert antwortete dem conſervativen Führer in 
der Sitzung vom 24. Januar 1893 u. A.: 

Hr. v. Minnigerode hat ſich neulich zu dem neuen 
conſervativen Parteiprogramm bekannt und damit die Frage 
des Antiſemitismus in die Debatte gebracht. Es wäre un⸗ 
höflich, wenn ich mit keinem Worte das erwähnen wollte, 
was in Ihren Reihen vorgegangen iſt. Der Parteitag in 
Berlin iſt ein Wendepunkt in der Geſchichte der großen 
conſervativen Partei. (Sehr richtig! rechts) Ich habe ſchon 
lange die Ueberzeugung, daß der eigentliche spiritus rector 
Ihrer Partei Herr Stöcker iſt. Der frenetiſche Beifall, das 
Seelenvergnügen, mit dem Sie feine Reden aufnehmen, hat 
mir ſchon lange gezeigt, daß die conſervative Partei anti⸗ 
ſemitiſch geworden iſt . Herr v. Minnigerode ſagte: 
Das Programm ſteht zweifellos feſt und unterliegt nicht 
mehr dem Subjektivismus der Einzelnen. (Sehr richtig! rechts.) 
Das war ſehr deutlich gegenüber Herrn v. Helldorf und den 23 
Deklaranten. (Sehr richtig! rechts.) Hr. v. Minnigerode jagt, wer 
noch Ideale im Leibe hat, — ſchön iſt der Ausdruck freilich nicht 
(Heiterkeit) —, der muß für chriſtliche Lehrer und chriſtliche 
Obrigkeit eintreten. Mein Ideal, das ich in der Seele 
trage, iſt anders. Ich erinnere mich, daß wir eine Ver⸗ 
faſſung haben, die von uns beſchworen iſt. (Sehr richtig! 
links), eine Verfaſſung, welche den Wendepunkt in der 
inneren Entwickelung Preußens bedeutet, eine Verfaſſung, 
deren Lehren und Grundſätzen auch Ihr Meiſter, von dem 
Sie den Geiſt erhalten haben, der getaufte Jude Stahl, 
ſich unterworfen hat. Sie wollen ſtatt der verfaſſungs⸗ 
mäßigen Obrigkeit lediglich eine chriſtliche Obrigkeit. (Sehr 
richtig! links.) Kommen Sie nur heraus, ſoll Artikel 12 
der Verfaſſung verleugnet werden, ſollen die Juden nicht 
mehr Richter werden? (Rufe rechts: Nein!) Sagen Sie 
das klar und deutlich, verſtecken Sie ſich nicht hinter allge 
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meinen Ausdrücken! .. Daß Sie nicht ſiegen werden, 


davon bin ich jo feſt überzeugt, als ich jetzt vor Ihnen ſtehe! 
(Lebh. Beifall links.) 

Nochmals kam die Frage zur Verhandlung in der 
Sitzung vom 28. Jan. 1893. In dieſer Sitzung ſprachen die 
Abgg. Hobrecht und Rickert gegen die antiſemitiſchen Be⸗ 
ſtrebungen. Der Abg. Rickert verlangte noch einmal eine 
klare Antwort darüber, ob die Konſervativen die Verfaſſung 
in Bezug auf die Rechte unſerer jüdiſchen Mitbürger ändern 
wollten oder nicht. In der Verfaſſung ſtehe im Artikel 12: 
„Der Genuß der bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen 
Rechte iſt unabhängig von dem religiöſen Be- 
kenniniſſe.“ „Die Kreuzzeitung“ habe erklärt, daß man zur 
Zeit des Culturkampfes vor Verfaſſungsänderungen nicht 
zurückgeſchreckt habe. „Warum ſolle man das nicht auch in 
Zukunft thun? Stehen die Rechte der Juden etwa über 
denen der chriſtlichen Kirche.“ 

„Gut! ſo fuhr der Abg. Rickert fort, Sie haben das 
Recht, auf geſetzlichem Wege eine Aenderung der Verfaſſung 
anzuſtreben; dann ſagen Sie aber auch genau, welche Rechte 
wollen Sie den Juden nehmen, welche wollen Sie ihnen 
laſſen? 


Der Abg. v. Minnigerode gab folgende Antwort: 

„Ich fühle mich nicht veranlaßt, noch weitere Aus⸗ 
führungen darüber heute zu machen; wir verlangen eben 
eine chriſtliche Obrigkeit in jeder Hinſicht! Was ſoll ich da 
weiter interpretiven? Was Obrigkeit iſt, welche Funktionen 
und Aemter einer ſolchen Obrigkeit zuzuweiſen ſind, — 
darüber kann kein Zweifel beſtehen. Ich wiederhole: unſer 
Streben geht darauf hinaus, den chriſtlichen Gedanken des 
Staates ſo zum Ausdruck zu bringen, daß die Obrigkeit 
nur in chriſtlicher Hand in Zukunft liegt.“ 


Darauf antwortete der Abg. Rickert: 


„Herr v. Minnigerode hat die Erklärung endlich ge: 
geben, die ich von ihm verlangte. Ich fragte: was ver⸗ 
ſtehen Sie unter chriſtlicher Obrigkeit? Da ſagte er nun: 
jede Obrigkeit verſtehe ich darunter, und was Obrigkeit 
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iſt, darüber ift kein Zweifel. Richtig! Alſo jeder Schulze, 
(Rufe rechts: Ja!) 5 
jeder Amtsvorſteher, 
(Rufe rechts: Ja!) 


(Rufe rechts: Jal) 
jeder Regierungspräfident, jeder Oberpräſident, jeder Miniſter, 
jeder Richter u. ſ. u. l g 

(Wiederholte Rufe rechts: Ja!) 
muß ein Chriſt ſein. Das iſt alſo Ihre Meinung? 
(Rufe rechts: Jawohl!) 
— M. H, ich wollte dies ja nur von Ihnen heraushaben. 
; (Heiterfeit.) 

Sie ſollten nur klar und deutlich jagen, was Sie wollen. 
Damit gehen Sie nun aber zurück, wie ich ſchon neulich 
erwähnt habe, hinter die Zeit von Stahl und Gerlach. 
Stahl, dieſer große Vorkämpfer, der als Jude noch geboren 


jeder Landrath, 


iſt, war das geiſtige Haupt der Conſervativen und wird es 
noch Jahrhunderte bleiben. Die conſervative Partei wird 
wohl niemals einen Mann von der geiſtigen Bedeutung an 
ihre Spitze bringen können, wie Stahl. Sie zehren noch 
heute von ſeinem geiſtigen Kapital. Leider ſind Sie nicht 
mehr fähig, das zu verſtehen, was Stahl auf dem Gebiete 
des Staatsrechts vertreten hat. Er hat ſich den Be⸗ 
ſtimmungen der Verfaſſung gefügt, Sie wollen dieſe Grund⸗ 
lagen unſerer Verfaſſung wieder umſtürzen. Dann müſſen 
Sie aber zuerſt dafür ſorgen, m. H., daß Sie eine Majorität 
in den Reichstag bekommen, und das wird doch etwas 
ſchwerer halten, als eine Majorität in dieſem Hauſe zu er⸗ 
langen bei dieſem Wahlſyſtem.“ 

Fünfzehn Jahr vor der Geltendmachung dieſer antiſe⸗ 
mitiſchen Forderungen durch die Conſervativen hatte in 
Berlin ein europäiſcher Congreß ſtattgefunden, durch 
den laut Vertrag vom 13. Juli 1878 die Staaten Bul⸗ 
garien, Serbien, Montenegro und Rumänien in 
die europäiſche Volksrechtsgemeinſchaft aufgenommen wurden. 
In jenem Vertrage, der unter der hervorragenden Mit⸗ 
wirkung Deutſchlands zu Stande gekommen, heißt es: 

„Es darf der Unterſchied des religiöſen Glaubens 
und der Bekenniniffe Niemandem gegenüber geitend 
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gemacht werden als ein Grund der Kusſchließung oder 
der Unfähigkeit bezüglich des Genuſſes der bürger- 
lichen Rechte, der Zulaſſung zu öffentlichen Dienſten, 
gemtern, und Ehren oder der Ausübung der ver- 
ſchiedenen Berufs- oder Sewerbszweige, an welchen 
Orten es auch fei.“ 

Der Reichskanzler Fürſt Bismarck trat damals für 
dieſen von Frankreich befürworteten Grundſatz entſchieden ein. 
Dem Fürſten Gortſchakoff gegenüber erklärte er, vielleicht 
ſei der traurige Zuſtand der Juden in Rußland gerade dadurch 
herbeigeführt worden, daß ſie von der bürgerlichen und 
ſtaats bürgerlichen Gleichberechtigung fern gehalten ſeien. Der 
franzöſiſche Geſandte Waddington ſprach gegen den Schluß 
der Verhandlungen die denkwürdigen Worte: 

„Man wird auf lange zeit hin nicht eine fo feier · 
liche und entſcheidende Gelegenheit finden, um auf's 
Neue die Grundſätze zu feſtigen, die die Ehre und 

den inneren Frieden der civilifirien Nationen aus⸗ 
machen.““ 

Auch dieſe Aeußerung fand die rückhaltloſe Zuſtimmung 
des deutſchen Reichskanzlers, der hierbei beſonders die 
Lage und Geſetzgebung des deutſchen Reiches betonte und 
hinzufügte: es ſei ein hohes, allgemeines Intereſſe, daß die 
Grundſätze, welche in der inneren Politik befolgt würden, 
auch auf die äußere Politik Anwendung fänden. 

In einer gemeinſchaftlichen Note vom 20. Februar 1880 
haben die europäiſchen Großmächte ausdrücklich noch ein⸗ 
mal die Verpflichtung Rumäniens betont, den dortigen Juden 
die volle und ungeſchmälerte Gleichberechtigung zugewähren )). 

Es wäre in der That ein unbegreiflicher Vorgang, wenn 
derſelbe deutſche Staat, der auf dem europäiſchen Con⸗ 
greß dieſen für das civiliſirte Europa maßgebenden 
Grundſätzen zur völkerrechtlichen Anerkennung ver⸗ 
holfen hat, in ſeinem eigenen Hauſe den Forderungen 
der Antiſemiten nachgeben und die von dem Congreß ver⸗ 
kündeten Grundſätze verleugnen wollte. Wir fürchten nicht, 
daß dies geſchehen wird. 


1) S. die Rede des Abg. Haenel im preuß. Abgeordnetenh. 
vom 20. Novbr. 1880 im preuß. Abgeordnetenhauſe. 
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Die Entwickelung des Antiſemitismus in 
Deutſchland. 


Die neuere antiſemitiſche Bewegung nahm ihren Anfang 
Ende der ſiebziger Jahre In einem Petitionsſturm, welcher 
ſich an den Reichskanzler Fürſten Bismarck wendete, ſollte 
ſie ihre Kraftprobe beſtehen! Dieſe Petition, die 
durch ganz Deutſchland verbreitet wurde, verlangte Ein⸗ 
ſchränkung der Einwanderung ausländiſcher Juden, Aus- 
ſchluß der Juden von allen obrigkeitlichen Stellungen, 
Beſchränkung der Verwendung im Juſtizdienſt, Anſtellung 
von nur chriſtlichen Lehrern in der Volksſchule u. |. w. 
Ein ſehr einflußreicher und mächtiger Staatsmann ſoll er⸗ 
klärt haben, daß die Petition nur eine Bedeutung erlangen 
könne, wenn ſie ein bis zwei Millionen Unterſchriften er⸗ 
hielte. Soweit war aber der Boden für den Antiſemitismus 
noch nicht vorbereitet, höchſtens eine viertel Million unter⸗ 
ſchrieben ſie. Am 20. November 1880 war ſie Gegen⸗ 
ſtand einer von der damaligen Fortſchrittspartei und 
den Seceſſioniſten unterſtützten Interpellation des Abg. 
Dr Hänel. Der Interpellant fragte, wie die Regierung 
ſich zu dieſen Anforderungen, welche die verfaſſungsmäßige 
Gleichberechtigung der jüdiſchen Staatsbürger vernichtete, jtelle. 

Der Vicepräſident des Staatsminiſteriums, Graf Stol⸗ 
berg erklärte: 

„Die Petition ſei noch nicht an die Staats- 
regierung gelangt, gleichwohl nähme diejelbe nicht 
Anſtand, die Frage dahin zu beantworten, daß ſie 
nicht beabſichtige, eine genderung des beſtehenden 
Rechtszuſtandes (Gleichberechtigung der religibßſen 
Bekenntniſſe in ſtaats bürgerlicher Beziehung) ein⸗ 
treten zu laſſen.“ 

Die Verhandlungen über jene Interpellation nahmen 
zwei Tage in Anſpruch. Beſonders bemerkenswerth war 
das Auftreten des damaligen Hofpredigers Abg. Stöcker, 
von dem auch der Antiſemiten⸗Katechismus rühmt, daß er 
zuerſt „die Bewegung in das öffentliche politiſche Leben 
hineingetragen“ und „daß für die Ausbreitung der anti⸗ 
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ſemitiſchen Strömung kaum einem Zweiten fo viel Dant 
(der Antiſemiten) gebührt, wie ihm.“ 5 N | 
Kurz vor den Verhandlungen im Abgeordnetenhauſe 
unter dem 12. November 1880 hatte bereits eine größere 0 
Anzahl angeſehener Männer aus verſchiedenen Parteien und 
Berufszweigen einen gemeinſamen Proteſt gegen die anti⸗ Ü 
ſemitiſche Agitation veröffentlicht. 
Dieſer Proteſt lautete: J 9 
„Heiße Kämpfe haben unſer Vaterland geeint zu 
einem mächtig aufſtrebenden Reiche. Dieſe Einheit iſt J 
errungen worden dadurch, daß im Volksbewußtſein der 
Deutſchen das Gefühl der nothwendigen Zuſammen⸗ . 
gehörigkeit den Sieg über die Stammes⸗ und Glaubens⸗ 
gegenſätze davontrug, die uuſere Nation wie keine andere 
zerklüftet hatten. Solche Unterſchiede den einzelnen Mit⸗ 
bürger entgelten zu laſſen, iſt ungerecht und unedel, und 
trifft vor allem Diejenigen, welche ehrlich und ernſtlich dl 
bemüht find, in treuem Zuſammengehen mit der Nation 5 1 
die Sonderart abzuwerfen. Von ihnen wird es als ein f 
Treubruch derer empfunden, mit denen ſie nach gleichen 
Zwecken zu ſtreben ſich bewußt ſind, und es wird dadurch 
verhindert, was das gemeinſame Ziel iſt und bleibt: die 
Ausgleichung aller innerhalb der deutſchen Nation noch 
von früher nachwirkenden Gegenſätze.“ | 
„In unerwarteter und tief beſchämender Weiſe wird 
jetzt an verſchiedenen Orten, zumal den größten Städten 
des Reichs, der Racenhaß und der Fanatismus des 
Mittelalters wieder ins Leben gerufen und gegen unſere 
jüdiſchen Mitbürger gerichtet. Vergeſſen wird, wie viele ? 
derſelben durch Fleiß und Begabung in Gewerbe und 
Handel, in Kunſt und Wiſſenſchaften dem Vaterlande 
Nutzen und Ehre gebracht haben. Gebrochen wird die 
Vorſchrift des Geſetzes wie die Vorſchrift der Ehre, daß 
alle Deutſchen in Rechten und Pflichten gleich ſind. Die 
Durchführung dieſer Gleichheit ſteht nicht allein bei den 
Tribunalen, ſondern bei dem Gewiſſen jedes einzelnen 
Bürgers.“ 
„Wie eine anſteckende Seuche droht die Wiederbe⸗ 
lebung eines alten Wahnes die Verhältniſſe zu vergiften, ! 
die im Staat und Gemeinde, in Geſellſchaft e 4 
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Chriſten und Juden auf dem Boden der Toleranz ver⸗ 
bunden haben. Wenn jetzt von den Führern dieſer Be⸗ 
wegung der Neid und die Mißgunſt nur abſtract ge⸗ 
predigt werden, jo wird die Maſſe nicht fäumen, aus 
jenem zielloſen Gerede die praktiſchen Conſequenzen zu 
ziehen. An dem Vermächtniß Leſſings rütteln Männer, 
die auf der Kanzel und dem Katheder verkünden ſollen, 
daß unſere Cultur die Iſolirung desjenigen Stammes 
überwunden hat, welcher einſt der Welt die Verehrung 
des einigen Gottes gab. Schon hört man den Ruf nach 
Ausnahmegeſetzen und Ausſchließung der Juden von 
dieſem oder jenem Beruf und Erwerb, von Aus⸗ 
zeichnungen und Vertrauensſtellungen. Wie lange wird 
es währen, bis der Haufen auch in dieſen einſtimmt?“ 

„Noch iſt es Zeit, der Verwirrung entgegen zu 
treten und nationale Schmach abzuwenden; noch kann die 
künſtlich angefachte Leidenſchaft der Menge gebrochen 
werden durch den Widerſtand beſonnener Männer. 
Unſer Ruf geht an die Chriſten aller Parteien, 
denen die Religion die frohe Botſchaft vom Frieden ift; 
unſer Ruf ergeht an alle Deutſchen, welchen das ideale 
Erbe ihrer großen Fürſten, Denker und Dichter am 
Herzen liegt. Vertheidiget in öffentlicher Erklärung 
und ruhiger Belehrung den Boden unſeres gemein⸗ 
ſamen Lebens: Achtung jedes Bekenntniſſes, gleiches 
Recht, gleiche Sonne im Wettkampf, gleiche Anerkennung 
tüchtigen Strebens für Chriſten und Juden.“ 

Unter den Unterzeichnern der Erklärung befanden ſich 
zahlreiche Namen von beſtem Klange: bekannte Männer der 
Verwaltung neben wiſſenſchaftlichen Autoritäten erſten Ranges 
und hervorragenden Politikern, Richter, Geiſtliche, Künſtler, 
Kaufleute, Fabrikanten. Wir nennen nur den Oberbürger⸗ 
meiſter von Berlin von Forckenbeck, Bürgermeiſter Duncker; 
die Stadträthe: Dr. Bertram, Dr. Cauer, Hermes, Noel⸗ 
dechen, Runge; Sarre; die Abgeordneten Beiſert, 
Dr. Friedr. Kapp, Kieſchke, Rickert, Schrader, Schroeder, 
Dr. Georg Siemens, Max Weber, Struve, Zelle; ferner 
Dr. Werler Siemens; die Profeſſoren: Albrecht, Arndt, 
Auwers, Bruns, Droyſen, Förſter, Gneiſt, Hofmann, 
Mommſen, Kirchhoff, Scherer, Schroeder, Virchow, Watten⸗ 
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bach, Weber; die Mitglieder des Berliner Aelteſten⸗ 
Collegiums der Kaufmannſchaft: Arndt, Conrad, 
Delbrück, Dietrich, Enslin, Frentzel, Kauffmann, Keibel, 
Kochhann, Parey, Steimer; die Directoren von Gym⸗ 
naſien und Realgymnaſien: Bach, Gallenkamp, Hof⸗ 
mann, Schwalbe; eine Anzahl von Richtern (Landgerichts⸗ 
directoren Kowalzig und Leſſing), Rechtsanwälten (u. A. 
Juſtizräthe Karſten, Leſſe, v. Wilmowski), Predigern (Lisco, 
Schmeidler, Thomas), Aerzten (Geheim⸗Rath Koerte und 
Wegſcheider). Dieſer Erklärung, welche in weiten Kreiſen 
eine wohlthuende Wirkung hatte, ſchloſſen ſich in ver⸗ 
fchiedenen Städten eine große Zahl von angeſehenen 
Männern an Auch in den höchſten Kreiſen mißbilligte 
man die Judenhetze entſchieden. Sie ſchien eine Zeit lang 
im Sande zu verlaufen. Herr Stöcker wurde für 
mehrere Jahre ein ſtillerer Mann. 

Ende der achtziger Jahre erhielt die Bewegung in Kur⸗ 
heſſen durch Dr Otto Böckel einen neuen Anſtoß. Er war 
der erſte Abgeordnete, der im Jahre 1887 in Marburg 
als Antiſemit gewählt wurde. Seitdem hat die Be⸗ 
wegung neue Nahrung erhalten. Mit lebhaftem Eifer iſt 
fie organiſirt. Mit Maſſen von Flugblättern, Broſchüren, 
Zeitſchriften, Verſammlungen u. ſ. w ſuchte man in ein⸗ 
zelnen Bezirken Deutſchlands, namentlich in Kurheſſen und 
im Großherzogthum Heſſen, weiteren Boden zu gewinnen. 
Der Erfolg dieſer mit allen Kräften demagogiſch betriebenen 
Agitation iſt bekannt Die Antifemiten haben bei den 
Februarwahlen von 1890 fünf Sitze erobert und im Ganzen 
in allen Wahlkreiſen 50000 Stimmen auf antiſemitiſche 
Candidaten vereinigt. 

Nach dem Wahlerfolg von 1890 haben die Anti⸗ 


ſemiten ihre Anſtrengungen verdoppelt, beſonders im, 


Heſſen, Preußen und Baden. Das Ergebniß trat in 
den Reichstagswahlen von 1893 zu Tage: 16 anti⸗ 
ſemitiſche Abgeordnete wurden gewählt, 263 861 antiſemitiſche 
Stimmen abgegeben. 

Die beiden antiſemitiſchen Hauptgruppen, die anti⸗ 
ſemitiſche Volkspartei und die deutſchſoziale Partei 
vereinigten ſich auf dem Delegirtentage zu Eiſenach am 
7. Oktober 1894 zu der deutſchſoztalen Reformpartei. 
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Ahlwardt wurde der Beitritt zur Fraction als Hoſpi⸗ 
tant zugeſichert. Doch ſah ſich die Reichstagsfraction 
(Febr. 1895) aus Gründen der Taktik gewöthigt, ihn 
auszuſchließen, worauf Ahlwardts damaliger Intimus 
Dr. Böckel ſeinen Austritt erklärte Ein anderer Perſonen⸗ 
wechſel trat dadurch ein, daß der Abg. Leuß (zuletzt 
Redacteur der „Hannov. Poſt“, früher Redacteur des 
Stöckerſchen „Volk“) im Dezember 1894 zu drei Jahren 
Zuchthaus wegen Meineids verurtheilt wurde. Ferner 
erklärte 1897 der Abg. Prof. Dr. Förſter ſeinen Austritt 
aus der Fraction, der er dabei ins Stammbuch ſchrieb, 
daß die Zugehörigkeit zu einer Partei werthlos ſei, die 
ſich mit oberflächlichem Radau und verbrauchten 
Schlagworten begnüge. „Mittel ſtand und Mittelſtand 
— darauf ſitzen wir feſt, ohne daß recht erſichtlich wird, 
was wir wollen und was wir nicht wollen.“ 


Der 1898 er Parteitag in Caſſel brachte heftige Angriffe 
gegen die CTonſervativen und den Bund der Land⸗ 
wirthe. Dagegen wurde ein freundnachbarliches Ver⸗ 
hältniß zu der chriſtlich⸗ſocialen Partei ausdrücklich gut⸗ 
geheißen. Die Parteigenoſſen wurden aufgefordert, „alles 
zu vermeiden, was eine Annäherung an die chriſtlich⸗ſociale 
Partei und ein Zuſammengehen mit derſelben bei den Wahlen 
erſchweren könnte!“ Auf dem Parteitag, den die deutſch⸗ 
ſociale Reformpartei im September 1899 in Hamburg ab⸗ 
hielt, erklärte im Rechenſchaftsbericht der Abg. Liebermann 
von Sonnenberg, daß neben den Chriftlich-focialen auch die 
Deutſcheonſervativen und der Bund der Landwirthe 
Parteien ſeien, mit denen ein freundnachbarliches Verhältniß 
thunlichſt zu pflegen ſei. Als letztes Ziel ſchwebe ihm der 
Abſchluß eines formellen Wahlbündniſſes aller üb. igen 
Va tien zu gem inſamer Eroberung der liberalen 
und ſozialdemokratiſchen Wahlkreiſe vor. In Konſe⸗ 
quenz dieſer Auffaſſung hat Abg. v. Liebermann im 
Januar 1900 ſeinen Rücktritt von dem Dorſitz der 
Partei erklärt, den er bis dahin gemeinſam mit dem 
früheren bg Oswald Zimmermann geführt hatte. Ueber 
die Gründe, die ihn zu dieſem Schritte veranlaßten, theilte 
er in der „Antiſ. Korr.“ Folgendes mit: 
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„Ich habe den Vorſitz niedergelegt, weil die Wiederwahl der 
Herren Werner und Bindewald zu Schriftführern und des Hrn. 
Dr. Vielhaben zum Raffirer mich vor die ſichere Ausſicht ſtellte, 
daß in den parteitaktiſchen Fragen bezüglich unſeres Verhältniſſes, 
in erſter Linie zum Bunde der Landwirthe, in zweiter Linie 
zur conſervativen Partei, ſtets die Anſicht des freiwilligen 
Geſchäftsführers unſerer Partei, des Hru. Dr. Gieſe, über meine 
Auffaſſung ſiegen würde. — Ich wäre aljo nicht im Stande ge⸗ 
weſen, das Mandat zur Ausführung zu bringen, daß ich nach 
meiner Auffaſſung auf dem Hamburger Parteitage erhalten, nämlich: 
unter voller Wahrung der Selbſtſtändigkeit unſerer Partei die 
Wiederherſtellung eines friedlichen Verhältniſſes zwiſchen uns und 
den verwandten Parteien und Richtungen auzubahnen. Der ver⸗ 
dienſtvolle und in unſerer Partei mit ausſchlaggebendem Einfluſſe 
ausgerüſtete Leiter unſerer freiw. Geſchäftsſtelle, Hr. Dr. W. Gieſe, 
iſt der Meinung, daß ich einen ſolchen Auftrag vom Parteitage 
nicht erhalten hätte. Auf dem nächſten Parteitage muß die 
Frage entſchieden werden, ob diejenigen bei uns die Mehrheit 
haben, die als Hauptaufgabe unſerer Partei die Bekämpfung des 
Judenthums und der mit ihm verbündeten politiſchen Parteien 
anſehen, oder diejenigen, die meinen, jenen Kampf nicht nur ohne 
Bundesgenoſſen, ſondern ſogar unter gleichzeitiger erbitterter Be⸗ 
kämpfung verwandter Parteien und Richtungen erfolgreich durch⸗ 
führen zu können.“ 

Die Reichstagswahlen des Jahres 1898 haben den 
Antifemiten inſofern eine Enktäuſchung bereitet, als der 
vom Abg v. Liebermann im Reichstage prophezeite Stimmen⸗ 
zuwachs auf insgeſammt ½ Million nicht erreicht wurde. 
Nach der amtlichen Statiſtik wurden für die deutſch⸗ſoziale 
Reformpartei und die fractionsloſen Antiſemiten (Böckel, 
Ahlwardt, Förſter) einſchließlich der chriſtlichſocialen ins⸗ 
geſammt 284250 Stimmen abgegeben. Hiervon ſind aber, 


wenn man einen Vergleich mit dem Ergebniß der Wahl 


vom Jahre 1893 ziehen will, die auf die Chriſtlich⸗ſozialen 
entfallenden 48 814 Stimmen abzuziehen, ſodaß dann 
235436 „rein“ antiſemitiſche Stimmen übrig bleiben. 
Da die 1893 er amtliche Statiſtik 263 861 Stimmen für die 
deutſche Reformpartei, wie ſich die damalige Partei 
nannte, aufführt, ſo haben die „reinen“ Antiſemiten etwa 
28000 Stimmen verloren. Die Zahl der Mitglieder der 
deutſch⸗ſozialen Reformpartei im Reichstage beträgt nach den 
letzten Wahlen 10, zu denen noch die wild gebliebenen Abgg 
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Böckel und Ahlwardt zu rechnen find, mithin insgeſamt 12. 
Dieſe haben ſich mit den bayeriſchen Bauernbündlern, ſowie 
dem Abg. für Potsdam, Pauli, zu einer Vereinigung zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, um ſelbſtändig Anträge einbringen und 
Anſpruch auf Vertretung in den Kommiſſionen erheben zu 
können. Auch Stöcker iſt in gleichem Sinne in Beziehungen 
Ar deutſch⸗ſozialen Reformpartei getreten. 

Bei den Wahlen zum preußiſchen Abgeordneten⸗ 
hauſe im Jahre 1898 iſt den Antiſemiten ein kleiner Erfolg 
beſchieden geweſen, da der Reichstagsabgeordnete Werner 
als erſter Antiſemit ſeinen Einzug in die preußiſche Volks⸗ 
vertretung gehalten hat. Dagegen iſt der „Vater des Anti- 
ſemitismus“ Stöcker in ſeinem alten Wahlkreiſe Minden⸗ 
Lübbeke durchgefallen. ; 

Bei den heſſiſchen Landtagswahlen iſt es den Anti⸗ 
ſemiten gelungen, zwei Sitze zu gewinnen, ihre Gruppe zählt 
einſchließlich der mit ihrer Unterſtützung auf das Programm 


des Bauernbundes gewählten Abgeordneten 9 Mitglieder. 


Ju Baden iſt bei den letzten Wahlen der bisherige 
antiſemitiſche Abg. Pfiſterer unterlegen, ſo daß die badiſche 
zweite Kammerjetzt ſtatt zweinur nocheinen Antiſemiten zählt. 


In der ſächſiſchen zweiten Kammer ſitzt ebenfalls nur 


ein Antiſemit, der bei der conſervativen Fraction hoſpitirt. 

Je ein Antiſemit befindet ſich ferner in den Landtagen 
von Gotha und Schwarzburg⸗Sonderhauſen ſowie in der 
Hamburger Bürgerſchaft (Raab). 

In Berlin haben die Antiſemiten trotz einer zwei Jahr: 
zehnte dauernden Arbeit es weder zu einem Reichstags⸗ 
noch zu einem Landtagsmandat gebracht und im „rothen 
Haufe”, wo fie eine kurze Zeit etwa ein Dutzend Vertreter 
zählten, ſaß ſeit Jahren nur ein einziger Antiſemit, dem 
ſich 1899 ein Geſinnungsgenoſſe zugeſellte: zwei unter 144. 
Man kann in der That mit der „Kreuzztg.“ von einer voll⸗ 
ſtändigen Abdikation“ der „Berliner Bewegung“ ſprechen. 

Faßt man dieſe Reſultate zuſammen, ſo muß man dem 
Abg. von Liebermann in gewiſſem Sinne Recht geben, wenn 
er ſagt, „der Antiſemitismus ſei auf einem todten 
Punkt angelangt.“ 2 

Welches find die Urſachen dieſer Erſcheinung? Einmal 
hat die wüſte Agitation im Lande, die vor keinem Hetzmittel 
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zurückſchreckt, weite Kreiſe doch ſtutzig gemacht. Höchſt frag⸗ 
würdige Geſtalten waren es, die den Judenhaß und das 
reine Deutſchthum zu repräſentiren berufen waren und 
Männer, wie Karl Paaſch und neuerdings Graf Pückler⸗ 
Kl. Tſchirne werden „ausgeſchlachtet“. 

Mit einem Mann wie Ahlwardt haben die Führer ein 
reines Verſteckſpiel geſpielt. Derſelbe Liebermann von 
Sonnenberg, der ihn in öffentlicher Verſammlung ein 
„Schmutzſtück“ und „Unrath“ nannte, hat ihn ein Jahr 
darauf als Hoſpitant der Reichstagsfraction zugelaſſen!! 
Alles das hat namentlich in gebildeten Kreiſen auf die Dauer 
einen Widerwillen hervorrufen müſſen und man hat den 
„reinen“ Antiſemiten den Rücken gekehrt. 

Hierzu kommt, daß die parlamentariſche Thätigkeit 
der Antiſemiten nicht gerade geeignet war, Anhänger für die 
„gute Sache“ zu gewinnen. (J. „die parlamentariſche Thätig⸗ 
keit der Antiſemiten.“) 

Mit dem Niedergang des „reinen“ Antiſemitismus hat 
dieſe Bewegung ſelbſt keineswegs abgewirthſchaftet. Dafür 
iſt auf dem Tivoli⸗Parteitage am 8. Dezember 1892 der 
Antiſemitismus ausdrücklich in das conſervative 
Programm aufgenommen worden. (ſ. conſervative Partei. 

Einen großen Verluſt erlitt die conſervativ⸗antiſemitiſche 
Bewegung durch den Sturz und die Verurtheilung des Chef⸗ 
redacteurs der „Kreuzztg.“ und des parlamentariſchen Führers 
Frhr. v. Hammerſtein im April 1896. In feinen Sturz 
verwickelte er den Führer der chriſtlichen Partei, Hofprediger 
Stöcker, der infolge der Veröffentlichung feines fog. Scheiter⸗ 
haufen⸗Briefes durch den „Vorwärts“ im Sepbr. 1895 an 
maßgebender Stelle in Mißcredit kam, ſchließlich zum Aus⸗ 
tritt aus der conſervativen Partei (1. Febr. 1896) genöthigt 
wurde und ſpäter ſeine Stellung als Hofprediger verlor. 
Losgelöſt von der mächtigen conſervativen Partei iſt der 
Einfluß des „Vaters des Antiſemitismus“ im Lande ſo⸗ 
wohl wie im Parlament zweifellos geſunken. 


Dagegen hat der politiſche Antiſemitismus eine hervor⸗ 


ragende Stätte im Bund der Landwirthe gefunden 
(j. der Antiſemitismus und der Bund der Landwirthe). 


ar 


Die antiſemitiſchen Stimmen bei den Reichstags⸗ 
Wahlen. 


Bei den Reichstagswahlen von 1887, an denen die 
Antiſemiten zum erſten Male als ſolche theilnahmen, fielen 
im Ganzen 11500 Stimmen auf ihre Kandidaten und ihr 
Führer Dr. Böckel wurde im Kreiſe Marburg mit 7410 
Stimmen von 13183 abgegebenen Stimmen als erſter 
Vertreter der damaligen „antiſemitiſchen Volkspartei“ in den 
Reichstag gewählt. 5 

Bei den nächſtfolgenden Wahlen im Jahre 1890 wurden 
in den von den Antiſemiten eroberten Wahlkreiſen folgende 
Stimmen auf die antiſemitiſchen Kandidaten vereinigt: 

1. Hofgeismar⸗Rinteln; Abg. Werner erhielt im 
erſten Wahlgange von 13747 abgegebenen Stimmen 
3314 (in der Stichwahl von 13 833 abgegebenen 
Stimmen 8978). 

2. Fritzlar⸗ Ziegenhain; Abgeordneter Liebermann 
v Sonnenberg erhielt von 10232 abgegebenen 
Stimmen 6269. 

3. Marburg⸗Frankenberg; Abg Dr. Boeckel erhielt 
von 13479 abgegebenen Stimmen 8739. 2 

4. Gießen; Abg. Pickenbach erhielt im erſten Wahl⸗ 
gange von 15723 abgegebenen Stimmen 7145 (in der 
Stichwahl von 16626 abgegebenen Stimmen 8890). 

5. Alsfeld⸗Lauterbach; Abg. Zimmermann erhielt 
im erſten Wahlgange von 12035 abgegebenen Stimmen 
5000 (in der Stichwahl von 12632 abgegebenen 
Stimmen 8906). \ 

Bei dieſen Wahlgängen wurden 30467 Stimmen ab⸗ 
gegeben, außerdem noch in 26 Wahlkreiſen etwa 6000 Stimmen. 

Während der Dauer dieſer Seſſion wurde noch der 
Wahlkreis Arnswalde⸗Friedeberg von der antiſemitiſchen 
Partei bei der Nachwahl im Jahre 1892 erobert, aus welcher 
der bekannte Agitator Ahlwardt, Rektor a. D., mit 11206 
von 15512 abgegebenen Stimmen als Sieger hervorging. 

In großem Maßſtabe wurde die antiſemitiſche Agi⸗ 
tation für die Reichstagswahlen von 1893 betrieben, 
die ſich vor allem in einer ſehr rührig ins Werk geſetzten 
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Verſammlungsthätigkeit äußerte. Nach dem Berichte der 0 
„Deutſch⸗Sozialen Blätter haben 51 antiſemitiſche Redner e if 
im Jahre 1892 über 400 Verſammlungen namentlich in 
Heſſen, Baden und Königreich Sach ſen abgehalten und 


im Anſchluß an dieſe Vorträge in den meiſten der Ver⸗ 
ſammlungsorte antiſemitiſche Vereine gegründet. Durch Auf⸗ 
ſtellung einer ganzen Reihe von Zählkandidaten ſollte be⸗ 
wieſen werden, welch' großen Aufſchwung die antiſemitiſche 
Bewegung in ganz Deutſchland genommen hat. In Folge 
dieſer lebhaften Agitation wurden 1893 16 antiſemitiſche 
Abgeordnete in den Reichstag gewählt und fielen im Ganzen 
auf antiſemitiſche Kandidaten über 263000 Stimmen. Damit 
hatte der „reine“ Antiſemitismus ſeinen Höhepunkt erreicht. I 
Nachfolgende Tabelle giebt eine Ueberſicht über die br 
Wahlkreiſe, in denen Antiſemiten gewählt wurden. h . 
\ 1 Name des Zahl der erhaltenen Stimmen 
. Wahlkreis: anden 1 Hauptwahl) bel d. Stichwahl 


1. Arnswalde⸗Friedeberg Ahlwardt | 8046 (13228) 
2. Neuſtettin Prof. Förſter 6518 (8426) 
Nachwahl 
3. Rinteln⸗Hofgeismar Dr. König 4419 (10893) 6631 (10400) 
„Fritzlar⸗Ziegenhain Liebermann 6482 (10531) 
v. Sonnenberg 3 


| | 
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5. Eſchwege⸗Schmalkalden Leuß 3809 (14739) 6879 (11711) 

6. Marburg ⸗Frankenberg Dr. Boeckel 6736 (13851) 8778 (12740) 

7. Hersfeld⸗Rotenburg Werner 3986 (11621) 7259 (11644) 

8. Bautzen Gräfe 10572 (20513) 4 

9. Dresden⸗Neuſtadt Klemm 11151 (34568/19550 (34740) ’ 

10. Dresden⸗Altſtadt Zimmermann 13805 (35671/19857 (36046) . 

11. Dresden⸗Land Hänichen 11780 (32341) 17037 (33980) 

12. Meißen⸗Großenhein Landw. Lieber 7692 (22546) 13344 (22233) 
13. Pirna⸗Sebnitz Lotze 7805 (20879/12829 (22157 

14. Gießen Köhler 5606 (14683) 8163 (15150) f 0 
15. Alsfeld⸗Lauterbach Bindewald 4761 (10443) 6314 (11652) 

Nachwahl 

16. Bensheim⸗Erbach | Hirſchel 4693 (14195) 8121 (15531) 


In dieſen ſechzehn Wahlkreiſen wurden 117863 anti⸗ 
ſemitiſche Stimme abgegeben In den 70 Wahlkreiſen, in 
denen die antiſemitiſche Partei Candidaturen aufgeſtellt hatte, 
hat ſie 145918 Stimmen erhalten. 
rn 
Sunne . eingeklammerten Zahlen bedeuten die Seſammtzahl der abgegebenen 


Während der Seſſion 18931898 find in der anti» 
ſemitiſchen Reichstagsfraktion zahlreiche Perſonalverände⸗ 
rungen vor fi) gegangen. Ahlwardt und Böckel haben 
ſich von derſelben getr nt. Dr. König und Hänichen 
haben wegen Meinungsverſchiedenheiten mit ihren Partei⸗ 
genoſſen ihre Mandate niedergelegt, erſterer iſt durch Viel⸗ 
haben abgelöſt worden, während Hänichens Mandat den 
Sozialdemokraten in die Hände fiel. An Stelle von Leuß⸗ 
Eſchwege, der zu einer Zuchthausſtrafe verurtheilt wurde, 
kam Pfarrer Iskraut. Zu erwähnen iſt auch noch die im 
Jahre 1895 erfolgte Wahl des Abg. Müller Waldeck an 
Stelle des bisherigen nat.⸗lib. Abg. Dr Böttcher. 

Größeres Intereſſe beanſpruchte der im Jahre 1897 
erfolgte Austritt des Abg. Förſter⸗Neuſtettin aus der 
Fraktion. Derſelbe geißelte in feinem Schreiben an die Fraction, 
womit er ſeinen Austritt erklärte, in ſcharfen Worten die 
Impotenz der Antiſemiten auf ſozialpolitiſchem Gebiete, die 
mangelhafte Theilnahme ihrer Abgeordneten an den Verhand⸗ 
lungen des Reichstags, ihren Mittelſtands⸗Schwindel, ihren 
oberflächlichen Radau mit verbrauchten Schlagworten. 

Dieſes von einem Genoſſen auf Grund eigenſter Er⸗ 
fahrung abgegebene Urtheil kam, zumal die Reichstags⸗ 
wahlen vor der Thür ſtanden, der antiſemitiſchen Fraction 
äußerſt ungelegen. Verſuche, dieſen Schritt wieder rück⸗ 
gängig zu machen, blieben erfolglos. Der Wahlkreis des 
Prof. Förſter, den dieſer bekanntlich Ahlwardt verdankte, 
ging der Partei bei der nächſtfolgenden Wahl, zu der fie 
an Stelle Förſters einen anderen Kandidaten, (Aſchendorff,) 
aufgeſtellt hatte, an die Konſervativen verloren. 

Trotz der ungemein regen, im Vergleich zu der vorher⸗ 
gehenden Wahl beinahe verdoppelten Verſammlungsthätigkeit 


und ſonſtiger Agitation die, wie die „Kreuzztg.“ ſchrieb, 


auf jeden anſtändigen Politiker hat abſchreckend 
wirken müſſen, war das Reſultat der Reichstags⸗ 
wahlen von 1898 ein der Agitation wenig entſprechendes. 
Nur wenn man die Chriſtlich⸗Sozialen (Anhänger 
Stöckers), die in der Statiſtik von 1893 noch zu den 
Conſervativen gerechnet wurden, zu den Antiſemiten hinzu⸗ 
rechnet (48,814 Stimmen), kommt ein kleiner Ueberſchuß 
gegen 1893 heraus. Die Zahl der gewählten Ab⸗ 


29 N 
geordneten aber ift von 16 auf 13 zurückgegangen. Von N) 
diefen gehören 10 der deutſch⸗ſozialen Reform 9 
partei an, nämlich die bisherigen Abgg. Bindewald, Gräfe, H 
Köhler, Liebermann v. Sonnenberg, Lotze, Müller, Dr. 
Vielhaben, Werner und die neugewählten Gäbel und Raab. 
Hierzu kommen noch die beiden „wilden“ Antiſemiten Böckel | 
und Ahlwardt, und der Hofprediger a. D. Stöcker. 1 


Auf dieſe 13 Abgeordnete fielen 84342 Stimmen, die 
ſich auf folgende Wahlkreiſe vertheilen. 


; Zahl der erhaltenen Stimmen 
1 Abgeordneter 5 d Hauptwahl b. d. Stichwahl 


1. Rinteln Vielhaben 6035 (9385) — 
RE Liebermann v. > \ 

2, Fritzlar⸗Ziegenhain Sonnenberg 4818 (6328) — n 
3. Hersfeld⸗Rotenburg Werner 4366 (8633) — 1 
4. Bauen Gräfe 10026 (1605 — 4 
5. Pirna Lotze 11118 (21789) — . * 

6. Arnswalde⸗Friedeberg Ahlwardt 6136 (13059) 8319 (13628) i 

7. Flensburg i Raab 4425 (18070) 8145 (13596) 1 

8. Wittgenſtein⸗Siegen Stöcker 10551 (21208) 12099 (24171) 3 

9. Marburg Dr. Böckel 2812 110700 5517 (10457) 

10. Meißen⸗Großenhainn Gäbel 6522 (23341) 12707 (24274) 
11. Gießen | Köhler 4718 (13463) 8839 (14306) ür 
12. Alsfeld⸗Lauterbach | Bindewald 2870 (7613) 5222 (9154). 5 
13. Fürſtenthum Waldeck Müller 3394 (7143) 4251 (7208) 11 


* Die eingeklammerten Zahlen bedeuten die Geſammtzahl der abgegebenen Stimmen. 


Auf die übrigen Candidaten, welche die Antiſemiten 
beinahe in hundert verſchiedenen Wahlkreiſen aufgeſtellt 
hatten, wurden 199908 Stimmen vereinigt, ſo daß bei 
dieſen Wahlen im Ganzen 284250 antiſemitiſche Stimmen 
abgegeben wurden. Verloren haben die Antifemiten die 


Wahlkreiſe Neuſtettin, Eſchwege⸗Schmalkalden, Dresden⸗ a 
Neuſtadt, Dresden⸗Altſtadt, Dresden-Land und Bensheim⸗ 149 


Erbach und gewonnen den Kreis Flensburg und den durch 
den chriſtlich⸗ſocialen Abg. Stöcker vertretenen Kreis 
Wittgenſtein⸗Siegen, den derſelbe ſeit 1881 vertreten und 
im Jahre 1893 an die Nationalliberalen verloren hatte 
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Von der parlamentariſchen Thätigkeit der 
Autiſemiten. 
d. Der Schüchtantrag. 
(Judenthum und Thierſchutz.) 

Den Juden wird häufig der Vorwurf der Thierquä⸗ 
lerei gemacht. Er wird im Weſentlichen darauf begründet, 
daß die religiöſe Schlachtart der Juden, das ſogenannte 
Schächten, eine Thierquälerei enthalte. 

Iſt das der Fall? Eine Anzahl von Thierſchutzvereinen 
verlangen im Intereſſe der Humanität eine Abſchaffung 
dieſes religiöſen Gebrauches. hnen gegenüber ſtehen zahl⸗ 
reiche Gutachten wiſſenſchaftlicher Autoritäten, welche die 
Tötungsart des Schächtens als die am wenigſten empfindliche 
darſtellen. Verſchiedene Einzellandtage der deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten, ſowohl wie der Reichstag haben ſich mit der „Schächt⸗ 
frage“ wiederholt beſchäftigt, das Reſultat dieſer Ver⸗ 
handlungen war aber beinahe durchwegs für die jüdiſche 
Schächtmethode günſtig. So haben ſich die Landtage von 
Bayern, Baden, Schwarzburg⸗Sondershauſen und erſt 
neuerdings (1899) der Landtag von Mecklenburg⸗Schwerin 
zu der Frage, ob ſich die Einführung eines Schächtverbotes 
empfehle, auf Grund der eingezogenen Gutachten ablehnend 
verhalten. Bei der Verhandlung im Mecklenburgiſchen Land⸗ 
tage erklärte der frühere preußiſche Kriegsminiſter General der 
Infanterie Bronſart v. Schellendorf, daß der Halsſchnitt 
ein durchaus rationelles Verfahren ſei, weil das Schlachtthier 
durch ihn ſicher, ſchneller und möglichſt ſchmerzloſer 
getötet werde, uud ſich außerdem nur fo eine voll: 


erzielen laſſe. Wenn beim Niederwerfen des Thieres Thier⸗ 


quälereien dann und wann vielleicht vorkommen, ſo liege 
das an der Ungeſchicklichkeit des Schlachters; daraus 
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Die von anderer Seite angeführte Thatſache, daß der Hals⸗ 
ſchnitt in Sachſen und in der Schweiz geſetzlich verboten 
ſei, beweiſe nur, wie leicht es ſei, die öffentliche Meinung, 5 fl 
namentlich wenn fie durch antiſemetiſche und fonftige 
unſachliche Gründe beeinflußt werde, irre zu führen. In ef 
allen Militärkonſervenfabriken ſei der Halsſchnitt 1 
ſeit Jahren eingeführt und habe ſich durchaus | 
bewährt. : 

Am 28. Aug. 1895 brachte die „Poſt“ folgenden offiziöſen 
Artikel über den Standpunkt der Militärverwaltung: 

„Auf Grund ſehr ſorgfältiger Verſuche und nach Ein⸗ 
holung zahlreicher fachmänniſcher Gutachten iſt die Mi⸗ 
litärverwaltung zu der Ueberzeugung gelangt, daß die 
in den meiſten Schlachthäuſern angewendete Methode des 1 
Schlachtens unter Benutzung des Stirnſchlages, der ai! 
Maskenbouterolle oder der Schußmaske in Folge der un⸗ 

vollkommenen Blutung der Haltbarkeit des Fleiſches beein⸗ 149 

trächtigte und deshalb namentlich für die Herſtellung von 1 m 

Conſerven nicht zweckmäßig ſei. Eine der Methoden des 4 

Schächtens ähnliche Handhabung beim Schlachten dagegen 1 

gilt für weſentlich vortheilhafter, weil die Blutung eine 
vollkommene und die Haltbarkeit des Fleiſches in Folge 
deſſen eine weſentlich größere iſt, ohne daß die Intereſſen 
der Humanität dadurch in irgend einer Weiſe geſchädigt 
würden, Da nun die Haltbarkeit die erſte Vorbedingung 
für eine Fleiſchverſorgung der Truppen iſt, wünſchte die 
Militärverwaltung die in dieſem Sinne zweckmäßigere J 
Methode anzuwenden, die denn auch, wie wir hören, bei 7 
den großen Conſervenfabriken der Armee demnächſt all⸗ 

gemein zur Anwendung kommen ſoll. 

Als in der Reichstagsſitzung vom 13. Februar 1897 g 
der antiſemitiſche Abg. Profeſſor Förſter darüber Beſchwerde a 
führte, daß in den CTonſervenfabriken in Haſelhorſt ö 
und, wie er glaube auch in Mainz die Thiere nicht „auf 1 
deutſche Weiſe vom Leben zum Tode beferdert“ d 
werden, ſondern durch das Verfahren der Schächtung, worin 
er und ſeine Partei eine Thierquälerei der ſchlimmſten Art ſehe, 
erwiderte Frhr. v. Gemmingen, Generalmajor und Director 
des Militärökonomiedepartements im Kriegsminiſterium: „Was 
die Frage des Schächtens anbelangt, ſo ſind in der Fabrik 
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zu Mainz die Ochſen eine Zeit lang durch den Halsſchnitt 
getödtet worden; es hat aber nach keiner Richtung hin 
irgend eine rituelle Rückſicht vorgelegen, etwa für jüdiſche 
Soldaten oder dergleichen, ſondern lediglich der Grund, daß 
ein Gutachten der wiſſenſchaftlichen Deputation für das 
Medicinalweſen u. ſ. w. dieſe Tödtungsart als die am 
wenigſten empfindliche dargeſtellt hat. Außerdem iſt feſtgeſtellt 
worden, daß die Brühe, die aus dieſem Fleiſche bereitet iſt, 
erheblich weniger Blutkörperchen und Bluttheile enthalten 
hat als in der Spandauer Fabrik, wo ein ähnliches Ver⸗ 
fahren nicht ſtattfand.“ 5 

Neuerdings hat die deutſche Armeeverwaltung in Bei⸗ 
lage 22 der „Proviantamts⸗Ordnung“ das Schächten auch 
zum Zwecke des Einpökelns und Räucherns von Fleiſch zur 
Pflicht gemacht. 

Im Königreich Sachſeniſt allerdings das Schächten im 
Jahre 1892 geſetzlich abgeſchafft worden. Dort feierte die 
antiſemitiſche Agitation, um dieſe Zeit und bei den nächſt⸗ 
folgenden Reichstagswahlen ihre höchſten Triumphe In 
der Schweiz gelangte durch die Majorität der Stimmen 
im darauffolgenden Jahre ein ähnliches Schächtverbot zur 
Einführung, 5 

Im deutſchen Reichstage iſt in Folge von Petitionen die 
Schächtfrage A erſtenmal in der Sitzung vom 18. Mai 1887 
verhandelt worden. Der Reichstag ging über die Petitionen 
zur Tagesordnung über. 


Maßgebend für die Ablehnung waren auch die vor⸗ 
liegenden Gutachten, welche Prof. Dr. Hoppe⸗Seyler, Director 
des phyſiologiſch⸗chemiſchen Inſtituts der Univerſität Straß⸗ 
burg, Dr. Wirtz, Director der Staats⸗Thierarzneiſchule in 
Utrecht, Dr. Hertwig, ſtädtiſcher Ober⸗Thierarzt von Berlin, 

Medicinalrath Prof. Dr. Richter in Königsberg, Prof.Dr. Zürn 
in Leipzig und Andere erſtattet haben. Prof. Zürn erklärte 
das Schächten für eine der beſten Schlachtmethoden, die es 
giebt, Prof. Hoppe⸗Seyler ſogar für die zweckmäßigſte Art, 
den Tod mit möglichſt geringem Maß von Schmerz herbei⸗ 
zuführen und zugleich ein von Blut recht freies, gutes Fleiſch 
zu erzielen, Dr. Wirtz. ebenfalls für die am wenigſten 
ſchmerzhafte Todesart, Dr. Hertwig für nicht qualvoller, 
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Bi. weit eher für humaner als die übrigen Schlacht⸗ 
methoden. 8 
a Unerledigt blieb der im Jahre 1894 ſeitens der An⸗ 
tiſemiten geſtellte Antrag auf Erlaß eines Schächtverbotes. 
Im Jahre 1899 wurde der Antrag Liebermann v. Sonnen⸗ 
berg und Genoſſen von den Antiſemiten wiederholt. Dieſer 
Geſetzentwurf, welcher das Schlachten der Thiere nur nach 
vorausgegangener Betäubung geſtatten will und das Verbot 
des Schächtens ausſpricht, wurde im Reichstag am 25. April 
und am 9. Mai 1899 verhandelt. 

Der mit der Begründung des Antrages betraute 
Abg. Dr. Vielhaben verwahrte ſich dagegen, daß dieſer 
eine Judenhetze beabſichtige. Er verſuchte zu beweiſen, 
das Schächtgebok ſei keine religiöſe Satzung des Juden⸗ 
thums und das Schächten eine beſonders grauſame Schlacht⸗ 
methode. Seitens der Wortführer der überwiegenden 
Mehrheit des Hauſes wurde jedoch der Antrag ent⸗ 
ſchieden bekämpft, was aber den Abg. Dr} Vielhaben nicht 
hinderte, in ſeinem Schlußworte von einem „freudigen 
Ergebniß“ der Verhandlungen zu ſprechen, eine Erklärung, 
welche die Heiterkeit des Hauſes heraus forderte. 

Der Sprecher des Centrums, Abg. Lieber, betonte be⸗ 
ſonders das religiöſe Moment dieſes Antrages, in welchem er 
ein unberechtigtes Eingreifen in die innerreligiöſen Ange⸗ 
legenheiten einer anerkannten Religionsgeſellſchaft erblickte, 


wie dies ſchon in der früher erwähnten Reichstagsver⸗ 


handlung vom Jahre 1887 der Abg. Windthorft nachdrücklich 
ausgeſprochen hatte. Abg. Lieber verwies daher auf die 
im Januar 1894 von 257 Rabbinern öffentlich abgegebene 
nachſtehende Erklärung: 

„Gegenüber falſchen Anſchauungen und nurichtigen Dar⸗ 
ſtellungen erklären wir, die rituelle Schlachtweiſe iſt eine 
religiöſe Einrichtung, die in bibliſchen und nachbibliſchen 
Schriften ihre Begründung hat. Dieſen Satzungen gemäß 
darf ein Thier nur geſchlachtet werden, wenn es in keinem 
ſeiner weſentlichen Organe verletzt iſt. Die Betäubung durch 
Gehirnſchlag, Schutzmaske und ſo weiter würde ſomit einem 
Verbot des Schächtens gleichkommen. Hunderttauſende von 
Bekennern des jüdiſchen Glaubens würde dies zwingen, auf 
das wichtigſte Nahrungsmittel zu verzichten, um Uebertretuigen 
don Religiausvorſchriften zu vermeiden,“ s 


. 
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Von den Rednern anderer Parteien wurde insbeſondere 


hervorgehoben, daß das Schächten nicht grauſamer, ja daß 


es den anderen Methoden ſogar vorzuziehen ſei. Dieſen 
Standpunkt betonten beſonders der nationalliberale Abg. 
Dr. Kruſe (Arzt) und der Abg. von Tiedemann (bisher 
Regierungs⸗Präſident), die ſich beide auf ihre Erfahrungen 
als Medicinal⸗ reſp. Verwaltungsbeamte beriefen. 

Der Abg. Kruſe verlas folgende Stelle aus einer 
Rede des früheren Abgeordneten, jetzigen Miniſters v. Miquel: 

„Wir wollen die rituellen Vorſchriften der Juden beobachtet 
wiſſen bei jeder neuen Geſetzgebung, erſtens, weil wir uns über⸗ 
zeugt haben aus den Gutachten hervorragender Gelehrten, daß dieſe 
Art des Tödtens von Thieren keine Grauſamkeit iſt, gegen die 
Humanität nicht verſtößt, und anderentheils darüber kein Zweifel 
walten kann, daß das Schächten durch den religiöſen Glauben einer 
großen Anzahl Deutſcher gefordert wird.. Ich bin überzeugt, 
daß, ſolange in Deutſchland die Grundſätze der Toleranz und der 
gegenſeitigen Achtung der deutſchen Bürger noch Geltung haben, 
man über ſolche unzweifelhaft tief eingewurzelte religiöſe Gefühle 
unmöglich hinweggehen kann bei einer Frage wie der vorliegenden, 
wo es doch mindeſtens für zweifelhaft gehalten werden muß, ob 
das rituelle Schächten nicht geradezu als eine beſonders zweckmäßige 
und humane Einrichtung anzuſehen iſt.“ - 

Das religiöſe Moment bei Seite laſſend, verwies der 
Abg. Rickert auf die zahlreichen für Anwendung des Schächt⸗ 
verfahrens vorliegenden Gutachten (Gutachten über das 
jüdiſch⸗rituelle Schlachtverfahren „Schächten“. Berlin, Emil 
Apolaut. 1894. 4. 122 S.) 

Dieſe 253 Gutachten zu Gunſten des Schächtens ſind 
erſtattet worden: 

von 23 Profeſſoren der Phyſiologie, Pathologie ꝛc. in 
Deutſchland, welche ſämmtlich zugleich Directoren 
phyſiologiſcher, pathologiſch⸗anatomiſcher oder 
hygieniſcher Univerſitätsinſtitute ſind; 

von 7 Univerſitäts⸗Profeſſoren Oeſterreich⸗Ungarns 
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= f Im Ganzen 
von 50 Univerſitäts⸗Profeſſoren. 
Dazu kommen: 
14 Directoren von Thierarzneiſchulen, 
24 Profeſſoren der Thierarzneikunde, ſowie 
151 Thierärzte in verſchiedenen Stellungen. 

Im Ganzen 189 Gutachten von Männern, welche auf 
dem ſpeciellen Gebiete der Veterinärkunde wirken. 

Endlich haben ſich dieſen Gutachten auch 14 Groß⸗ 
ſchlächter und Metzger⸗Innungen angeſchloſſen. 

Abg. Rickert machte außerdem auf die faſt einmüthige 
Zurückweiſung eines ähnlichen Antrags in der bayeriſchen 
und badiſchen Volksvertretung aufmerkſam. Das preußiſche 
Miniſterium, mit einem Hohenlohe und Miquel an der 
Spitze, ſo ſchloß er ſeine Rede, wird ſich niemals darauf 
einlaſſen, derartigen antiſemitiſchen Gelüſten nachzugeben. 
Gegen den Antrag erklärten ſich ferner das Mitglied der Reichs⸗ 
partei Dr. Hoeffel (Arzt), die freiſinnigen Abgeordneten 

Schrader und Eickhoff, der ſocialdemokratiſche Abg. Lie b⸗ 
knecht. Auch der der ſüddeutſchen Volkspartei angehörige Abg. 
Hoffmann erklärte ſich, obwohl er früher einmal gegen die 
Schächtmethode ſich geäußert hatte, gegen den Antrag, weil 
dieſer ſo, wie er vorliege, eine antiſemitiſche Tendenz habe. 
Ein einziger Bundesgenoſſe erſtand den Antiſemiten in dem 
ſächſiſchen Abg. Dr. Oertel, welcher dem Bund der Land⸗ 
wirthe angehört und der in ſeinen Ausführungen rühmend 
hervorhob, daß ſein Heimathland Sachſen auch in dieſer 
225 „wieder einmal an der Spitze Deutſchlands marſchirt 
abe.“ ) 

Die am 9. Mai 1899 ftattgehabte zweite Berathung des 
Antrages vollendete die Niederlage der Antiſemiten. Daß 
dieſe Niederlage nicht auch ziffernmäßig zum Ausdrucke ge⸗ 
langte, hatten ſie nur der Beſchlußunfähigkeit des Hauſes 
zu verdanken, die konſtatirt wurde, weil der Autragſteller 
Abg. Liebermann von Sonnenberg ſelbſt, nachdem ſein An⸗ 
trag auf Vertagung abgelehnt worden, die Beſchlufffähigleit 
des Hauſes bezweifelte. 


Unnütze Thierquälerei wird in der Religionslehre 
der Juden ſcharf verdammt: „Du mußt Be unter; 
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ſeiner Laſt hinfallenden Thiere helfen (II. Moſe 23, 5). 
Du darfſt kein Thier verſtümmeln (III. M. 22, 24 — man 
erinnere ſich dabet der Thatſache, daß es bei uns Wallache 
und Capaune giebt!) Am Sabbath und an Feſttagen muß 
man auch den Arbeitsthieren Ruhe gönnen (II. M. 20, 10) 
2. ꝛc. Auch in ſpäteren Religionsſchriften wird der Thier⸗ 
ſchutz befohlen. Jede Thierquälerei iſt eine Sünde gegen 
das göttliche Geſetz (Sabbath 128 b). Der Ifraelit darf 
nicht früher eſſen, als bis die Hausthiere mit der nöthigen 
Nahrung verſehen ſind (Gittin 62 a), er muß ſie vor 
jeder Ueberbürdung und übermäßiger Anſtrengung ſchützen 
(B. Mezia 32 b). Selbſt ein Würmchen unnütz zu tödten, 
iſt nach dem Talmud verboten (B. Mezia 88 a). Dieſe Vor⸗ 
ſchriften wurden von den Juden nicht nur mechaniſch 
befolgt, ſondern in ihrem Kern richtig erfaßt. So bildete 
ſich frühzeitig die Ueberzeugung aus, daß nur der ein guter 
Meuſch genannt zu werden verdient, der die Thiere gut 
behandelt, und nur ſo konnte die Mythe entſtehen, die der 
Midraſch erzählt: Ein erſchöpftes Schaf nahm Moſes auf 
die Schulter, um es am Bache zu tränken, und auf dieſelbe 
Weiſe brachte er es zur Weide zurück. Da habe Gott Moſes 
zum Hirten Iſraels beſtellt: „Er war barmherzig gegen das 
Thier, er wird auch liebevon ſein gegen mein Volk“). 
Der berühmte Aeſthetiker Friedrich Viſcher ſchrieb 
in der „Münchener Allg. Zeitung“ vom 26. Dezember 1875: 
„Man könnte allerdings weiter gehen und es als Mangel der 
chriſtlichen Religion an ſich bezeichnen, daß ſie, wie ſie über⸗ 
haupt zu wenig über die wirklichen, beſtimmten Menſchenpflichten 
aufſtellet, ſo auch auf dieſe Seite ſich — in ihren Urkunden — 
nicht einläßt, darüber nichts vorſchreibte). Die Geſetzgebung 
Moſis ſtand hierin höher und hat bekanntlich herrliche Beſtim⸗ 
mungen, worin ſie Erbarmen mit dem Vieh zur Religionspflicht 


macht. 
Und der angeſehene Hiſtoriker Lecky ſchreibt in ſeiner 
Sittengeſchichte Europas Bd. II. S. 136: 

„In dem Bereiche und Kreiſe der von den erſten Kirchenlehrern 


1) Eine ähnliche Legende wird von David erzählt, nächſt 


Moſes der beliebteſten Figur der jüdiſchen Geſchichte. 
2 Dies war auch gar nicht nöthig, da das alte Teſtament 
ein Theil der chriſtlichen Urkunden iſt. 
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aufgeftellten Pflichten hatten die gegen die Thiere keine Stelle. 

Dies iſt in der That eine Form der Humanität, die aufs 

Glänzendſte im alten Teſtamente hervortritt.“ 

In einer Anmerkung fügt er hinzu: 

„Bei den Juden fanden niemals Thierkämpfe ſtatt, und die 
rabbiniſchen Schriften zeichnen ſich durch den Nachdruck aus, 
mit welchem ſie die Pflicht der Milde und des Wohlwollens 
gegen die Thiere einſchärfen.“ 

Lecky hätte noch weiter gehen und ſeinen Leſern mit⸗ 
theilen können, daß ſelbſt das Zuſchauen bei Thierkämpfen 
verboten war, während Kämpfe von Thier gegen Thier 
oder von Menſch gegen Thier das Ergötzen der „ariſchen“ 
Römer bildeten, und noch jetzt Stier⸗ und Hahnenkämpfe 
nationale Vergnügungen der gänzlich unverjudeten Spanier 
und Südfranzoſen ſind. is 

Unter den Begründern des erſten Thierſchutzvereins, der 
1824 gegründeten „Society for the Prevention of eruelty 

to animals“ befand fi ein Jude Lewis Gompertz, der 
durch eine Schrift: „Moral Inquiries on the situation of 
Man and Brutes““ (Moraliſche Unterſuchungen über das 
Verhältniß von Menſch und Thier) den Anſtoß zur Grün⸗ 
dung der Geſellſchaft gab. Gompertz vertrat die Anſicht, 
daß es unerlaubt ſei, ein Thier menſchlichen Bedürfniſſen 
dienen zu laſſen; er genoß deshalb nur Pflanzenkoſt und 
fuhr niemals in einem Wagen. 

5 Auch in Amerika war ein Jude Henry Bergh aus New⸗ 

York ein Führer der Thierſchutzbewegung. Hervorzuheben 
iſt, daß auch in Berlin die Juden in verhälknißmäßig er⸗ 
heblich größerer Zahl und alſo auch mit erheblich größeren 
Beiträgen Mitglieder des Thierſchutzvereins ſind, als die 
Chriften. Und das iſt umſomehr anzuerkennen, als die 
meiſten deutſchen Thierſchutzvereine ſtets gegen das Schächten 
geeifert haben, für einige der ſchlimmſten Thierquälereien, 
aber, an welchen Juden unbetheiligt ſind, ſelten ein Wort 
des Tadels hatten. 

Wie kann man, ſagt Profeffor Richter, die Jagd, 
namentlich die bei Sonntagsjägern, erlauben, wenn man 
das Schächten verbieten will? Und wir fragen weiter, wie 
kann man Taubenſchießen erlauben, Hetzjagden, Pferde⸗ 
zennen, das Verſtümmeln der Thiere zu Zuchtzwecken und 
Aehnliches : eu BEST 


b. Verbot der Indeneinwanderung. 

Die als erſte Grundlage der antiſemitiſchen Agitation 
anzuſehende Petition an den Fürſten Bismarck vom Jahre 
1881 enthält als erſte Forderung, daß „die Einwanderung 
ausländiſcher Juden wenn nicht gänzlich verhindert, ſo 
doch wenigſtens eingeſchränkt werde.“ Dieſe Forderung 
haben die Antiſemiten in der Legislaturperiode 1893—1898, 
unterſtützt durch den größten Theil der Conſervativen, 
wiederholt geltend zu machen verſucht. Daß ſie dabei 
weder die thatſächlichen Verhältniſſe kannten, noch die 
geltenden internationalen Verträge, zeigten die Verhandlungen 
im Reichstage. 

Im Jahre 1893 hatten die conſervativen Ab⸗ 
geordneten Frhr. v. Hammerſtein, Frhr. v. Frie ſen und 
Dr. Mehnert den Antrag beim Reichstage eingebracht, 

„die verbündeten Regierungen zu erſuchen, dem Reichstag 
einen Geſetzentwurf vorzulegen, nach welchem Israeliten, die 
nicht Reichsangehörige ſind, die Einwanderung über die Grenzen 
des deutſchen Reichs unterſagt wird.“ 

Dieſer conſervative Antrag war eine Conceſſion an die 
damals im Königreich Sachſen ſtark wogende antiſemitiſche 
Bewegung; aber den radicalen und reinen Antiſemiten ging 
er lange nicht weit genug. 

So führte Ahlwardt in einer Verſammlung zu 
Dresden aus: 

„Was helfen denn ſolche Mittelchen, wie der Frieſen'ſche An⸗ 
trag gegen die Naturaliſation der Juden? Dieſer Antrag iſt 
völlig zwecklos, denn die Landesgeſetzgebung der Einzelſtaaten 
enthält bereits das, was der Antrag verlangt; in Preußen 
kann ein Ausländer nur naturaliſirt werden mit Genehmigung 
des Miniſters des Innern. Was hilft denn ſolch ein Antrag? 
en wollen wir Antiſemiten die Juden aus Deutſchland los 
werden.“ 

In Folge der Auflöfung des Reichstags 1893 kam der 
conſervative Antrag nicht mehr zur Verhandlung. Eine er⸗ 
wünſchte Gelegenheit, denſelben Gegenſtand in der nächſten 
Seſſion zur Sprache zu bringen, bot den Antiſemiten die Ver⸗ 
handlung über den deutſch⸗ruſſiſchen Handelsvertrag. 
In der betr. Reichstagscommiſſion wieſen die Antiſemiten beim 
Art. Lauf die drohende „Ueberſchwemmung mitruſfiſchen Juden“ 
hin, eine Befürchtung, die jedoch ſeitens des Vertreters der 
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Reichsregierung für grundlos erklärt wurde. Trotzdem 
wurde die Sache im Plenum des Reichstages vom 
12 März 1894 von den Antiſemiten wieder zur Sprache 
gebracht Bei dieſer Verhandlung offenbarten ſich einer⸗ 
ſeits die Vorurtheile, die den ausländiſchen und zumal 
den ruſſiſchen Juden auch von Volksvertretern, die jede 
Gemeinſchaft mit den Antiſemiten von ſich wieſen, entgegen⸗ 
gebracht wurden, und andrerſeits die falſchen Vorausſetzungen 
und Anſchauungen über das drohende Geſpenſt der „jüdiſchen 
Ueberwucherung.“ So behauptete der nationalliberale Abg. 
Dr. Haſſe, in Deutſchland ſei als nächſte Folge dieſes Ab⸗ 
kommens in den folgenden 10 Jahren eine Maſſeneinwanderung 
ruſſiſcher Unterthanen zu gewärtigen. Dabei würden die 
bereits in Deutſchland vorhandenen 500,000 Juden noch 
vielleicht um 70,000 vermehrt werden, ein Bedenken, dem 
der Staatsſecretär Frhr. v. Marſchall mit der Erklärung 
entgegentrat, die deutſchen Regierungen hätten nach wie vor 
freie Hand, ruſſiſche Individuen von dem Eintritt ins deutſche 
Reich abzuhalten oder wieder auszuweiſen. Daß eine natio⸗ 
nale Gefahr durch Maſſeneinwanderung ruſſiſcher Juden 
nicht vorhanden war, bewies an der Hand der Statiſtik der 
Abg Rickert. Er führte u. a. aus: Im Jahre 1890 waren 
überhaupt 11000 Ruſſen in Preußen anweſend und in den 
Jahren 1881-1890 27000 Juden ausgewandert und nur 
3000 eingewandert. Trotzdem malten die Antiſemiten das 
Schreckbild einer „jüdiſchen Landplage“ aus; der Abg. Lo tze 
aus Sachſen forderte „Alle, in deren Adern noch deutſches 
Blut fließe,“ auf, dieſen Vertrag abzulehnen „weil für uns 
die große Gefahr drohe, zu unſeren 500 000 Juden nicht 
etwa blos nach 60 bis 70 000, ſondern vielleicht 500 000 
Juden hinzuzubekommen.“ Der Abg. Liebermann 
v. Sonnenberg verſtieg ſich ſogar zu der Behauptung, 
daß „wir geradezu eine Importprämie auf Juden in dem 
Vertrag ausgeſetzt hätten.“ 

Energiſchen Proteſt gegen die antiſemitiſchen Ueber⸗ 
treibungen und Gehäffigfeiten erhob aus den Reihen des 
Centrums der Abg. Dr. Bachem. „Wir bedauern es im 
höchſten Maße“, erklärte er, „daß über die Judenfrage in 
nem ſolchen Ton und Geiſt hier geſprochen werden darf, 
der in hohem Maße mit den Grundſätzen der Chriſtenliebe 


im Widerspruch zu ſtehen ſcheint, die wir auch gegenüber 
unſeren geringſten Menſchenbrüdern niemals außer Acht 
laſſen ſollten, und der zur Löſung der beſtehenden Miß⸗ 
ſtände nichts beitragen kann.“ In ähnlicher Weiſe äußerte 
ſich auch der Centrums⸗Abg. Frhr. v. Heereman, während 
der Abg. Schall — ein evangeliſcher Paſtor! — in aus⸗ 
geſprochen antiſemitiſchem Sinne „vom chriſtlichen Standpunkt 
aus“ gegen den überhand nehmenden jüdiſchen Einfluß eiferte. 

Noch einmal beſchäftigte ſich der Reichstag mit derſelben 
Frage in den Sitzungen vom 27. Februar und 9. März 1895. 

Diesmal war der conſervative Antrag von den Abgg. 
Frhr. v. Hammerſtein und v. Manteuffel eingebracht 
worden. Ihm ſchloß ſich ein von antiſemitiſcher Seite (Lieber⸗ 
mann v. Sonnenberg, Zimmermann u. Gen.) geſtellter, 
weſentlich verſchärfter Antrag an, der nicht nur die Ein⸗ 
wanderung von nicht in Deutſchland ſtaatsangehörigen Juden 
verbot, ſondern auch die Gewährung der Staatsangehörigkeit 
an ausländiſche Juden unterſagte und die Begünſtigung 


der Einwanderung fremder Juden mit Geld oder Gefängniß⸗ 


ſtrafe geahndet wiſſen wollte. 

Neu eingebracht wurde noch in der Sitzung vom 9. März 
1895 der Antrag des nationalliberalen Abg Dr. H aſſe, der eine 
Erſchwerung des Verluſtes der deutſchen Reichs⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeit bei längerem Aufenthalt im Auslande, ſowie 
eine Erſchwerung der Naturaliſation der Fremden im deutſchen 
Reiche bezweckte. 

Für die conſervativ⸗antiſemitiſchen Anträge ſprachen der 
conſervative Abg. Jacobskötter, der Antiſemit Binde⸗ 
wald, der conſervative Abg. Frhr. v. Langen und der 
Abg. Ahlwardt. Ahlwardt benutzte ſeine Redefreiheit 
zu einer „Schimpffreiheit“, wie ſie der Abg. Richter be⸗ 
zeichnete, und erging ſich über die jüdiſchen Mitbürger in 
ordinären Beſchimpfungen wie „Raubthiere, Geſindel, 
Schwindler, Paraſiten“ u. ſ. w. 


Gegen dieſe Anträge ſprachen die Vertreter beinahe 


ſämmtlicher übrigen Parteien, ſeitens der Sozialdemokraten 
der Abg. Vogtherr, namens des größten Theiles ſeiner 
politiſchen Freunde der nationalliberale Abgeordnete 
Dr. Paaſche, welcher erklärte, daß er nach wie vor gegen 
jedes gegen einen beſtimmten Volksſtamm gerichtete Ausnahme 
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geſetz ſtimmen werde. Von freiſinniger Seite ſprachen die Abgg. 
Rickert und Hermes. Erſterer betonte die prinzipielle 
und antiſemitiſche Bedeutung dieſes Antrages, der nach dem 
eigenen Geſtändniß der Antragſteller den Anfang einer 
geſetzgeberiſchen antiſemitiſchen Agitation bilden ſollte, deren 
Ziel die Aufhebung des Geſetzes vom 3. Juli 1869, d. h. 
die Aufhebung der Gleichberechtigung der Chriſten und 
Juden in ſtaatsbürgerlicher Beziehung ſei. Auf ſeine zwei⸗ 
mal wiederholte, an die Antragſteller gerichtete Frage, ob 
der Antrag nur die Naturaliſation ausländiſcher Juden 
oder ob er auch den zeitweiligen Aufenthalt von Juden 
verhindern ſolle, hatten dieſe keine Antwort, wohl aber gab 
der Staatsſecretair von Bötticher die Erklärung ab: 

„es würde alſo, wenn es die Abſicht der Anträge wäre, 
es möglich zu machen, daß ein ausländiſcher Jude, der 
einem Staat angehört, mit dem Deutſchland einen ſolchen 
internationalen Vertrag abgeſchloſſen hat, an dem Be⸗ 
trieb von Handel und Gewerbe in Deutſchland aus⸗ 


geſchloſſen werde, das mit den Ver trägen nicht ver⸗ 


s * 


einb ar ſein.“ 

Eingehend erörterte der Abg. Rickert auch den Kernpunkt 
der Frage, die angebliche jüdiſche Maſſeneinwanderung, den 
zu berühren die Antragſteller nicht für nöthig gefunden, und 
führte an der Hand dreier ſtatiſtiſcher Broſchüren des Sanitäts⸗ 
rath Dr. Neumann, deren Richtigkeit auch eine gegneriſche 
Autorität, der bekannte Nationalökonom und Freund 
Stöckers, Prof. Pr. Adolf Wagnerfreimüthig anerkannt hatten, 
den Nachweis, daß in den letzten Jahrzehnten nicht nur kein 
Zuwachs, ſondern ein ſteter Rückgang der jüdiſchen Bevölkerung 
innerhalb des deutſchen Reiches zu verzeichnen ſei, der ſich daraus 
erkläre, daß die Zahl der eingewanderten Juden abge⸗ 


1) Nach Prüfung des ſtatiſtiſchen Materials und der Beweis⸗ 
führung Dr, Neumann's machte Prof. Dr. Adolf Wagner in der 
„Bl. f. Staatsw.“ (1880) das Zugeſtändniß: BR 

Ich glaube, eine objective Kritik muß anerkennen, daß nach 

Dieter Neumann'ſchen Arbeit in der That die jüdiſche Maſſen⸗ 
einwanderung über die Oſtgrenze nach Deutſchland und insbe⸗ 
ſondere nach Preußen eine Fabel iſt. Nicht nur die Aeußerungen 
in der Publiziſten⸗ („Preuß. Jahrbücher“) und antiſemitiſchen 
Preſſe ſondern auch Aeußerungen in Werken der amtlichen 


1 


err 


. eiiie 
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nommen, die der ausgewanderten jedoch erheblich zuge: 
nommen habe. Die Gefahr eines Ueberhandnehmens des 
jüdiſchen Elementes beſtehe alſo nicht. 

Der Abg. Hermes führte aus, daß ſolche Anträge 
eines Culturſtaates unwürdig ſeien, und nur dazu benutzt 
würden, deutſche Staatsbürger ungeſtraft zu verletzen. 

Zu den geltend gemachten Gründen, die gegen die An⸗ 
nahme dieſer Anträge ſprachen, fügte der Wortführer des 
Centrums Abg. Dr. Lieber, noch das weitere Bedenken 
hinzu, daß nach dem bayriſchen Reſervatrecht die Angelegen⸗ 
heiten der Heimaths⸗ und Niederlaſſungsverträge für und in 
Bayern der Beaufjichtigung ſeitens des Reichs und der Geſetz⸗ 
gebung desſelben nicht unterlägen; die gegenwärtigen Geſetzes⸗ 
vorſchläge würden daher dieſem Reſervatrecht zuwiderlaufen. 
Ausſchlaggebend für die ablehnende Haltung des Centrums 
ſeien die Erfahrungen, die die Katholiken zur Zeit des 
Kulturkampfes mit den Ausnahmegeſetzen am eigenen Leibe 
geſpürt hätten und die ſie deshalb ſchon aus Gerechtigkeits⸗ 
gefühl nicht auch über die Juden verhängt wiſſen wollten. 

Die Abſtimmung ſiel aus, wie man ſie nicht anders erwar⸗ 
ten konnte, nachdem die Behauptung von einer Gefahr einer 
Ueberſchwemmung mit ausländiſchen Juden ſich als voll⸗ 
ſtändig nichtig erwieſen hatte. 

Der Antrag Liebermann v. Sonnenberg wurde durch 
Uebergang zur Tagesordnung erledigt. Der Antrag 
Haſſe und der Antrag Hammerſtein⸗Manteuffel wurden 
abgelehnt, letzterer in namentlicher Abſtimmung mit 167 
gegen 51 Stimmen. Auch der conſervative Reichstags⸗ 
präfident v. Levetzow ſtimmte dagegen. Von den 13 anti⸗ 
ſemitiſchen Abgeordneten fehlten dabei 6, davon ohne Entſchuldi⸗ 
gung die Abgg. Bindewald, Böckel, Köhler, Ahlwardt. 


Statiſtik bedürfen danach der Berichtigung. Auch ich will 
nicht leugnen, daß des Verfaſſers Nachweis, wie gering die 
Zahl der öſterreichiſch⸗ungariſchen und ruſſiſch⸗polniſchen Juden 
unter der jüdiſchen Bevölkerung ſei, mich überraſcht hat und 
ich nehme nicht Anſtand, hier eine Berichtigung meiner 
Meinungen . . anzuerkennen.“ 


— — 
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e. Abſtimmungen der antiſemitiſchen Abgeordneten 5 
im Reichstage 1890—1898 1 
Tegislaturperiode 1890—189. 


6 Abgeordnete: erſt Böckel, Zimmermann, Pickenbach, I 
Werner, Zimmermann, ſpäter noch Ahlwardt. I 


beur⸗ tro 
| ia nein wels e Fach 
ö ſchuldigt digung ab 
17. Juni 1890. Antrag Eberty zur 4 1 11 00 
Vorl betr. d. Gewerbegerichte: die br 
Mitgliedſchaft des Gewerbegerichts 4 
vom 25. Lebensjahr abhängig 10 
machen. vi 
20. Juni 1890, Antrag Heereman- | 5 78 
Maſſow auf Schluß der Discuſſion ud 
über $ 12 Abſ. 3 und 72 der 2 
Vorl. betr. Gewerbegerichte. 1 
20. Juni 1890. Antrag Eberty zum | 4 1 ie 
Gewerbegerichtsgeſetz, d. Frauen Lieterm. 1: 
das Recht zur Theilnahme an en 5 
den Wahlen d. Beiſitzer gewähren. * 
26, Juni 1890, § 1 d. Vorl. betr. 4 1 3 
d. Friedenspräſenzſtärke II. Leſung. 3 
26. Juni 1890. Antrag Bamberger, 4 1 * 
zum Geſetz betr. die Friedens⸗ (Bim- 7 
präſenzſtärke: zweijährige Dienſt⸗ Sen 1 
zeit der Jußtruppen. 17 
16. Januar 1891. Antrag Richter 3 2 ‘ 
auf Ermäßigung der Kornzölle. u 
23. Januar 1891. Antrag Barth 4 1 N 
auf Aufhebung des Schweine 15 
einfuhrverbots. 4 
10. April 1891. Neuer 8 124b 3 2 
($ 125, Abſatz 1) der Gewerbe⸗ 
Ordnungs⸗Novelle (Vertrags- 
bruch, Buße bezw. Entſchädi⸗ 
gung). 
13. April 1891. Daſſelbe. 3 1 1 


:29, April 1891. Antrag Stolberg. 


ENT 
5 5 5 | Iſchudigt 
28. April 1891. Erſter Abi, § 153 


der Gewerbeordnung. (Strafbe⸗ 
ſtimmung gegen Ausſchreitungen 
bei Coalitionen.) 


Hultzſch zu 8 67 d. Zuckerſteuer⸗ 
novelle. (Ausfuhrvergütung für d. 
4 Jahre vom 1. Aug. 1892 bis 
31. Juli 1896 in Höhe v. 1,50 Mk. 
für Zucker der Klaſſe a, 2,25 Mi. 
f. Zucker d. Rlaffe d u. 1,90 Mk. 
für Zucker der Klaſſe e, ſowie f. 
die nächſten 4 Jahre vom 1. Aug. 
1896 bis 31. Juli 1900 in Höhe 
1 bezw. 1,75 u. 1,40 Mk. (II. Lei.) 

29. April 1891. Antrag Orterer⸗ 
Spahn zum 8 67 der Zucker⸗ 
ſteuernovelle. (Ausfuhrvergütung 
für die 3 Jahre v. 1. Aug. 1892 
bis 31. Juli 1895 in Höhe von 
1,25 Mk. bezw. 2 Mk. u. 1,65 Mk., 
ſowie für die nächſten 2 Jahre 
vom 1. Aug. 1895 bis 31. Juli 
1897 in Höhe von 1 bezw. 1,75 Mk. 
und 1,40 Mk. (II. Lejung), 

8. Mai 1891. Antrag Orterer⸗ 
Spahn zu $ 67 der Zuckerſteuer⸗ 
novelle (III. Leſung). 0 

9. Mai 1891. Geſammtabſtimmung 
über das Zuckerſteuergeſetz. 5 

16. Dezbr. 1891. Poſ. 9 h. (friſche 4 1 
Weinbeeren) u. Poſ. 25 aus e 
(Wein, Moſt de.) des deutſch⸗ 
öſterr. Handelsvertrages. 

18. Dezember 1891. Geſammtab⸗⸗ 5 
ſtimmung über den deutſch⸗ 
öſterr. Handelsvertrag. ; 

21. Januar 1892. Gültigkeit der 1 3 | 1 
Wahl des Abg. Graf Saldern⸗ 


—.— 
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29. Januar 1892. Vorl. Anwendung = | 4 1 | y 
vertragsmäß. Zollſätze a. Getreide, i 9 
Holz, Wein. t 
> 17. Febr. 1892. Antrag v. Gagern 2 


betr. Reform d. Militärſtraf⸗ 
prozeßordnung in Richtung 
größerer Oeffentlichk. d. Verfahr. 
unbeſchadet in Bayern beſtehend. 
Regelung. 

17. Febr. 1892. Reſolut. Richter⸗ 
Buhl. Zweite Nr. (Ständigkeit 
und Selbſtändigkeit der Militär⸗ 
gerichte und Oeffentlichkeit und 

Mündlichkeit d. Hauptverfahrens.) 

29. März 1892. Kreuzercorvette K. 4 


2 


1 
III. Leſung des Etats. 
29. März 1892. Reſolut. Menzer, a 
Erhöhung des Tabakzolles. v. Sonn. 
30. März 1892. Geſammtabſtimmung | 
über das Weingeſetz. 185 
22. Novbr. 1892. Namensaufruf. =“ 
(Anweſend 3.) 1 
24. Januar 1893, Gültigkeit den = 
Wahl des Abg. v. Reden. 
8. Februar 1893. Antrag Acker⸗( 3 
mann, d. Reichskanzler zu erſuchen, 
ein Geſetz vorzulegen, durch welches 
d. Conſumvereinen d. Abgabe v. 
Waaren an Nichtmitglieder ſchlecht⸗ 
hin und unter Strafandrohung 
verboten wird. 
f ö 


25. Februar 1893. Gültigkeit der 
Wahl des Abg. v. Reden. 

14. April 1893. Namensaufruf b. 
Berathung des Wuchergeſetzes. 
(Anweſend 5.) 

ae 1893. Namensaufruf b. 

erathung des Wuchergeſetzes. 
(Anweſend 1.) 
8 a we > 


beur= fehlt obne 
| ja nein eig ent. Enrfaute 
ihufbige digung 
18. April 1893. 8 1 des Geſetz⸗ 3 5 2 1 
entwurfs gegen Verrath militäriſch. 5 
Geheimniſſe (nach d. Beſchlüſſen =: 
der Commiſſion mit der v. Abg. 5 € 
Gröber vorgeſchlag. Aenderung: 2. 
Nachrichtenmittheilung ꝛc. zu 
ſtreichen) II. Leſung. 
18. April 1893. § 3026 ( Sachwucher). 3 2 1 
20. April 1893. Art. 4 d. Wucher⸗ 6 (Ahlw.) 
geſetzes (jährliche Abrechnung). 
27. April 1893. Antrag Schneider 5 1 


(Hamm) zum 8 1 d. Geſetzentw. 
gegen Verrath militäriſcher Ge⸗ 
heimniſſe (auch die Veröffentlich. 
v. „Nachrichten“ unter Strafe zu 
ſtellen) III. Leſung. 
6. Mai 1893. Gültigkeit d. Wahl | 1 5 
des Abg. v. Reden. ö 
6. Mai 1893. Antrag Hüne zur 3 3 
Militärvorlage. 


Tegislalurperiode 18931398. 
16 Abgeordnete: Ahlwardt, Bindewald, Böckel, Förſter, 


Gräfe, Hänichen, Hirſchel, Klemm, Köhler, König, 
Lieber, Liebermann v. Sonnenberg, Leuß, Lotze, Werner, 


Zimmermann. 
13. Juli 1893. § 1 d. Militärgeſ. 9 3 
14. Juli 1893. Antrag Carolath 9 2 sgeuß, 2 
(geſetzl. Feſtleg. d. zweij. Dienſtzeit). iebm v. 4 
15. Juli 1893. Geſammtabſtimm. 13 Sounbg⸗ 2 
über das Militärgeſetz. 2 krank 
1. Dezember 1893. § 1 d. Antrags 1 4 der 4 
auf Aufhebung d. Jeſuitengeſetzes. A 
13. Dezember 1893. Artik. 1 des 13 2 1 
rumäniſchen Handelsvertrages. 
3 4 2 
9. März 1894. Erſ. Panz. „Preußen“. 1 6 era 5 
9. März 1894. Erſ. Panz. „Leipzig“. 7 5 


eh: 
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10. März 1894. Art. 1 d. ruſſiſch. 13 
Handelsvertrages. 
13. März 1894. 5 Mk. Roggenzoll. 11 1 4 
14. April 1894. Antrag Kanitz 5 11 
( Getreidemonopol). i 
16. April 1894. Geſammtabſtimm. 1 7 1 5 
über Antrag auf Aufhebung 2 Wer 
des Jeſuitengeſetzes. i 8 


(Für König u. Leuß ſind 
Iskrautu. Viel haben eingetreten) 


15. Dezbr. 1894. Antrag, die Straf⸗ 4 1 1 8 
verfolgung Liebknechts wegen 
Majeſtätsbeleidig. zu verweigern. 
1. März 1895. Erſatz „Leipzig“. 

6. März 1895. Antrag Hammer⸗ 7 


ſtein betr. Verbot der Ju den⸗ 
einwanderung. N 


— 

2 
do do 
=* 


14. März 1895. Antrag Heyl betr. 7 RL: 
Kündig, d. Handelsv. m. Argent. 

23. März 1895. Beglückwünſchung 6 3 
Bismarcks. 

26. März 1895. Antrag Kanitz. 
7. Mai 1895. Gültigkeit d. Wahl 
Bööttchers (Waldeck). 

7. Mai 1895. Gültigkeit d. Wahl 
Dziembowskis. 

17. Mai 1895. Zuckerſteuer, Bei⸗ 


| 
behalt. d. Prämien (beſchlußunf.). 
0 


* 


13 
13 
7 


20. Mai 1895. Zuckerſteuer, Bei⸗ 
behaltung der Prämien. 

21. Mai 1895. Fünfjähr. Konting. 
der Branntweinſteuer. 

21. Mai 1895. Brennſteuer. 

22. Mai 1895. Geltungsdauer der 
Brennſteuer. 


24. Mai 1895. Geſammtabſt. 
über Branntweinſteuer. 
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17. Januar 1896. Antrag Kanitz. 13 N 1 

6. März 1896. Antrag Wolszlegier | 2 5 8 3 
3. Gewerbenovelle betr. Schauſpiel⸗ . 1 Crank) 
unternehmer. 5 0 

9. März 1896. Art. 4 d. Gewerbe: 18 5 2 
novelle betr. Trödel, Lotterielooſe, 1 (trank) 
Droguen, $ Kleinhandel mit Bier. | | 

10. März 1896. Detailreiſen für 1 7 3 | 4 
Leinen: u. Wäſchefabrikation frei- 1 (rank) 
laſſen. 
24. April 1896. Gültigkeit d. Wahl 2 3 2 8 
Holtz (beſchlußunfähig). N 1 en 
1. Mai 1896. Antrag Schwartze, 12 2 
betr. Verbot d. börſenm. Getreide⸗ 1 15 
Terminhandels. ö 

5. Mai 1896. 8 2a des Margarine | 11 1 NJ 5 
geſetzes (Färbeverbot). ' 

6. Mat 1896. 86. Verkauf in ge | 10 2 4 
trennten Räumen. 

11. Mai 1896. Antrag Pingen z. 32 10 
Zuckerſteuergeſetz (Betriebsſt. betr.). er 

11. Mai 1896. Erhöhung des 6 2 8 
Geſammt⸗Kontingents. ö 

12. Mai 1896. Ausfuhrzuſchüſſe. 10 * 1 5 

12. Mai 1896. Abgabe f. Melaſſe 4 6 1 5 
u. Zuder. 

15. Mai 1896. Anträge Richter u. 5 4 3 6 


Meyer betr. Höhe d. Zuckerſteuer. 

75. Mai 1896. Geſammtabſt. 7 3 
über Zuckerſteuergeſetz. 2 

10. Juni 1896. Schlußantrag betr, 8 4 4 
Diskufſion zu Art. 3 Gewerbe⸗ 
novelle (Konſumvereine). 

10. Juni 1896. Antrag Schädler 9 3 4 
betr. A für Klein⸗ z 
Handel mit Bier. 


— — 
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10 3 | 3 


133 3 


11. Juni 1896. Detailreiſen für 
Leinen⸗ u. Wäſchefabrikate freilaſſ.. 
11. Juni 1896. Allgem. Verbot d. 9 


Detailreiſens, ſoweit nicht der h Ru If 
Bundesrath Ausnahmen geitatıet. I 15 
22. Juni 1896. Geſammtabſt. 5 3 8 
über Gewerbenovelle (be⸗ 
ſchlußunfähig). ö . ; 
18. Juni 1896. Antrag Arnim 2 3 11 
betr. Lombardirung landſchaftl. j 
Pfandbriefe bei der Reichsbank 2 j 
(beſchlußunfähig). 5 0 „ 1 
22. Juni 1896. Antrag Auer zum e 10 ö 
Bürgerl. Geſetzb. Ausdehn Krank.⸗ 3 beurl. 14 
Verſich.⸗Geſ. auf d. Geſinde. 1 
23. Juni 1896. Ersatzpflicht für ig am 1 5 E 
Haſenſchaden. 8 Age) | g 
24. Juni 1896. Antr. Roon⸗Schall. 3 2 2 1 
Einfüg. fakult. Civilehe in Bürg. F. 
Geſetz buch. . : 
26. Juni 1896. Antrag Lenzmann, 1 11 11 ir 
Eheſcheid. weg. Geiſteskrankheit. i 12 1 43 
30. Juni 1896. Antrag Haußmann 4 1 [4 enth. 6 4. 
betr. Erſatzpflicht f. Haſenſchaden. Abg. 9 
: 4 1 
1. Juli 1896. Antrag Munckel. 9 SE 5 4 
Eheſcheidung weg. Geiſteskrankheit, 1 beurl. . 
1. Juli 1896. Geſammtabſtimm. 1 | 6 7 vr 
über Bürgerl. Geſetzbuch. (Lieber) enth. ſich Mar 
R Sg. 14 
17. März 1897. Motiv. Tages⸗ Be 27 1 5 
ordnung über Antrag Kardorff | ... 
betr. Abänderung der Bäckerei⸗ | | ' N 
verordnung. f | 
20 März 189 7. Erſ.„König Wilhelm“ is 2 1 
20. März 1897. Ersatz „Hyäne“. 13 3 8 
26. März 1897. Diätenantr. Under, 5 4 | 7 


2. April 1897. Trennung der 
Verkaufsräume für Margarine u. 
Butter (beſchlußunfähig). 

3. April 1897. Trennung d. Ver⸗ 
kaufsräume ꝛc. (beſchlußunfähig). 

7. Mai 1897. Trenn. d. Verkaufsr. ꝛc. 

18. Mai 1897. Vereinsgeſetz Rickert. 

19. Mai 1897. Geſammtabſt. 
über Margarinegeſetz. 

21. Mai 1897. Abſ. 2 des 8 100 
(Zwangsinnungen) d. Gewerbenov. 

21. Mai 1897. Abſ. 3 des 8 100 
(Zwangsinnungen) d. Gewerbenov. 

21. Mai 1897. 8 100 d. Gewerbenov. 

24. Mai 1897. Abi. 2 d. 8 100 k. 
(obligator. Mitgliedſchaft) der Ge⸗ 

werbenovelle. 

24. Mai 1897. Antrag Auer auf 

—Wiederherſt. d. Regierungsvorlage 

beim 8 100 1 (Innungskranken⸗ 

kaſſen) beſchlußunfahig). 

25. Mai 1897. Daſſelbe. 

25. Mai 1897, Abſ. 3 des Art. 6 
(Bildung einer Zwangsinnung a. 

ohne Zuſt. d. Mehrh. d. Handw.). 

423. Juni 1897. Artik. 6 der Ge⸗ 
werbenovelle. 8 

24. Juni 1897. Geſammtabſt. 

5 üb. Gewerbenovelle (Hand⸗ 
werker vorlage). 

11. März 1898. 2. Leſ. d. Poſt⸗ 
dampfervorl. Antr. Molkenbuhr 
betr. Bemannung der Dampfer. 

11. März 1898. Antr. Levetzow 

betr. Rückfracht von Wolle. 

15. März 1898. 2. Leſ. d. Militär⸗ 
ſtrafgerichtsordu. §1. Unterwerf. d. 
Off d. Beurlaubt. weg. Zweikampfs 

unt. d. M. (Beſchlußunfähig). 
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beur⸗ 
fehlt ohne 
| ia nein 9 5 bac 
ſchuldigt digung 
16. März 1898. Dieſelbe Abſtimm. 9 1 1 5 
16. März 1898. 8 3. Strafbare 10 A 5 
Handl. vor d. Dienfteintritt. 
22. März 1898. 2. Leſung d. Geſ. 8 1 7 
betr. Entſchäd. unſch. Verurth. § 1. 
24. März 1898. 2. Leſung des] 11 3 1 & 
Flottengeſetzes § 1. 
26. März 1896. 82. 9 3 3 1 
4. Mai 1898. 3. Leſ. d. Militärſtraf⸗ 2 4 1 9 
gerichtsordnung § 8. Beleidigung 
nach Beendigung d. Dienſtzeit. 
4. Mai 1898 Geſammtabſtimm. 6 1 | 
über d. Militärſtrafgericht. 
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„Verein zur Abwehr des Antiſemitismus“. 


Am Ausgang des Jahres 1890 iſt von Mitgliedern 
verſchiedener Parteien ein Verein ins Leben gerufen worden, 
welcher die Abwehr des Antiſemitismus in Deutſchland 
zum Zwecke hat. Er hat ſeinen Sitz in Berlin. Die Be⸗ 
ſtimmungen des Statuts find kurz. Die Höhe des jähr⸗ 
lichen Beitrags wird in das Belieben der Mitglieder 
geſtellt. Ein Vorſtand aus mindeſtens 3 Mitgliedern, welcher 
das Recht hat, ſich zu cooptiren, leitet die Vereinsangelegen⸗ 
heiten und verwaltet die Mittel des Vereins. General⸗ 
verſammlungen werden von dem Vorſtande nach Bedürfniß 
berufen und jedenfalls dann, wenn es der dritte Theil der 
Mitglieder verlangt. 


Mit 12 Mitgliedern iſt der Verein unter dem Vorſitz 
der Abgeordneten Dr. v. Gneiſt und Rickert ins Leben 
getreten. In wenigen Wochen waren bereits einige Hundert 
Mitglieder — und zwar meiſt Chriſten — angemeldet. 
Dieſe haben Ende Januar 1891 einen Aufruf zum Eintritt 
in den Verein erlaſſen. 


Schon bevor der Aufruf veröffentlicht war, hatte eine 
antiſemitiſche Berliner Zeitung ein vertrauliches Circular 
veröffentlicht, und damit auch einen Theil der Namen der 
Unterzeichner. Dieſe Thatſache genügte den Antiſemiten, 
um auf der ganzen Linie den Verein, noch bevor er in die 
Oeffentlichkeit getreien war, in den Augen des Volkes 
herabzuſetzen. Die wunderlichſten Mittheilungen wurden 
mit dem Scheine der Sicherheit über die Abſichten des 
Vereins gemacht. So ſchrieb am 11. Januar 1891 die 
„Antiſemitiſche Correſpondenz“, das Hauptorgan der deutſch⸗ 
ſocialen Reform⸗Partei, Folgendes: 

„Gleichzeitig erwähnten wir, daß ſich in der Haupt⸗ 
ſtadt auch ein Juden⸗Ausſchuß zur Ausſpionirung der 
Privat⸗Verhältniſſe hervorragender Antiſemiten 
gebildet habe. Heute ſind wir in der Lage, auf Grund 
ausreichender Beweiſe mitzutheilen, daß dieſer Spionir⸗ 
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Ausſchuß eine Abtheilung des „Vereins zur Be, 
kämpfung des Antiſemitismus“ iſt. Zum mindeſten 
beſteht dabei eine Perſonal⸗Union.“ 5 
Dieſe angebliche Enthüllung über den Verein war 
vollſtändig aus der Luft gegriffen. Ebenſo die anderen 
Verdächtigungen, welche in den antiſemitiſchen Zeitungen 
mit Eifer verbreitet wurden. So hatte z. B. die „Kreuz⸗ 
zeitung“ das Märchen mitgetheilt, der Verein ſchicke Ver⸗ 
trauensmänner in ſämmtliche Kaffeehäuſer, Conditoreien c., 
um dort die Blätter, die gegen die Juden gerichtete Artikel 
enthalten, „auf irgend eine Weiſe zu beſeitigen“. Die 
„Kreuzztg.“ mußte eine Erklärung des Schriftführers des 
Vereins aufnehmen, in welcher dieſer die ganze angebliche 
Enthüllung „als erfunden und unwahr“ bezeichnete. 
Richtig iſt, daß bald nach der Gründung des Vereins 
an ein Mitglied des Vorſtandes ein anonymer Brief ein⸗ 
ging, in welchem das Anerbieten enthalten war, „wichtige 


Aufſchlüſſe über Glagau, Liebermann von Sonnenberg ꝛc. zu 


geben, welche geeignet ſeien, die Herren moraliſch zu ver⸗ 
nichten“. In dieſem anonymen Brief wurde gebeten, unter 
einer beſtimmten Adreſſe (an ein Berliner Poſtamt) den 
Vorſitzenden namhaft zu machen, damit der anonyme Ab⸗ 
ſender ſich mit ihm in Verbindung ſetzen könne. Auf dieſen 
Brief iſt aber Seitens des Vorſtandsmitgliedes garnicht ge⸗ 
antwortet. Ebenſo wurde noch oft dem Verein ſog. „Material“ 
über die antiſemitiſchen Führers angeboten. Nie hat der 
Verein ſolches erworben, nie von erhaltenen rein perſönlichen 
Informationen Gebrauch gemacht! Es handelt ſich für ihn 
nie um die Perſonen der antiſemitiſchen Führer, ſondern 
um die gehüſſigen, gegen die jüdiſchen Mitbürger ge⸗ 
richteten Verleumdungen. 

Der Verein hat ſich durch dieſe Angriffe nicht ſtören 
laſſen. In ganz Deutſchland iſt ihm eine große Zahl von 
Mitgliedern beigetreten. Er umfaßte Ende 1897 ca. 18000 
Mitglieder aller Bekenntniſſe aus allen liberalen Parteien. 

Am 28. November 1893 fand die erſte große General⸗ 
verſammlung ſtatt. Geheimrath Prof. v. Gneiſt, der be⸗ 
rühmte Rechtsgelehrte, führte in ſeinen einleitenden Worter 
u. A. aus: „Eine kleine Minorität von Staatsbürgers 
wird zur Zeit mit Entſtellungen, Verleumdungen und 
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Hetzereien allen Art verfolgt Es war deshalb geboten, 
daß aus den Kreiſen der Geſellſchaft gegen den Antiſemitismus 
Front gemacht wurde Früher glaubte man freilich, der 
liebe Gott und der Staat helfe ſchon, man brauche ſie nur 
walten zu laſſen Nun, meine Herren, der liebe Gott ſorgt 
für uns nur, wenn wir unſere Schuldigkeit thun. (Bravo!) 
Und ſo haben wir uns vor drei Jahren entſchloſſen, dieſen 
Verein in's Leben zu rufen, um unſererſeits zur Be⸗ 
kämpfung der dunklen Mächte des Antiſemitiswus beizu⸗ 
tragen. Manchmal hat man ja die Meinung ausgeſprochen, 
man ſolle die Hände ruhig in den Schoß legen, die Be⸗ 
wegung würde ſich ſchon wieder verlaufen. Gewiß, das 
hoffe ich auch, aber wir müſſen nach Kräften dazu bei⸗ 
tragen, daß es ſchnell geſchieht.“ 5 

Nach dem Tode des hochverdienten Mannes wurde 
Abg. Rickert 1. Vorſitzender, Archivrath Dr. G. Winter 
2. Vorſitzender und L. Jordan Schatzmeiſter, ſtellv Schatz⸗ 
meiſter Dr. Jacobowski. Näheres ergeben die jährlichen 
Berichte über die Thätigkeit des Vereins. 


Der Verein giebt ſeit Oktober 1891 ein Wochenblatt 
heraus, betitelt „Mittheilungen aus dem Verein zur 
Abwehr des Antiſemitismus“ (Preis 0,50 Mk.; bei 
der Poſt 0,65 Mk.; direkt im Couvert von der Expedition 
aus 1,10 Mk.). Das Blatt iſt die beſte Quelle, die über 
den Antiſemitismus der Gegenwart unterrichtet. Die 
Forderungen der Antiſemiten und ihre Anklagen gegen die 
Juden werden durch eingehende Abhandlungen klar geſtellt. 
Auch über die antiſemitiſche Bewegung im Auslande wird 
hierin ausführlich berichtet. : 

Eine weitere Einrichtung beſteht in der „Wochen⸗ 
korreſpondenz für Zeitungsredaktionen“, die wöchent⸗ 
lich in 300 Exemplaren gratis verſandt wird. a 


Eine umfaſſende Agitation entwickelt der Vorſtand 
durch Vertrieb von Büchern und Broſchüren namentlich aber 
von Flugblättern und Volkskalendern, die ſich gegen die 
Judenhetze wenden. Viele Hunderttauſende hat der Verein 
im Laufe ſeiner bisherigen Thätigkeit in Umlauf gebracht. 
Bei den Wahlen betheiligt ſich der Verein ſtets nur dort, 
wo es ſich um Bekämpfung antiſemitiſcher Gegner handelt. 
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Daß er hierbei nennenswerte Erfolge aufzuweiſen hat, 
wird ihn von denjenigen Parteien, welche ſeine Unter⸗ 
ſtützung in Anſpruch genommen haben, bezeugt werden Das 
dem Verein zur Verfügung ſtehende reichhaltige Material 
leiſtet den Gegnern des Antiſemitismus in den Parlamenten, 
im Lande, in der Preſſe vortreffliche Dienſte. Und deshalb 
iſt der Vorſtand mit den Mitgliedern des Vereins in der 
Ueberzeugung einig, daß der Abwehr⸗Verein wie der 
unvergeßliche Vorſitzende Rud v. Gneiſt in der letzten von 
ihm noch geleiteten General⸗Verſammlung hervorhob, die 
Hände nicht in den Schooß legen dürfe, ſondern mit ganzer 
Kraft weiter arbeiten müſſe. N 

Immer wieder muß darauf hingewieſen werden, daß die 
agrar⸗antiſemitiſche Preſſe viel bedenklicher wirkt, ſchon 
weil ſie namentlich auf dem Lande verbreiteter iſt, als die 
rein antiſemitiſche. 5 

Die bisherige Thätigkeit des Vereins hat den Weg 
gezeigt, auf dem der Antiſemitismus wirkſam zu be⸗ 
kämpfen iſt. Je mehr der Verein unterſtützt wird, je mehr 
Mitglieder er gewinnt, um ſo wirkſamer wird den Agita⸗ 
tionen der Antiſemiten entgegengetreten werden können. 

— J 

Der öſterreichiſche Antiſemitismus iſt jünger als der 
deutſche Aber auch Oeſterreich blieb nicht lange von dieſer 
geiſtigen Epidemie verſchont. Mit dem wirthſchaftlichen 
Niedergang wuchs die Unzufriedenheit beſonders unter den 
Kleinbürgern und unteren Beamten. Man machte die Juden 
für die ſchlechten Zeiten verantwortlich. 

Im Mai 1891 trat eine Anzahl hochangeſehener Männer 
zuſammen, um nach dem Vorgange in Deutſchland auch für 
Deſterreich einen Verein zur Abwehr des Antiſemitismus 
zu gründen. Zahlreiche hervorragende Perſönlichkeiten aller 
Berufsſtände meldeten ſich zum Beitritt. Es ſeien nur 
folgende Namen hier erwähnt: Graf Zichy, Dr. Kießling 
Einz), Fürſt und Fürſtin Metternich, Fürſt A. Wrede, Prof. 
Billroth, Prof. R. v. Krafft⸗Ebing, Generalconſul Dr. v. Scherzer, 
Graf Hans Wilczek, Landmarſchall Graf Kinsky, die Feld⸗ 
merſchall⸗Leutnants a. D. Ritter v. Carneri und v. Schwarz, 
Ooerbaurath Baron Haſenauer, Dr. Uhl, der damalig 


Präſident des Oberſten Gerichtshofes Ritter von Schmerlin 
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die Abgg. v. Chlumecky, v. Plener, Dr. Eduard Herbſt, 
Baron Sommaruga und Dr. Kronawetter, Baron Ebner⸗ 
Eſchenbach und ſeine Gattin, die bekannte Schriftſtellerin 
Marie v. Ebner⸗Eſchenbach, Conſiſtorialrath Schöpf, Super⸗ 
intendent Haaſe. 

Der letztere Geiſtliche ſchrieb an das Comité: 


„Jeder Freund der Cultur, der Menſchenliebe und 


der Freiheit muß eine Geiſtesrichtung bekämpfen, die der 
Barbarei entgegentreibt und die ſchamlos genug iſt, mit 
ihrer Gemeinheit auf den öffentlichen Markt zu treten.“ 

Die Antiſemiten ſind überall gleich. Wie in Deutſch⸗ 
land, ſo wurde auch in Oeſterreich der Verein von der 
antiſemitiſchen Preſſe in der niedrigſten Weiſe beſchimpft. 

Der Verein hat dieſe Beſchimpfungen ignorirt, ſich or⸗ 
ganiſirt und gearbeitet. In der am 17. Mai 1892 ſtatt⸗ 
gehabten zweiten Generalverſammlung des Vereins konnte 
der Präſident Baron von Suttner mit Befriedigung auf die 
Thätigkeit deſſelben zurückblicken. Unter ſtürmiſchem Beifall 
charakteriſirte einer der Ehrenpräſidenten des Vereins, Herr 
Hofrath Profeſſor Nothnagel den Antiſemitismus mit 
folgenden Worten: 

„Ich weiß nicht, was größer in einem fühlenden Menſchen 
ſein muß: ob der Ekel über das wüſte Treiben, welches 
ſich als Antiſemitis mus bezeichnet, oder der Zorn über dasſelbe, 
oder eine tiefe Traurigkeit darüber, daß eine ſolche Seelen⸗ 
peſt ſich verbreiten konnte. .. Wenn eine wahre große 
Bewegung die Menſchen ergreift, ſo liegt ausnahmslos auch 
eine bedeutende Idee zu Grunde. Von einem ſolchen Stand⸗ 
punkte aus die antiſemitiſche Bewegung prüfen zu wollen, wäre 
eine Verſündigung gegen die elementarſten Forderungen nicht 
nur der Gerechtigkeit und Humanität, ſondern ſelbſt des ſchlichten 
Verſtandes. Keinerlei Idee und keinerlei noch ſo verſchrobenes 
Ideal liegt in Wahrheit dieſer Bewegung zu Grunde, kein 
zündender Gedanke führt ſie, kein leuchtendes Ziel winkt an 
ihrem Ende. Von alledem das Gegentheil! .... Und ich 
muß ſagen, daß es mir widerſtrebt, das traurige Gewirr von 
Beſchränktheit und Schwäche, von Neid und Haß, von Allem, 
was klein und häßlich in der Menſchennatur iſt, und was in 
ſeinem Zuſammenwirken die empörende Fratze des Antiſemitismus 
erzeugt hat, pſychologiſch zu analyſtren.“ 


— — 
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Der Bund der Landwirthe und der Antiſemitismus. 


Eine neue Heimſtätte fand der politiſche Antiſemitismus 
in dem im Jahre 1893 gegründeten Bunde der Land⸗ 
wirthe. „Dieſer große Bund wurde“ — wie das amtliche 
Organ des Bundes im Auguſt 1897 hervorhob — gebildet 


auf den lauten Ruf des Pächters Ruprecht aus 


Schleſien.“ 

In dieſem in landwirthſchaftlichen Organen und in der 
„Kreuzztg.“ erſchienenen erſten Aufruf des Herrn Ruprecht 
heißt es u. A.: 

„Ich ſchlage nichts mehr und nichts weniger vor, als 
daß wir unter die Sozialdemokraten gehen und ernſtlich 
gegen die Regierung Front machen, ihr zeigen, daß wir 
nicht gewillt ſind, uns weiter ſo ſchlecht behandeln zu 
laſſen, wie bisher, und ſie unſere Macht fühlen zu laſſen. 
Es muß endlich einmal öffentlich mit dürren Worten ge⸗ 
ſagt werden und der berechtigten Unzufriedenheit Ausdruck 
gegeben werden. Wir müſſen ſchreien, daß es das 
ganze Land hört, wir müſſen ſchreien, daß es bis in die 
Parlamentsſäle und Miniſterien dringt — wir müſſen 
ſchreien, daß es bis an den Stufen des Thrones ver⸗ 
nommen wird!. Wir müſſen aus den Statuten 


Hr. Ruprecht verlangte die Schaffung „einer einzigen 
großen agrariſchen Partei“. Um das durchzuführen, müſſe 
jeder Landwirth ſich ſelbſt beſteuern, große Summen ſeien 
nöthig und würden aufkommen, wenn auch nur jeder größere 
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Landwirth pro Morgen Fläche jährlich 10 Pfg. für Partei⸗ 
zwecke aufbringen würde 

Zum 18 Februar 1893 wurde eine Verſammlung von 
Landwirthen nach Berlin ausgeschrieben, welche den Ruprecht⸗ 
ſchen Gedanken verwirklichen ſollte. Tauſende von Land⸗ 
wirthen leiſteten dem Ruf Folge und der neue Bund wurde 
gegründet. In den engeren Vorſtand wurden berufen 
en v. Ploetz⸗Döllingen (Hauptmann a. D.), 

Röſicke und der frühere Philologe Dr H Suchs⸗ 
ed Von den Führern der conſervativen Partei wurden in 
den Vorſtand gewählt u A Graf Mirbach, Frhr. v. Manteuffel, 
Dr. v. Frege, Lutz⸗Heidenheim, ferner der Rufer zum Streit 
Ruprecht⸗Ranſern, Frhr. v Wangenheim⸗Spiegel. 

Als Zweck des Bundes wurde hingeſtellt: „Durch 
lebhafteſte Agitation in der Oeffentlichkeit die landwirthſchaft⸗ 
lichen Intereſſen zu vertreten und dafür zu ſorgen, daß bei 
den Wahlen nur Männer in die Parlamente geſchickt werden, 
welche ſich bereit erklären, ohne Rückſicht auf ihre ſonſtige 
politiſche Richtung einer Vereinigung zur Wahrung wirth⸗ 
ſchaftlicher Intereſſen beizutreten.“ 

Der Bund der Landwirthe iſt eine antiſemitiſche 
Organiſation geworden Er verdient daher eine be⸗ 
ſondere Beleuchtung in dieſem Buch. Sowohl der Bund der 
Landwirthe, als auch ſein Vorgänger, der „Deutſche Bauern⸗ 
bund“ Find von Gemeinde- und Staatsbehörden 
gefördert und unkerſtützt. Kein Wunder, daß fie ſich 
ſchnell zu einer umfaſſenden, kräftigen Organi⸗ 
ſation entwickelt haben. 

Der zur Führung des Bundes berufene Abg. v. Plötz⸗ 
Döllingen hatte ſich als tüchtiger Organiſator von Land⸗ 
wirthen bereits bewährt. Er ſtand an der Spitze des 
„Deutſchen Bauernbundes“, der mit feinen, 40 000 Mit: 
gliedern und ſeinem Kapital vermögen in den Bund 
eintrat und ſeine Kerntruppe bildete 

Dieſer Uebergang des Deutſchen Bauernbundes zum 
Bunde der Landwirthe war von langer Hand vorbereitet. 
Namentlich Ende des Jahres 1892 und Anfang 1893 wurde 
von dem Deutſchen Bauernbunde in der umfaſſendſten Weiſe 
agitirt. Wie das geſchah, darüber erhalten wir durch die 
Verhandlungen des preußiſchen Abgeordnetenhauſes vom 
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28. Januar 1893 eine eingehendere Mittheilung. In dieſer 
Sitzung brachte der Abg Rickert die Art und Weiſe zur 
Sprache, in der der Bund und ſeine Wanderredner agitirten. 
Er ſagte u. a.: „Es find von dieſem Bauernbund, der bei⸗ 
läufig geſagt, ca. 40 000 Mitglieder hat, der 23 Wander⸗ 
lehrer hat, — ſo ſteht es wenigſtens in den Berichten und in 
dem Kalender des Bauernbundes — welche fortgeſetzt in 
Deutſchland umherreiſen, auch hier in der Nähe von Berlin 
Verſammlungen abgehalten worden, und es iſt uns dabei 
ein diesbezügliches Formular III in die Hände gekommen, 
das ich mir erlauben möchte, dem Hrn. Miniſter vor⸗ 
zulejen. Nach dieſem Formular III heißt es in der Einladung: 

„Alle Grundbeſitzer und ſonſtige Freunde der Land⸗ 
wirthſchaft laden wir hierdurch zu unſerer Verſammlung 
am ſoundſovielſten Nachmittags da und da ein. Ein Wander⸗ 
lehrer unſeres Bundes wird einen Vortrag über die Zwecke 
und Ziele des deutſchen Bauernbundes halten. Das Ver⸗ 
ſammlungslokal wird der Herr Gemeindevorſteher 
des Ortes, wo der Vortrag ſtattfindet, bekannt 
geben. Der Vorſtand des deutſchen Bauernbundes v. Ploetz, 
Präſident des deutſchen Bauernbundes. Julius Klein, ge⸗ 
ſchäftsführender Direktor“ 

Und nun geht an die Ortsvorſteher derjenigen Ort; 
ſchaften, welche um den Ort der Verſammlung herumliegen, 
folgendes Circularformular III: 

Deutſcher Bauernbund, Berlin W., Wilhelmſtraße 91, 
November 1892. An den Herrn Ortsvorſteher zu X. 
— ohne Namen des Ortsvorſtehers war es; das iſt voll⸗ 

ſtändig bezeichnend. 
„Euer Wohlgeboren erſuchen wir ergebenſt, die hier bei⸗ 
liegende Einladung auf unſere Koſten durch einen Boten 
in Ihrem Orte herumgehen zu laſſen Einige Druckſachen 
fügen wir hier bei und bitten Sie, unſere Beſtrebungen 
freundlichſt zu unterſtützen und für eine rege Betheiligung 
in der Verſammlung nach Kräften ſorgen zu wollen Die 
Ihnen unter Kreuzband etwa noch zugehenden Druck- 
ſachen wollen Sie gefälligſt in Ihrer Gemeinde an 
die geeigneten Herren vertheilen. Das Königl. 
Landrathsamt, jowie Ihr Amtsvorſteher ſind von 
der Berjammlung verſtändigt. Hochachtunsvoll 
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Der Vorſtand des deutſchen Banernbundes. v. Ploetz, 
Präfident des deutſchen Bauernbundes. Julius Klein, 
geſchäftsführender Direktor“. 
Was ſagt der Miniſter dazu? Ich möchte ſehen, ob der 
Hr. Miniſter das duldet, daß man die amtlichen Organe, die 
Ortsvorſtände, unter Umſtänden die Polizeiorgane, bei denen 
eine ſolche Verſammlung angemeldet werden muß, zu Hand⸗ 
langern derſelben macht.... Es iſt keine Frage, daß für 
den deutſchen Bauernbund die Organe der Staatsverwaltung 
als ſtützende, helfende und fördernde in Anſpruch genommen 
werden. Die Ortsvorſteher haben das auch gethan. Von 
einem einzigen von ihnen iſt mir bekannt, daß er ſich das 
verbeten hat; er theilte nicht die Geſinnung der Herren. 
Aber im übrigen gingen die Herren Ortsvorſteher darauf 
ein, namentlich, da der Herr Landrath und der Amtsvorſtand 
über die Verſammlung verſtändigt waren. Herr Graf 
Limburg ſagt: Laſſen Sie die Agitation doch ruhig gehen. 
Der Hr. Miniſter ſoll nicht ſo nervös ſein. Ja, meine 
Herren, eines verlangen wir aber von Ihnen, daß Sie auf 
eigenen Füßen ſtehen und aus Ihrer eigenen Kraft die 
Dinge machen. Das können Sie eben nicht Wie 
kommen Sie dazu, die Organe des Staats und der Gemeinde 
in dieſer Weiſe für Ihre Zwecke in Anſpruch zu nehmen?“ 
Eine Antwort auf die Frage, welche Abg. Rickert an den 
Miniſter des Innern geſtellt hatte, gab der Miniſter 
nicht, ohwohl er noch einmal in der Sitzung das 
Wort ergriff. Wohl aber gab ſie der als Abgeordneter an⸗ 
weſende Vorſitzende des deutſchen Bauernbundes v. Ploetz⸗ 
Döllingen. Er erklärte: „Herr Rickert hat ein paar | 
Formulare verleſen, die vollſtändig richtig find; ich bin 
bereit, ihm noch viele andere zur Anſicht zu überſenden. | 
Ja, wenn wir ins Land gehen, um, wie wir es nennen, 
die einzelnen Kreiſe für uns zu organifiren, wie ſollen wir 
es denn machen? Wir können doch nicht die Wanderlehrer 
einfach hinſchicken, wie commis voyageurs, die eine Karte 
vorzeigen und dann in die Schenke kommen u. ſ. w. Das 
muß doch vorbereitet werden! Wir ſchicken alſo Briefe 
an die Gemeindevorſteher. (Hört! hört! links.) Ja, an 
wen ſollen wir fie denn ſchicken? An den Nachtwächter etwa? 
& (Heiterkeit) Wir kennen ja in den tauſend und aber⸗ 
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tauſend Dörfern keinen Menjhen; wir können doch 
an niemand anders ſchicken. Wir ſchicken nicht an ihn in 
ſeiner Eigenſchaft als Gemeindevorſteher, aber natürlich 
müſſen wir ihn fo tituliren; wir kennen ja ſeinen 
Namen nicht, und Herr Rickert hat ja ſehr loyal vorge⸗ 
leſen: „die Boten gegen Bezahlung unſererſeits.“ Das würde 
vielleicht von Ihnen monirt werden, wenn die Nachtwächter 
auf Gemeindekoſten dazu benutzt würden. Wir jagen alſo: 
„gegen Bezahlung“; aber die Herren machen es meiſtens 
umſonſt; wenn fie uns aber etwas liquidiren, bekommen 
ſie es erſtattet. Dann ſtand der böſe Nachſatz da: „Der 
Landrath und Amtsvorſteher iſt benachrichtigt.“ Hr. Rickert 
glaubt nun, das heißt ſo viel als: Kinder, habt Vertrauen; 
das iſt ein guter Verein; der Landrath beſchützt ihn. Nein, 
wir gehen genau nach dem Geſetze, und das Geſetz ſchreibt 
vor: jede politiſche Verſammlung muß angemeldet werden. 
Wir gehen ſogar weiter; wir melden nicht blos beim Amts⸗ 
vorſteher, ſondern, wenn wir in den Kreis hineingehen, 
bekommt der Landrath eine Liſte von ſämmtlichen Ver⸗ 
ſammlungen, damit er, wenn er will, einen Gensdarmen 
ſchicken kann, um die Verſammlungen zu beaufſichtigen. Der 
Amtsvorſteher bekommt auch die Mittheilung und wird ge⸗ 
beten, die Beſcheinigung der Anmeldung parat zu ſtellen, 
und die holen dann unſere Wanderlehrer ab oder laſſen 
ſie abholen. Ich glaube, das iſt ein durchaus loyales Vor⸗ 
gehen; es iſt fogar unſere Pflicht. Daß die Landwirthe*) ſich 
beſonders für uns intereſſiren, iſt nicht überall der Fall — 
einige thun es in liebenswürdiger Weiſe privatim, andere, 
glaube ich, thun es lau. Ein Landrath hat uns die 
Akten ohne Beiwort zurückgeſchickt, vielleicht hat er 
ſie garnicht geleſen. Das nehm ich ihm gar nicht übel; 
aber warum ſollen die Herren einen Verein nicht 
begünſtigen, der auf guter königstreuer Grundlage ſteht 
und für den Grundbeſitz ſorgt und von anderer Seite ſo 
angegriffen wird? Der Hr. Landwirthſchaftsminiſter iſt nicht 
zur Stelle; er würde ſonſt vielleicht Hrn. Rickert antworten, 
warum er im vorigen Jahre in die Generalverſammlung 
des Bauernbundes einen Vertreter geſchickt hat. Das iſt 


JJ fol zweifellos heißen: Lan dräthe⸗ 


auf meine befondere Bitte geſchehen. Auf unſerer Tages⸗ 
ordnung ſtand die Einrichtung von Raiffeiſenſchen Darlehns⸗ 
kaſſen und von Genoſſenſchaften, und es lag mir daran, daß 
wir mit dem Miniſterium eine gewiſſe Fühlung hatten, da 
das Miniſterium ſich erfreulicherweiſe ja mit der Verbreitung 
dieſer Ideen beſchäftigt. u 

„Hr. Rickert hat gejagt, wir hätten 23 Wanderlehrer 
unterwegs. Das iſt etwas übertrieben. In dieſem Winter, 
wo alle Geſchäfte flau gehen, geht auch dies nicht beſonders. 
Wir haben etwa 8 bis 10 unterwegs, und wenn dieſe 
in der Woche 100 Verſammlungen abhalten, ſo wird 
eine recht ſchroffe Rede herausgeriſſen und in irgend einem 
pommerſchen freiſinnigen Winkelblatt ſteht dann, was das 
für ein Vorgehen von uns ſei. Ich gebe gern zu, daß 
einzelne Wanderlehrer manchmal große Dummheiten machen; 
das kommt aber überall vor. Wenn Hr. Rickert uns ſagt, 
daß wir uns des Antiſemitismus bemächtigt haben, ſo muß 
ich das in gewiſſer Weiſe ablehnen. Wir gehen vor gegen 
die Zerſetzungen des Judenthums und gegen die 
Schäden, die ſie hervorgerufen haben, namentlich in den 
weſtlichen Provinzen, z. B. in Heſſen, wo ſie den Bauern⸗ 
ſtand beinahe ruinirt haben. Dagegen gehen wir energiſch 
vor, und da legen wir auch die Worte nicht auf die 
Waagſchale. Nun möchte ich Hrn. Rickert einmal fragen 
— er nehme mir dieſe Frage nicht übel — wenn dieſer 
verpönte Gemeindevorſteher z. B. einem freiſinnigen Verein 
oder der Judenſchutztruppe die Wege geebnet hätte, ſolche 
Verſammlungen abzuhalten, würde er dann gegen dieſe auch 
ſo vorgehen, wie gegen uns? Ganz Israel wäre natürlich 
froh, und die freiſinnigen Blätter würden den Mannesmuth 
dieſes Mannes loben. (Bravo!) Jedenfalls kann ich er⸗ 
klären: der Bauernbund wird genau ſo wie bisher 
in ſeiner Agitation und Organiſation vorſchreiten, 
und ſo lange ich die Ehre habe, an ſeiner Spitze zu ſtehen, 
werde ich keinen Moment von dem abweichen, was ich mir 
vorgenommen habe.“ (Bravo! rechts.) — — 

Erſt am 14. Februar 1900, alſo faſt 8 Jahre nach der 
erſten Verhandlung im Abgeordnetenhauſe, erklärte der HerrMi⸗ 
niſter des Innern Frhr v. Rheinbaben, als die Nbgg. Rickert 
und Dr. Barth unter Hinweis auf die erwähnten früheren 
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und auf neuere ähnliche Vorgänge über feine Stellung 
dazu interpellirten: 

„Ich erkläre poſitiv, daß ich es nicht für richtig 
erachten würde, wenn die Gemeindevorſteher amtlich für 
den Bund der Landwirthe thätig wären, etwa Gemeinde⸗ 
locale oder Schullocale dem Bunde zur Verfügung ſtellen; 
das dürfte ein Gemeindevorſteher ebenſowenig für andere 
Parteien oder Vereine, etwa den „Nordoſt“ oder ſonſtige 
Vereine thun. Der Gemeindevorſteher ſoll ſich in dieſer 
Beziehung ſtreng objectiv verhalten und weder dem einen 
noch dem anderen gegenüber ſeinen dienſtlichen Einfluß 
einſetzen.“ 

Daſſelbe gilt doch gewiß auch unbedingt von den 
Amtsvorſtehern, Landräthen, Regierungspräſidenten u. ſ. w. 

Die immerhin recht milde gehaltene Erklärung des Hrn. 
Miniſters Frhrn. v. Rheinbaben iſt die erſte, welche von 
Seiten der Staatsregierung öffentlich gegen die Benutzung 
amtlicher Organe für die Zwecke des Bauernbundes und des 
ſpäter mit demſelben vereinigten Bundes der Landwirthe 
abgegeben iſt. 

Iſt es nicht ſehr begreiflich, daß der Bund der Land⸗ 
wirthe in der Reihe der Jahre, wo er jene Organe für 
ſeine Zwecke benutzen konnte, bis zu ſeinem jetzigen Umfange 
gewachſen iſt? 

Der antiſemitiſche Charakter der Bewegung, auf deſſen 
„trennende, menſchenverfeindende Wirkungen“ der Reichs⸗ 
kanzler Graf Caprivi am 17. Febr. 1893 im Reichstage 
hingewieſen hatte, trat immer mehr in den Vordergrund. 
Der Abg. v. Plötz ſchloß in der Verſammlung, in der die Auf⸗ 
löſung des „Deutſchen Bauernbundes“ und der Uebertritt zum 
Bunde der Landwirthe angenommen wurde, ſeine Rede miteinem 
Aufruf an alle Productivſtände, fie möchten ſich vereinigen, 
um einen feſten Damm „gegen die zerſetzenden Mächte des 
Freiſinns, des Judenthums und der Sozialdemo⸗ 
kratie zu errichten.“ 

Bereits im nächſten Jahre hatte der Bund der Land: 
wirthe den Antiſemitismus offen auf ſeine Fahne geſchrieben, 
indem auf ſeiner im Februar 1894 ſtattfindenden General⸗ 
verſammlung einſtimmig beſchloſſen wurde, daß jedes Mit⸗ 
glied einer der chriſtlichen Coufeſſionen angehören müſſe 
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Auch die ſpäteren 
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Generalverſammlungen 


0 


trugen einen 


gausgeſprochen antiſemitiſchen Charakter. Hr. Liebermann von 


Sonnenberg wurde einer der beliebteſten, ſtets mit ſtürmiſchem 
Beifall begrüßten Redner in diefen Generalverſammlungen. 
Er erklärte ſich denn auch „ganz zufrieden mit dem Ausdruck 
antiſemitiſcher Geſinnung, wie er ihn im Bunde gefunden 
hätte“. „Ein Jubel ohne Ende“ — rief Herr v. Liebermann 


(unter dem Beifall der Generalverſammlung vom Februar 


1897 — „würde die deutſchen Lande durchbrauſen, wenn 
wir auch eine Grenzſperre bekämen gegen die Judeneinfuhr“ 
— eine Forderung, welche der Reichstag (ſiehe oben Seite 
38 ff.) mit überwältigender Majorität abgelehnt hat. 

In derſelben Bundesverſammlung ſprach Major a. D. 
Endell von den Juden, die auf Gummirädern zur Börſe 
fahren, aber nicht das Vaterland vertheidigen können! 
Stürmiſchen Beifall fanden folgende Verſe, welche Herr 
Lucke vorlas: 

In allen Börſenſälen iſt Ruhl 

Von den Kindern Israels findeſt Du 
Kaum einen Hauch. 

Da drüben ſind noch einige Schreier! 
Aber warte nur, Abraham Mayer, 
Balde ruheſt Du auch. 

Solche faden Witze fanden ſtürmiſchen Beifall am einer 
Verſammlung, welche die deutſche Landwirthſchaft vertreten 
und die Mittel ausfindig machen wollte, wie ihr zu helfen 
wäre! 

In der Generalverſammlung des Bundes im Februar 
1898 meinte der Major a. D. Frhr. v. Loen (Görlitz), in 


der Lauſitz ſeien die Städte nicht mehr freiſinnig verſeucht, 
ſondern wenden ſich dem Bunde der Landwirthe zu. Sie 


erkennen, daß Herr Rickert mit ſeiner „Judenſchutztruppe“ 
nur ſtaatsfeindliche Intereſſen verfolge. (1) Liebermann v. 
Sonnenberg bemerkte: „Ich habe Gott ſei Dank nicht noth⸗ 
wendig, heute über die Judenfrage zu ſprechen. Die Zeiten 
ſind vorüber, wo im Bunde noch von Toleranz gegen die 
Juden geſprochen wurde.“ 

Reichen Beifall erntete auf der nächſten General⸗ 
verſammlung der im Jahre 1897 zum Director des 
Bundes gewählte, als Antiſemit bekannte Abg. Dr. 
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Diederich Hahn mit ſeinem Ruf zum „Kampf gegen das 
Großjudenthum“, nicht weniger ein von einer Ortsgruppe 
ſeines Wahlkreiſes abgeſandtes Begrüßungs⸗Telegramm, das 
mit den Worten ſchloß: „Hoch der Bund der Landwirthe, 
ein pereat den Semiten.“ 

Als im Jahre 1894 in antiſemitiſchen Organen einige 
Zweifel aufgetaucht waren, ob der Bund der Landwirthe 
die antiſemitiſche Fahne auch fernerhin hochhalten werde, 
antwortete das Bundesorgan in ſeiner Nummer vom 
19. Juli 1894, ſolche Bedenken ſeien nicht gerechtfertigt. 
Der Bund habe ſich auf chriſtlich⸗germaniſchen Boden geſtellt 
und werde darauf bleiben. Das Bundesorgan ſtimmte als⸗ 
dann gern der antiſemitiſchen „Staatsbürger ⸗Ztg.“ zu, 
welche folgende Theilung der Arbeit zwiſchen Bund der 
Landwirthe und Antiſemiten⸗Partei empfahl: 


„Der Bund der Landwirthe muß auf dem 
Lande die Stütze der Monarchie ſein, während 
die Antijemiten in den Städten das Rückgrat des 
königstreuen Volkes ſein werden.“ 


Beſondere Beachtung verdient die Preſſe des Bundes 
der Landwirthe. Die von demſelben gegründeten Blätter ſind 
außer dem „Bund der Landwirthe“ (der in Berlin und in 
beſonderen Ausgaben auch in einigen Provinzen beſonders 
erſcheint) und außer der „Corr. d. B. d. L.“, die „Deutſche 
Tageszeitung“ (zweimal täglich) und das ebenfalls in dem 
Hauſe des Bundes, Deſſauerſtr. 7, domizilirte, für den 
kleineren Mann auf dem platten Lande beſtimmte billige 
Volksblatt, das „Berl. Blatt“. Beide verfolgen eine anti⸗ 
ſemitiſche Tendenz und namentlich in dem letzteren findet 
man faſt täglich die gehäſſigſten Ausfälle gegen die Juden. 
Im September 1899 kurz vor Quartalswechſel erſchien in 
einer Beilage des „Berl. Blatt“ ein Bild, in dem dar⸗ 
geſtellt wird, wie ein Gerichtsvollzieher im Beiſein und im 
Auftrag eines Juden einem Bauern die letzte Kuh aus dem 
Stall zieht. Unter dem Bilde, das lebhaft an die anti⸗ 
ſemitiſchen Flugblätter in Bezug auf die heſſiſchen Güter⸗ 
ſchlächtereien erinnert, ſteht zur Erläuterung ein Vers, 
welcher ſchließt: „.. cund aus dem Stalle die letzte Kuh 
und morgen du ſelber und morgen auch du.“ 

» 
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Beiſpiele für die wenig anftändige Kampfesweiſe und 
den antiſemitiſchen Jargon der Agrarierpreſſe finden ſich 
faſt in jeder Nummer. 

Die „Deutſche Tageszeitung“ ſchrieb zwar am 12. Ok⸗ 
tober 1898 über die Wahl des Sehen. v. Wangenheim: 

„An der Wahl der Kampfmittel kann man am beſten den 
Werth und die Bedentung des Kämpfers erkennen. Perſönliche 
andeutende Verunglimpfungen ſind immer ein Zeichen feiger 
jämmerlicher Schwäche.“ 

Aber wie ſehen denn die antiſemitiſchen Kämpfer aus: 
die „Deutſche Tageszeitung“ ſelber und der ganze Troß der 
Antiſemitenblätter? Wenn irgend ein Jude ein Verbrechen 
begeht, gleich wird er mit Namen an den Pranger geſtellt 
und aus der Unthat eines Einzelnen macht man flugs eine 
„jüdiſche Gepflogenheit!“ 

Auch die letzte Generalverſammlung des Bundes der 
Landwirthe am 12. Februar 1900 trug einen antiſemitiſchen 
Charakter, der u. a. in dem Bericht des Bundesdirectors 
Dr. Hahn zum Ausdruck kam. Daß der Ton und die 
Kampfesart des Antiſemitismus in dem Bunde der Land⸗ 
wirthe ſich von derjenigen des „reinen“ Antiſemitismus in 
keiner Weiſe unterſcheidet, zeigt ſehr deutlich der Artikel 
mit der Aufforderung zur Theilnahme an dieſer General⸗ 
verſammlung in Nr. 6 des officiellen Organs „Der Bund 
en vom 10. Februar 1900. In dieſem Artikel 
eißt es: 

„Schon ſeit Wochen ſpotten die jüdiſch⸗demokratiſchen 
Blätter beſonders über die bevorſtehende neue „Circus⸗ 
vorſtellung“ des Bundes. Dieſer Hohn und Spott kommt 
aber aus einer bedrückten Bruſt, man fürchtet ſich in Juda 
und bei allen Judengenoſſen doch vor der Kraft unſeres 
Bundes. Die vrientalifhen Zeitungsreporter ſetzen ihre 
krummen Beine deshalb am Tage unſerer Generalverſammlung 
eifrig in Bewegung, um feſtzuſtellen, ob der Beſucher denn 
noch immer nicht weniger werden wollen. Ihre gekrümmten 
Naſen würden ſofort „Morgenluft“ für Iſrael und feine 
großkapitaliſtiſchen Spießgeſellen wittern, wenn fie einmal 
einen Rückgang in der Beſucherzahl der Generalverſammlung 
feſtſtellen könnten. Nicht nur die jüdiſch⸗demokratiſch⸗frei⸗ 
ſinnige, ſondern auch die uns feindliche liberale Preſſe 
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würde in dieſem Falle triumphirend verkünden: Aha! Der 
Beſuch läßt nach, die Bundesbrüder verlieren an Begeiſterung 
für ihre Sache und an Vertrauen zu ihren Führern. Ein 
ſolcher Eindruck würde unſere Beſtrebungen aber aufs 
ſchwerſte ſchädigen und das Anſehen des Bundes ſowohl 
bei dieſen jeinen Feinden wie bei den Herren am Regierungs⸗ 
tiſch herabſetzen. Das iſt ſo ſicher wie zwei mal zwei vier iſt.“ 

Die Generalverſammlung ſelbſt war wiederum ſehr 
zahlreich beſucht. Das zu Gunſten der Boeren an 
Dr. Leyds geſandte Telegramm ſprach von 7000 Theil⸗ 
nehmern, die „Kreuzzeitung“ nach Schätzung und auf Grund 
der baupolizeilich erlaubten Faſſungskraft des Cirkus von 
5000. Nach dem Berichte des Bundesdirektors Dr. Diederich 
Hahn hat der Bund jetzt 206000 zahlende Mit⸗ 
glieder, darunter 105400 weſtlich der Elbe, in Süd⸗ 
deutſchland, wie der Abg. Lucke⸗Peterswalde ſagte, 49000. 
14000 Mitglieder ſind Handwerker und Gewerbe⸗ 
treibende. Der Bund unterhält 20 Oberbeamte und 82 
Büreaubeamte. Eine große Anzahl von Wanderrednern 
und Agitatoren ſind fortwährend unterwegs. Im Jahre 
1899 find 367 größere und 5012 kleinere Verſammlungen 
in allen Theilen Deutſchlands abgehalten und nahe⸗ 
zu 6 Millionen Exemplare von Zeitungen und Zeitſchriften 
verſandt worden. Die Einnahmen des Bundes haben be⸗ 
tragen im Jahre 1899 an Mitgliederbeiträgen und Gewinn 
der verſchiedenen Geſchäftsantheile zuſammen 559500 Mk. 
und ungefähr auf denſelben Betrag beliefen ſich die Aus⸗ 


gaben. Mit ſtürmiſchem Bravo wurden die wiederholten Aus⸗ 


führungen des Bundesdirektors begrüßt, worin er die ſog. 
parteiloſe und vor allen Dingen aber die Judenpreſſe 
bekämpfte. Die Politik der Regierung wurde ebenfalls ſcharf 
angegriffen. „Unſer hochverehrter, würdiger, alter Reichs⸗ 
kanzler,“ ſagte Herr Hahn unter großem Gelächter der An⸗ 
weſenden, „nehme zwar immer Bismarck'ſche Worte in den 
Mund, aber ſeine Thaten ſeien capriviſch.“ Der Vice⸗ 
präſident des Reichstags Herr v. Frege brachte einen Gruß 
der agrarfreundlichen Minorität des Reichstags und ſchloß 
mit den Worten: „Hoffen wir, daß das deutſche Reich im 
entſcheidenden Jahre 1903 je Reichskanzler findet, der 
den Spuren des Fürſten BisMard folgt.“ 0 

= 
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Ganz beſonders bezeichnend war die Rede eines der 
Führer der antiſemitiſchen deutſch⸗ſocialen Reformpartei, 
des Abg. Liebermann v. Sonnenberg. 


Er erklärte nach der „Otſch. Tgsz.“, dem Organ des Bundes 
der Landwirthe, daß er nicht nur mit den heutigen Reden, 
ſondern auch mit der vorgeſchlagenen Entſchließung ſowohl 
als Mitglied des Bundes, als auch als Abgeordneter der 
deutſch⸗ſocialen Reformpartei einverſtanden ſei. (Anhaltender, 
ſtürmiſcher Beifall.) „Es iſt — fährt er fort — aus den 
Kreiſen der landwirthſchaftlichen Bevölkerung vielfach der 
Ausdruck der Verwunderung an mich gelangt, daß ich den 
Vorſitz in der Leitung der deutſch⸗ſocialen Reformpartei 
niedergelegt habe. Die Niederlegung war dadurch beſtimmt, 
daß ich augenblicklich Schwierigkeiten und Hinderniſſe nicht 
überwinden konnte, die ſich meiner Ueberzeugung entgegen⸗ 
ſtellten, daß nur bei einem dauernd freundſchaftlichen 
Verhältniſſe zum Bunde der Landwirthe und zu 
den rechtsſtehenden Parteien unſere Arbeit ge⸗ 
fördert werden könnte. (Anhaltender, ſtürmiſcher Bei⸗ 
fall) Aber mein Rücktritt vom Vorſitz bedingt ja nicht 
einen Rücktritt von der Arbeit. (Bravo!) Wer 20 Jahre 
im Kampfe ſteht, legt die Arbeit erſt nieder, wenn er ſchwach 
wird. Und ſchwach bin ich noch nicht!“ (Große Heiterkeit.) 
Der Redner verlieſt eine Preßäußerung über ſich, unter 
anderm, daß er wohl nun „offen ins Lager ſeiner hohen 
Gönnerſchaft ſchwenken werde.“ Richtig iſt daran, daß ich 
vom erſten Augenblicke meines politiſchen Auftretens an 
feſt überzeugt war, daß auf dem Boden des verjudeten 
Liberalismus der Kampf nicht gegen das Judenthum geführt 
werden kann. Ich habe keinen hohen Gönner. Ich ſehe in 
der konſervativen Partei und dem Bunde der Landwirthe 
gleichgeſinnte Kameraden, mit denen man Schulter an 
Schulter kämpft. (Stürmiſcher Beifall.) Redner ſchließt mit 
einem Hoch auf die nationalen Parteien. 

Daß der Bund der Landwirthe antiſemitiſch „bis auf 
die Knochen“ iſt, glauben wir in Vorſtehendem dargethan 
zu haben. Es erübrigt noch, einige intereſſante Streiflichter 
auf die Beziehungen zwiſchen dem Bunde und den „reinen“ 
Antiſemiten zu werfen. Zum beſſeren Verſtändniß wollen 
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wir möglichſt chronologiſch vorgehen und uns dabei auf die 
wichtigſten Momente beſchränken. 
Dr. Böckel ſchrieb 1893 in feinem „Reichsherold“ über 


die Generalverſammlung des Bundes der Landwirthe: „In 


den Händen der abgelebten () conſervativen Partei iſt auch 
dieſe jo berechtigte Sache, wie jo manches Andere, gründlich 
verpfuſcht.“ Wenige Monate ſpäter ſagte er von dem Bund, 
er „führe Polacken und ſonſtiges Stimmvieh ſchnapsbenebelt zur 
Wahlurne. 1894 legte Böckel dem „Reichsherold“ denProſpect 
der „Deutſchen Tageszeitung“, des Organs des Bundes, beil! 
Am 26. Oktober 1895 ſagte der Abg. Hirſchel in 
einer Verſammlung zu Unterſensbach im Odenwald, die 
oſtelbiſchen Junker ſuchten unter der Verkleidung als 
Bund der Landwirthe die Bauern zu fangen, um dann 
ungeſtört ihren reactionären Gelüſten fröhnen zu können.“ 
Auf dem Parteitag der heſſiſchen Antiſemiten im Jahre 
1896 wurde ein Antrag, mit dem Bund der Landwirthe 
zuſammen zu gehen, einſtimmig abgelehnt. 

a Bald darauf aber theilte der Leiter des Bundes für 
Südweſtdeutſchland, Lucke, den Abgg. Hirſchel, Köhler 
und Bindewald mit, daß die Verſammlung in Darmſtadt 
dieſe Herren in Anerkennung ihres Verhaltens im Reichstag 
durch Erheben von den Sitzen geehrt habe. Dieſe captatio 
benevolentiae ſcheint etwas gewirkt zu haben. Die „Deutſche 
Volks wacht“, das Organ jener drei Herren, druckt regel⸗ 
mäßig Artikel aus der Bundescorreſpondenz ab. Böckel, 
der einſtige „heſſiſche Bauernkönig“ und Todfeind der oſt⸗ 
elbiſchen Großgrundbeſitzer, ſowie Hans Puchſtein, eben⸗ 
falls ein antiſemitiſcher Agitator, wurden im Central: 
bureau des Bundes angeſtellt, wo Böckel das „Agra⸗ 
riſche Handbuch“ des Bundes verfaßte. Puchſtein hat es dort 
nicht lange ausgehalten, während Böckel ſpäter i. J. 1899 


— aus welchen Gründen, iſt unbekannt geblieben — die 


Stellung „aufgab“, um in die Firma Förſter⸗Moſch, die 
mit dem Junkerthum in ſteter Fehde lebt, einzutreten. 

Um dieſelbe Zeit, da Böckel in den Dienſt des Bundes 
trat, erzählte Liebermann von Sonnenberg in der 
„Antiſem. Correſp.“ anläßlich eines Streites mit dem 
Berliner Agitator Böckler, wie er dieſem eine Stelle bei 
dem Bund der Landwirthe habe verſchaffen wollen (9. Ein, 
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anderer antiſemitiſcher Agitator, Kreutz, iſt mehrere Jahre 
ſpäter Geſchäftsführer des Bundes für die Provinz Sachſen 
und Thüringen geworden und eine größere Anzahl von 
Wanderrednern des Bundes rekrutiren ſich aus dem Lager 
der „reinen“ Antifemiten, N 
Kurz, wir haben hier die charakteriſtiſche Erſcheinung 
vor uns, daß der Bund der Landwirthe für ſolche unbequeme 
antiſemitiſche Agitatoren eine Unterkunft ſchafft, die man 
kalt ſtellen oder wenigſtens für eigene Zwecke verwenden 
will. Und Herr Liebermann von Sonnenberg ſcheint bei 
dieſem Geſchäft beſonders zu helfen. 

Von dem antiſemitiſchen Parteitag in Halle 1896 
durfte die „Deutſche Tagesztg.“ ſchreiben, ſein Verlauf habe 
gezeigt, daß die deutſch⸗ſociale Reformpartei fi einmüthig 
zum Programm des Bundes bekenne. 

Bei den Wahlen von 1898 hat der Bund in vielen 
Fällen die Antiſemiten kräftiger unterſtützt, als die 
Conſervativen. In dem damals herausgegebenen kleinen 
ABC⸗Buch des Bundes finden ſich folgende Sätze: „Die 
Candidaten der deutſch⸗ſocialen Reformpartei werden 
ſtets die Zuſtimmung des Bundes erhalten können.“ — 
Von der freiconſervativen Partei heißt es aber: Die 
Bauern müßten ſich jeden Candidaten dieſer Partei genau 
darauf anſehen, ob derſelbe gewillt ift, kräftig für fie ein⸗ 
zutreten oder ob er vielleicht ein ſog. Leiſetreter iſt. Und 
von den Conſervativen heißt es: Der Candidat dieſer 
Partei werde von dem Bunde faſt immer unterſtützt werden 
können, wenn bei demſelben nicht perſönliche ehrgeizige Be⸗ 
ſtrebungen oder Rückſichten, oder aber ein zu weit gehendes 
Entgegenkommen gegenüber jedweder Stellungnahme der 
Regierung im Vordergrunde ſtehen. — Ehrliche Freunde 
des Bundes ſind alſo nur die „reinen“ Antiſemiten, 
die unbeſehen zu unterſtützen ſind! Sie bilden gewiſſer⸗ 
maßen die Kerntruppe des Bundes! 

Später trübten ſich wieder ein wenig die Beziehungen 
zwiſchen dem Bunde und den Antiſemiten, ſo daß es ſogar 
zu dem Ausſchluß des antiſemitiſchen ſächſiſchen Landtags⸗ 
abgeordneten Träbert kam. Beſonders machten aber Aeuße⸗ 
rungen des neuen Vorſitzenden des Bundes der Landwirthe, 
des Sehen. v. Wangenheim, in Königsberg und in Gotha, im 
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Januar reſp. April 1899 böfes Blut. Er hatte nämlich 
erklärt, daß er gegen den Grundgedanken des Antiſemitismus 


nichts einzuwenden habe, aber die Gründung einer beſonderen 


antiſemitiſchen Partei bedauere. Die Gemüther beruhigten 
ſich aber bald, da Herr v. Wangenheim ſich beeilte, zu ver⸗ 
ſichern, daß ihm jede Abſicht eines Angriffs vollſtändig fern 
gelegen habe. 


In der letzten Zeit, insbeſondere im Frühjahre 1899, 
gab es allerdings ſcharfe Auseinanderſetzungen zwiſchen den 
Konſervativen und dem Bund der Land wirthe einer⸗ 
ſeits und den Antiſemiten andrerſeits. Indeß wurde der 
Streit durch Veröffentlichung folgender Erklärung der 
Reichstags⸗Fraction der deutſch⸗ſozialen Reformpartei in der 
„Deutſch. Tagesztg.“ wieder beigelegt. In dieſer Erklärung, 
datirt: Reichstag, 9. Juni 1899, heißt es: 

„Die uns feindliche Preſſe aller Parteien verſuchte die 
Rede des Freiherrn von Wangenheim (in Gotha) als eine 
Abſage des Bundes der Landwirthe an unſere Partei 
darzuſtellen. Leider war während der Reichstagsferien 
eine ſofortige und aufklärende perſönliche Beſprechung 
unſerer Fraction mit Hrn. v. Wangenheim nicht möglich. 
Sie hat nunmehr ſtattgefunden und ergeben, daß Hrn. 
v. Wangenheim jede Abſicht eines Angriffes bei ſeiner 
Gothaer Rede vollſtändig fern gelegen hat. Ebenſo⸗ 
wenig hat er eine ſolche Abſicht bei ſeiner kürzlich ge⸗ 
haltenen Rede gehegt, ſondern auch dort betont, daß der 
Bund der Landwirthe die deutſch⸗ſoziale Reform⸗ 
partei als treue und zuverläſſige Bundesgenoſſin 
betrachte. Indem wir feſtſtellen, daß die bisherige Polemik 
in der antiſemitiſchen Preſſe nicht von der Fraction aus⸗ 
gegangen iſt, bitten wir unſere Zeitungen, auch ihrerſeits 
dieſe Angelegenheit als erledigt anzuſehen, damit nicht 
den gemeinſamen Gegnern unſerer Partei und des Bundes 
der Landwirthe weiterer Anlaß zu hämiſchen und irre⸗ 
führenden Betrachtungen gegeben werde.“ 

Wenn Herr Liebermann v. Sonnenberg den Vorſitz in 
der Fraction niedergelegt hat, ſo ſcheint ihm die Bundes⸗ 
genoſſenſchaft zwiſchen Bund und Antiſemiten immer noch 
nicht innig genug zu feim, 
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Und in der That werden die Leiter des Bundes ſich 
hüten, es mit ihren „rein“ antiſemitiſchen Freunden 95 
verderben. Wenn auch noch Ende November 1899 das 
Organ der heſſiſchen Antiſemiten vor dem „zum Bauern⸗ 
fang ſich rüſtenden“ Bund der Landwirthe warnt, wenn 
auch der Verſuch des Bundes, der Mittelſtandsbewegung 
in Berlin ſich zu bemächtigen, den Zorn der reichshaupt⸗ 
ſtädtiſchen Antiſemiten erregt hat, wenn auch endlich die 
Stellungnahme gegenüber dem Bund der Landwirthe einen 
Keil in die antiſemitiſche Partei ſelbſt getrieben hat, ſo daß 
der ſtramm conſervative Abgeordnete Liebermann von 
Sonnenberg den Vorſitz in der Partei niedergelegt hat — 
ſo wird das alles nicht zu einer dauernden Entfremdung 
zwiſchen dem Bund der Landwirthe und ſeinen treueſten 
Alliirten führen. Iſt es doch nur die insbeſondere bei den 
Wahlen hervortretende Concurrenzfrage, welche die ſonſt 
auf einander Angewieſenen zeitweilig trennt. Man verträgt 
ſich wieder. Wenn es gelungen iſt, einen der rabiateſten 
Junkerfreſſer, den Münchener Antiſemiten Wenng, zum 
Schweigen zu bringen, indem man ihm die Leitung einer 
Filiale des Bundes übertragen hat, dann wird es auch nicht 
ſchwer fallen, die übrigen Intranſigeanten zu verſöhnen. 


— 


Die Kampfesweiſe der Antiſemiten. 


Die Antiſemiten haben ein Repertoire von Lügen, das 


ſie Jahr für Jahr immer von neuem wiederholen. Sehen 
wir uns die Hauptliſte ihrer Unwahrheiten an: 


A. Die Fügen über die Alliance israclite. 
Was iſt die Alliance israélite und was thut fie? 
Sie iſt ein „Verein von Israeliten“, welcher im Jahre 
1860 in Paris gegründet iſt und nach Artikel 1 ſeiner 
Statuten folgenden Zweck hat: 5 
1. Ueberall für die Gleichſtellung und den moraliſchen 


Fortſchritt der Juden zu wirken; 2. Denjenigen, welche in 


ihrer Eigenſchaft als Juden leiden, eine wirkſame Hilfe 
angedeihen zu laſſen; 3. Jeder Schrift ihre Unterſtützung 
1 1 welche geeignet iſt, dieſe Reſultate herbei⸗ 
zuführen. — i 

In dem Bericht des Central⸗Comités über die erſten 
25 Jahre 1860—1885 finden wir bemerkenswerkhe Mit⸗ 
theilungen über die Gründe, welche für die Bildung der 
Alliance maßgebend waren. 

„In den freien Ländern“ — heißt es da — „haben die 
Juden keine Geſchichte für ſich: ſie leben, von der Glaubens⸗ 
verſchiedenheit abgeſehen, das gemeinſame Leben mit, ver⸗ 
ſchmelzen ihre Thatkraft mit der ihrer Mitbürger und haben 
keine andere Sorge, als die Wohlfahrt ihres Vaterlandes, 
mit welcher ihr eigenes Geſchick unauflöslich verknüpft iſt. 
Aber in den wenigſt civiliſirten Ländern, in denen ſie ſich 
gerade in größerer Zahl befinden, dort entrollt ſich die 
wirkliche Geſchichte der Juden. Und was für eine Ge⸗ 
ſchichte! ... In gewiſſen europäiſchen Ländern ſehen wir 
mittelalterliche Verfolgung wieder, unter denſelben Vor⸗ 
wänden, mit demſelben Charakter, mit denſelben Exceſſen 
Die Verfolgung iſt zu einer geſetzgeberiſchen Kunſt geworden; 
Regierungen, welche ſie nicht offen auszuüben wagen, haben 
juridiſche Formeln gefunden, unter welchen ſie dieſelbe zu 
verhüllen ſuchen.“ 
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Den Juden in den freien Ländern blieb für ſich nicht viel 
mehr zu thun, aber da, wo die Juden noch bedrängt und 
verfolgt werden, mußte geholfen werden. Und womit? Mit 
brüderlichem Beiſtand, mit Schulen und Gewerbe. „Die 
Völker von der Unduldſamkeit und dem Fanatismus zu 
heilen, die Ideen und Sitten civiliſirter Länder bei ihnen 
zum Durchbruch zu bringen, Unterricht zu verbreiten, der 
Arbeit und dem Schaffen verlorene Kräfte wieder zuzu⸗ 
führen — gereicht es nicht auch dieſen Völkern ſelbſt zum Heil?“ 

„Politiſche Fragen“ — ſo heißt es weiter in dem Bericht 
des Central⸗Comites — „ſind dem Programm der Geſellſchaft 
gänzlich fremd. Die Allianz ſteht den politiſchen, jocialen 
und nationalen Parteikämpfen fern und ſie ſoll ihnen auch 
fern bleiben; ſie will ſich nicht darin miſchen. Sie hat ihre 
Stelle auf einem höheren Gebiet, auf dem ſich alle politiſchen 
Parteien und Intereſſen begegnen können, auf dem Gebiet 
der Nächſtenliebe und Menſchlichkeit.“ 

Israelitiſch iſt die Allianz, weil die Juden in ver⸗ 
ſchiedenen Ländern verfolgt werden und weil den unter⸗ 
drückten Juden zu helfen in erſter Reihe Pflicht der höher 
entwickelten Juden iſt. 

Jeder, der billig denkt und menſchlich fühlt, wird zu⸗ 
geben, daß die Ziele der Alliance israeélite ſich vortrefflich 
mit den Pflichten vertragen, die die Juden als deutſche 
Staatsbürger ihrem Vaterlande zu erfüllen haben. 

Welche Lügen haben nun die Antiſemiten aufgebracht? 

1. Da wird behauptet: es ſei kein Wohlthätigkeits⸗ 
verein, das ſei nur das Aushängeſchild; in Wirklichkeit 
„verwende der Verein ſeine bedeutenden Geldmittel zur 
Erreichung von allerlei Sonder⸗Vortheilen für das Juden⸗ 
thum“. In den erſten 11 Auflagen (bis 1892) des „Antiſ.⸗ 
Katechismus“ iſt ein angeblicher Aufruf Cremieur, des 
„Begründers“ der Alliance, abgedruckt, der als Ziel feſtſetzt, 
daß „die jüdiſche Lehre eines Tages die ganze Welt erfülle“, 
und die Zuverſicht ausdrückt, daß „der Tag nicht fern fei, 
wo die Reichthümer der Erde ausſchließlich den Juden 
gehören werden.“ 

Dieſer angebliche Aufruf iſt erdichtet und erlogen! 

Da dieſer gefälſchte Aufruf vor 17 Jahren (1883) 
auch von deutſchen Zeitungen rbreitet erde, jo ſah 
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ſich ſchon damals das Central⸗Comite der Alliance, als 
auch ein Mitglied derſelben, Herr Sanitätsrath Dr. S. Neu⸗ 
mann!) in Berlin, veranlaßt, dieſe Fälſchung Satz für Satz 
aufzudecken durch Nebeneinanderſtellung des echten und 
des erdichteten Aufrufs. Er wies auch darauf hin, daß 
Crémieux an der Gründung der Alliance über⸗ 
haupt garnicht betheiligt geweſen ſei. 

Dies Alles hinderte die Antiſemiten nicht, noch 1891 
den erdichteten Aufruf, der die Juden lediglich als vater⸗ 
landsloſe, geldgierige, unmoraliſche Menſchen hinſtellt und 
in der ſchmählichſten Weiſe verleumdet, als „unwiderleg⸗ 
bare Thatſache“ angeblich zur Aufklärung des Volkes zu 
verbreiten. 

Die erſten 5 Abſätze des angeblichen Aufrufs in dem 
antiſemitiſchen Katechismus ſind vollſtändig aus der Luft 
gegriffen. Darunter befinden ſich folgende Sätze, die be⸗ 
beſonders geeignet ſind, Haß gegen die jüdiſchen Mit⸗ 
bürger zu erregen: . 

„Die anderen Völker find in Nationen gefpalten; 
wir allein haben keine Mitbürger, ſondern nur Religions⸗ 
genoſſen. Nicht eher wird der Jude der Freund des 
Chriſten und des Muſelmannes werden, als bis das Licht 
des jüdiſchen Glaubens, der „einzigen Vernunftreligion“, 
überall leuchten wird.“ 

„Zerſtreut inmitten von Völkern, welche unſeren 
Rechten und Intereſſen feindlich ſind, werden wir vor 
Allem Juden bleiben. Unſere Nationalität iſt die Reli⸗ 
ligion unſerer Väter, wir erkennen keine andre an.“ 

„Wir wohnen in fremden Ländern und wir können 
uns für die wechſelnden Intereſſen dieſer Länder nicht 


intereſſiren, ſo lange unſere moraliſchen und materiellen 


Intereſſen in Gefahr ſind.“ 5 
„Die jüdiſche Lehre muß eines Tages die ganze 
Welt erfüllen.“ 
Es folgen dann mehrere Sätze, die ebenfalls ſo gefälſcht 
und entſtellt ſind, daß ſie einen ganz anderen Sinn und eine 


1) „Die neueſte Lüge über die israelitiſche Allianz, ein Probe⸗ 
ſtück aus der antiſemitiſchen Moral.“ Von Dr. S. Neumann. 
Berlin 1883. 
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ganz andere Bedeutung erhalten. Wir führen nur eine 
einzige Stelle an: 8 
Der Abſatz 7 des gefälſchten Aufrufs lautet: „Wenn 
Ihr glaubt, daß der Glaube Eurer Vorfahren der einzige 
5 iſt!“ während Abſatz 7 des echten Aufrufs 
tet: 


„Wenn Ihr glaubt, daß der Glaube ſeiner Vorfahren 
für einen Jeden ein heiliges Erbtheil iſt, daß der Herd, 
daß das Gewiſſen unantaſtbar ſind, daß man nicht wieder 
erleben darf, was man ſoeben erſt erlebt hat.“ 

Ebenſo gefälſcht und entſtellt ſind auch die anderen Sätze. 
Ganz erdichtet iſt wiederum der Schluß des gefälſchten 
Aufrufs, welcher in dem Antiſemiten⸗Katechismus wörtlich 
wie folgt lautet (25. Aufl. S. 384): ; 

„der Katholicismus, unſer hundertjähriger Feind, 

unterliegt, auf das Haupt geſchlagen.“ 

„Jeden Tag wird das Netz, welches Israel über den 
Erdboden wirft, ſich ausbreiten, und die erhabenen 
Prophezeihungen unſerer heiligen Bücher werden in Er⸗ 
üllung gehen. Der Tag kommt, wo Jeruſalem das 
Haus des Gebetes für die vereinten Völker wird, wo 
die Fahne des jüdiſchen Monotheismus auf den ent⸗ 
fernteſten Küſten weht.“ 

„Benutzen wir alle Umſtände. Unſere Macht iſt 
groß, lernen wir ſie gebrauchen. Was haben wir zu 

fürchten? Der Tag iſt nicht fern, wo die Reichthümer 
der Erde ausſchließlich den Juden gehören werden.“ 

Von alledem ſteht in dem echten Aufruf abſolut nichts! 

Das Blatt „L'antisemitique“ behauptete, nachdem man 
dieſe Fälſchung bewieſen hatte, den von ihm gebrachten Auf⸗ 
ruf aus den Acten des Miniſteriums des Innern abgedruckt 
zu haben. Der Miniſter Waldeck⸗Rouſſeau theilte aber 
unter dem 23. Juni 1884 mit, daß ein derartiger Aufruf 
ſich nicht bei den Miniſterialacten befindet. 

Statt nun ſolche Unwahrheiten und Erdichtungen nicht 
weiler zu verbreiten und das Bedauern darüber auszu⸗ 
ſprechen, daß man es gethan, ſchämten ſich die deutſch⸗ſoz. 
Blätter der Antiſemiten Fritſch u. Gen. nicht, Folgendes 
zu erwidern: 
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„Iſt der Aufruf nicht echt (wir werden darüber noch 
in Frankreich Erkundigungen einziehen laſſen), ſo iſt er 

doch wenigſtens vortrefflich erfunden.“ 

Ja, derſelbe Herr Fritſch druckt in der 25. Auflage 
ſeines antiſemitiſchen Handbuchs (Antiſemiten⸗Kate⸗ 
chismus pz. 1893 S. 383) denſelben gefälſchten Aufruf 
von neuem ab, mit der Bemerkung „Schriftſtück, deſſen 
Echtheit von den Juden beſtritten wird.“ 

IH das noch eine zuläſſige Kampfesweiſe? 

Die Alliance israelite iſt noch anderen Verleumdungen 
ausgeſetzt geweſen. 

2. Unwahrheit. Im Sommer 1889 veröffentlichten 
antiſemitiſche Zeitungen eine angeblich von der Allianzergangene 
Inſtruction an die Juden Galiziens, in der ſie 
aufgefordert wurden, die chriſtlichen Eigenthümer aus ihrem 
Beſitz zu verdrängen, dem jungen Adel möglichſt das Schulden⸗ 
machen zu erleichtern, ſich der Preſſe und des mobilen 
Capitals zu bemächtigen ꝛc. ꝛc. 

Das Central⸗Comite der Alliance israslite hat auch 
dieſes Schriftſtück für gänzlich erfunden erklärt! 

Einen ähnlichen Aufruf erließ die antiſemitiſche Preſſe 
1890 und im November 1898. Auch in dieſem wurden die 
polniſchen Juden aufgefordert, das Land Galizien ſich zu 
eigen zu machen. Alſo dreimal 1889, 1890, 1898 wurde 
daſſelbe Bubenſtück wiederholt, nur um den Haß gegen die 
Juden zu ſchüren. Und alles im Namen des Chriſtenthums! 

3. Unwahrheit. Unzählige Male hat die anti⸗ 
ſemitiſche Preſſe die Lüge wiederholt, daß der jüdiſche 
Franzoſe Cremieux 1871 eine Million auf den Kopf 
Kaiſer Wilhelm J. geſetzt habe. Der Antiſemiten⸗Kate⸗ 
chismus (25. Aufl. S. 206) druckt ſie unverfroren immer 
wieder ab. 

Die Tochter Crémieux hat vergebens dagegen Front 
gemacht. Sie ſchrieb: 

„Mein Vater war, ſo lange er lebte, wie alle in der Oeffent⸗ 
lichkeit wirkenden Männer der Verleumdung ausgeſetzt. Aber 
er hat ſie immer verachtet, indem er ſich begnügte mit der 
Achtung und Liebe derjenigen, die ihm naheſtanden. Niemals 
wäre es ihm in den Sinn gekommen, einen Verleumder zu ver⸗ 
folgen, und ich glaube, daß ich es ſeinem Andenken ſchuldig bin, 
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ſo zu handeln, wie er ſelbſt gehandelt hat. Was die gegen ihn 
erſundene häßliche Verleumdung betrifft, ſo wird ſie niemand, 

ſei er ein Deutſcher oder Franzoſe, glauben. Mein Vater hat 
mit allen ſeinen Kräften gemäß ſeiner Pflicht als Franzoſe und 
als Mitglied der Regierung, an dem Werke der nationalen 
Vertheidigung ſich betheiligt, aber er würde ſich und ſein Vater⸗ 
land zu entehren geglaubt haben, wenn er zu einem Meuchel⸗ 
morde ermuthigt hätte. Eine ſolche Infamie lohnt nicht der 
Verfolgung, ſie verdient nur Verachtung.“ 

Es iſt oft ſchwer, ſolchen Unwahrheiten auf die Spur 
zu kommen. Wir vermögen aber eine Notiz aus der 
„Nordd. Allg. Ztg.“ vom 10. März 1871 Nr. 59 anzugeben, 
die vielleicht die Quelle für die obige Fabel iſt. Sie iſt 
abgedruckt in dem Werke von Otto Simon, „Franzöſ politiſche 
Anſchläge während der Zeit vom Sept. 1870 bis zum Mai 
1871“ (Leipzig 1895, S. 56): „Kaiſer Wilhelm, Bismarck 
und Moltke hatten den Haß der Franzoſen ganz beſonders 
auf ſich geladen. Im März 1871 kamen in Lyon die Ab⸗ 
geordneten der Freimaurerlogen und die ſogenannten 
Internationalen zuſammen und faßten nach der „Nordd. 
Allg. Ztg.“ folgenden Beſchluß: 

„Wilhelm und ſeine beiden Genoſſen Bismarck und 
Moltke, die Geiſeln der Menſchheit, werden für vogelfrei 
erklärt. Für jedes der drei verurtheilten wilden Thiere 
wird 1 Million Francs erworben, welche von den ſieben 
Großlogen an die Ausführenden oder deren Erben gezahlt 
werden.“ 

Was hier eine ganze Geſellſchaft fanatiſcher Franzoſen 
ausgeheckt hat, wird ſeitens der Antiſemiten dem Juden 
Crémieux zugeſchrieben! 


B. Die angeblichen Pläne des Inden Monteſtore. 

Im Verlage von Theodor Fritſch in Leipzig erſchienen 
1890 drei Flugblätter: . 

Nummer 10, ein Extrablatt und ein Weihnachts⸗Flug⸗ 
blatt, Nummer 63, aus demſelben Verlage mit dem Motto: 
„Kauft nur bei chriſtlichen Deutſchen“; und Nummer 22, 
wiederum aus demſelben Verlage, mit der Ueberſchrift: 
„Wer ſchreibt unſere Zeitungen?“ 

Auf dieſen drei Flugblättern prangte ein Ausſpruch 
„des Juden Montefiore“. Dieſer Ausſpruch heißt: 
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„So lange wir nicht die Zeitungen der ganzen Welt 
in Händen haben, um die Völker zu täuſchen und zu 
betäuben, bleibt unſere Herrſchaft ein Hirngeſpinnſt“ 

Wie iſt nun dieſer angebliche Ausſpruch von Montefiore 
entſtanden? 

Auf Seite 20 des „Antiſemiten⸗Katechismus“ (Leipzig 
1888, 6. Auflage) heißt es: 

„Wie der Major Osman Bey in ſeinem Buche: 
„Die Welt⸗Eroberung der Juden“ berichtet, hat ein hervor⸗ 
ragender Jude (man vermuthet: Montefiore) auf dem 
Sanhedrin zu Krakau im Jahre 1840 geſagt: 

„So lange wir nicht die Zeitungen der ganzen Welt 
in den Händen haben, um die Völker zu täuſchen und zu 
betäuben, bleibt unſere Herrſchaft ein Hirngeſpinnſt.“ 

Und auf S. 177 deſſelben Antiſemiten⸗Katechismus — 
iſt es keine Vermuthung mehr, daß Montefiore den Aus⸗ 
ſpruch gethan, ſondern da iſt es bereits zu einer feſt⸗ 
ſtehenden, unumſtößlichen Thatſache geworden; da wird 
Montefiore ſchlankweg als Urheber jenes unfinnigen Aus⸗ 
ſpruches gebrandmarkt. 

In dem Buche von Osman Bey (7. Aufl., Wiesbaden 
1875) ſteht ausdrücklich: der Name „des Mannes von über⸗ 
wiegendem Geiſt“, der dieſen Ausſpruch auf der iſraelitiſchen 
Rathsverſammlung in Krakau im Jahre 1840 gethan hat, 

„ſei leider unbekannt“. „Leider“ unbekannt — ſagten 
auch wir, denn Ausſprüche eines Ungenannten laj ſen ſich 
überhaupt nicht widerlegen! 

Wir haben ferner, obſchon dies hiernach gar nicht mehr 
nothwendig war, durch Erkundigungen in England, wo der 
verſtorbene Sir Moſes Montefiore bei Chriſten und Juden 
wegen feiner wahrhaft menſchenfreundlichen Geſinnungen 
und Thaten!) hochverehrt wird, feſtgeſtellt, daß Montefiore 
1840 überhaupt nicht in Krakau, ſondern in Aegypten und 
in der Türkei geweſen iſt. 


1) Sir Moſes Monteſiore war es, der im Jahre 1860 die 
Sammlungen für die verfolgten Ehriſten des Libanon er⸗ 


öffnete, und eine der erſten Handlungen der viel geſchmähten und 


verleumdeten Alliance war es, daß ſie für denſelben Zweck werk⸗ 
thätig eintrat. Im Jahresbericht der Geſellſchaft für das Jahr 1860 
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Was that die antiſemitiſche Preſſe dem gegen⸗ 
über? Die „Kreuzztg.“ ſchrieb in Nr. 68 vom 10. Februar 
1891: „Die ſich täglich tauſendfach wiederholenden Fälle, 
wo Deutſche von ihnen geſchäftlich überlegenen Juden in 
der empfindlichſten Weiſe geſchädigt werden, bilden die 
unverſiegliche Quelle der antiſemitiſchen Denkweiſe. Was 
will es diefer unleugbaren Thatſache gegenüber beſagen, 
wenn die eine oder andere Mittheilung antiſemitiſcher Blätter 
nicht begründet ſein ſollte, ſo z. B. daß Sir Moſes Monte⸗ 
fiore den bekannten ihm in den Mund gelegten Ausſpruch 
nicht gethan. Nehmen wir aber auch an, daß Sir Moſes 
Montefiore das nicht geſagt hat, ſo zeigt die Erfahrung der 
letzten Jahrzehnte doch, daß er es geſagt haben könnte! (1) 
Die Judenſchaft hat ſich nach dem Stichwort gerichtet und 
darauf kommt es an.“ 

So kämpfen dieſe Gegner der Juden, die fortwährend 
das Chriſtenthum im Munde führen. Sind das auch chriſt⸗ 
liche Waffen? 

In den 1892 erſchienenen Auflagen des Antiſemiten⸗ 
Katechismus hat man ſich endlich dazu bequemt, bei dem 
erdichteten Ausſpruch den Namen von Montefiore wegzulaſſen. 
Jetzt wird er „einem hervorragenden Juden“ zuge⸗ 
ſchrieben! Schon früher haben wir darauf hingewieſen, daß 
von einer Rathsverſammlung oder einem Sanhedrin, der in 
Krakau im J. 1840 ſtattgefunden haben ſoll, nichts bekannt 
iſt. Ein Sanhedrin hat in dieſem Jahrhundert nur in 
Paris 1807 ſtattgefunden! 


C. Eine erdichtete Groß-Habbiner-Mede, 


Die „Antiſemitiſche Correſpondenz, Centralorgan 
der deutſchen Antiſemiten“, auch „Deutſch⸗ſociale Blätter, 
Centralorgan der deutſch⸗ſocialen Partei“, genannt, vom 8. Fe⸗ 
bruar 1891 (Nr. 130) brachte einen Artikel mit der Aufſchrift: 


heißt es: Nach Verleſung des Berichtes erſtattete der Schatz⸗ 
meiſter 85 über die financielle Lage, aus welchem ſich ergiebt, 
daß am 30. Mai 1860 ein Beſtand von 5406 Fes. 70 CE, vorhanden 
war und daß die Alliance ferner 29 673 Fes. 45 CB. aks Betrag 
der Sammuckung für die Chriſten des Libanon abgeführt hat. 
(Es geſchah dies auf Veranlaſſung von Cremienx.) - 
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„Den Mitgliedern des „Vereins zur Abwehr des Anti- 
ſemitismus“ als Angebinde!“ Die Einleitung dieſes Ar⸗ 
tikels lautet: „Wir lenken die Aufmerkſamkeit aller der 
Herren, die „„wirklich vorkommende Ausſchreitungen 
und Mißſtände weder verhehlen, noch ent ſchuldigen 
wollen“ “, „auf eine Rede, die ein Groß⸗Rabbiner in einer 
geheimen Verſammlung gehalten hat. Dieſe Rede wurde 
einem engliſchen Werke entnommen, daß von John Reteliff 
unter dem Titel „Rechenſchaftsbericht über die politiſch⸗ 
hiſtoriſchen Ereigniſſe der letzten zehn Jahre“ herausgegeben 
wurde. Dieſelbe iſt von ſolcher Bedeutung, daß ſie 
nicht oft genung geleſen werden kann. Sie iſt eine Unge⸗ 
heuerlichkeit ſondergleichen und giebt uns einen Maßſtab 
für die endgültigen Abſichten der Judenſchaft.“ () 
Es folgt nach dieſer Einleitung ein Abdruck dieſer an⸗ 
geblichen Rede eines Groß⸗Rabbiners. Allerdings ſind 
darin die ungeheuerlichſten und abſcheulichſten Dinge 
über die Absichten der Juden enthalten. Das Programm 
dieſer angeblichen Rabbiner⸗Rede iſt: Vernichtungskrieg 
gegen die Chriſten. Durch die Macht des Geldes follen 
die Fürſten und Regierungen beherrſcht, der Grundbeſitz, 
die einflußreichſten Stellen in die Hände der Juden gebracht 
werden. Als Aerzte müßten fie in die intimſten Verhältniſſe 
der Familie eindringen und als ſolche die Geſundheit und 
das Leben der Todfeinde, der Chriſten, in Händen haben. 
„Sind wir einmal, — fo heißt es u. A, in dieſer angeb⸗ 
lichen Rabbiner⸗Rede — die abſoluten Herren der Preſſe, 
ſo können wir leicht die beſtehenden Begriffe über Ehre, 
Tugend und Offenheit des Charakters ändern und den erſten 
Stoß gegen die geheiligte Inſtitution der Familie führen 
und deren Vernichtung vollenden.“ Die Juden müßten ſich 
enthalten, Frauen ihrer heiligen Religion zu Maitreſſen zu 
nehmen, für dieſe Rolle können fie unter den christlichen 
Jungfrauen wählen u. ſ. w. f 
„Das Proletariat — ſo ſchließt die ungeheuerliche, 
freche und widerwärtige „Rede“ — werden wir für 
die Juden in Stimmung erhalten und es jenen unterwerfen, 
in deren Händen ſich Geldmittel befinden. Wir werden 
daſſelbe zu Umwälzungen, zu Revolutionen treiben, und jede 
ſolcher Kataſtrophen bringt uns in unferem Streben um 
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einen großen Schritt vorwärts und nähert uns unſerem ein⸗ 
zigen Ziele, auf der Erde zu herrſchen, wie ſolches unſerem 
Vater Abraham verſprochen worden.“ 

Dieſe angebliche Rede eines Groß⸗Rabbiners widmet 
die „Antiſem. Correſp.“ den Mitgliedern des „Vereins zur 
Abwehr des Antiſemitismus“ mit folgenden Worten: 

„Wer wird, nachdem er dieſe Ungeheuerlich⸗ 
keiten geleſen, noch wagen, die Juden zu verthei⸗ 
digen, — es ſei denn ein Jude? Er ſoll ſich ſehen 
laſſen!“ 

Dieſe Nummer der „Antiſem. Correſp.“ wurde einer 
großen Zahl von Mitgliedern des Vereins zur Abwehr des 
Antiſemitismus zugeſchickt. Einige wurden ſtutzig. Sie 
hielten es allerdings für unmöglich, daß ein Rabbiner eine 
ſolche infame und bornirte Rede gehalten haben könne. Ein 
Geiſtlicher ſprach indeß in einer beſonderen Zuſchrift den 
Wunſch aus, die Sache möchte aufgeklärt werden. 

In Folge deſſen forſchte man nach: Wer iſt denn 
dieſer Groß⸗Rabbiner? Wie heißt er: Wo hat er 
gelebt? Wo und wann hat er dieſe niederträchtige 
Rede gehalten? Iſt er wirklich ein lebendiger 
Menſch von Fleiſch und Blut geweſen? 

Nichts von alledem! Dieſe Rede, die nach Nr. 130 der 
„Antifem. Correſp.“ ein Groß⸗Rabbiner in einer geheimen 
Verſammlung „gehalten hat“ (1), iſt nichts als eine wider⸗ 
liche aus der Luft gegriffene Erfindung, aus einem Roman 
niedriger Gattung, der unter dem Titel: „Gasta, Warſchau, 
Düppel“ in Berlin im Jahre 1868 erſchienen iſt. 

Der Verfaſſer dieſes Romans iſt der aus dem Prozeß 
Waldeck wohlbekannte Zeuge Rechnungsrath Hermann 
Goedſche, welcher als Romanſchriftſteller den Namen John 
Reteliff führte. 

In dieſem Roman im 1. Bande befindet ſich ein 
Capitel „Auf dem Judenkirchhof in Prag.“ Es wird 
dort der Verlauf eines erdichteten Sanhedrin geſchildert, 
welches alle hundert Jahre einmal an dem Grabe des Rabbi 
Simeon Ben Jehuda in der Nacht ſtattfinden „ſoll““. Nach 
dem Gödſcheſchen Roman hatten ſich dort dreizehn Vertreter 
eingefunden, als — ſo heißt es in dem Roman — „der 
letzte Schlag der Mitternachtsſtunde vom Thurm her durch 
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die Nacht zitterte und ein geſpenſtiger bauer Lichtſchein 
aufflackerte, gleichſam aus dem Steinhaufen, dem Grabe des 
alten Kabahliſten, dringend, und die 13 weißen verhüllten 
Geſtalten umdämmerte, die um das Grab her kauerten.“ 

Die ganze Schilderung der geiſterhaften Scene auf dem 
Prager Judenkirchhofe trägt den Stempel einer phantaſtiſchen 
Erfindung eines erhitzten, fanatiſchen Antiſemiten an ſich. 
Was in der „Antiſemitiſchen Correſpondenz“ als „Rede des 
Groß⸗Rabbiners“ mitgetheilt wird, iſt nichts als ein ganz 
unvollſtändiger willkürlicher Auszug der Geſpräche der er⸗ 
dichteten 13 Geiſtergeſtalten. 

Belauſcht wurde dieſe Kirchhofsverhandlung, ſo erzählt 
der Roman, von einem jüdiſchen Italiener Laſali und einem 
deutſchen Gelehrten. Der erſtere faßt, nachdem er das 
Geſpräch gehört, den Entſchluß ſeine Stammesgenoſſen zu 
bekämpfen. Ihren Götzen, das goldene Kalb, will er in 
Trümmer ſchlagen mit der Armuth und der Arbeit. Gegen⸗ 
überſtellen will er dem Gelde die ſoziale Demokratie. 
Hierin lag die Hauptbeziehung dieſes ſogenannten „hiſtoriſch⸗ 
politiſchen“ Romans zu der damaligen von Laſſalle ge⸗ 
führten ſocial⸗demokratiſchen Bewegung. 

Das war die Unterlage für das „Angebinde“, das 
den Mitgliedern des Vereins zur Abwehr des Antiſemitismus 
gemacht worden war. 

In der Nummer 134 vom 15. Februar 1891 erklärte 
die Redaction der „Antiſemitiſchen Correſpondenz“ auf die Re⸗ 
elamation eines Leſers, daß dieſe angebliche Rede dem 
Goedſche'ſchen Werk entnommen ſei. Anſtatt nun dieſe un⸗ 
erhörte Verunglimpfung der Juden zurückzunehmen, lag 
der „Autiſemitiſchen Correſpondenz“ in der Nr. 132 vom 
22. Februar 1891 ein zur Maſſenverbreitung beſtimmtes 
Flugblatt unter dem Titel: „Die geheimen Ziele des Juden⸗ 5 > 
thums“ (Nr. 47) bei, durch welches dieſe erdichtete Rede a 19 
flott weiter verbreitet wurde. Um Allem die Krone aufzu⸗ * 
ſetzen, wird die angebliche Rede wie folgt eingeleitet: 

„Der Verfaſſer (John Retcliff) verknüpft hiſtoriſche That — 
ſachen durch romanhafte Einflechtungen und es iſt nicht zu f 
erſehen, inwieweit das Mitgetheilte ſtreng hiſtoriſch iſt () 
ſopiel iſt aber ſicher (), daß der Verfaſſer das Weſen 
und Treiben des Judenthums im innerſten Kerne kannte 
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und im Nachſtehenden treffend gezeichnet hat. Wenn man 
auch an der Richtigkeit der Worte zweifeln wollte (), 
ſo würde man durch die Thatſachen, die um uns her ge⸗ 
ſchehen, belehrt werden.“ — 

Am Schluß dieſes zur Maſſen verbreitung beſtimmten 
Flugblattes wurde die ungeheuerliche Wendung wiederholt: 
Wenn man auch annehmen wollte, „daß die Rede in dieſer 
Form nicht gehalten worden, daß fie eine Fietion (), fo 
wird doch Niemand, der das Treiben des modernen Juden⸗ 
thums beobachtete, beſtreiten, daß das Judenthum auf allen 
Gebieten in der angegebenen Weiſe arbeitet.“ 

No. 135 der „Antiſemitiſchen Correſpondenz“ vom 

15. März 1891 geht nochmals auf die Rabbiner⸗Rede, „die 
den hellen Zorn Israels entflammt habe“, ein. Anſtatt ſein 
Verhalten zu bedauern, was ſagt das Blatt, nachdem es 

noch einige Stellen aus dem Roman abgedruckt hat? 

„Nun es iſt ein Roman! Aber iſt es nicht merkwürdig, 
wie Jemand ſchon vor 25 Jahren die Wirkſamkeit der 
Judenſchaft, die ſich heute erſt ſtückweiſe vor uns enthüllt, 
fo tief durchſchauen — ja vorausſagen () konnte? 
Propheten⸗Gabe trauen wir dem ſeligen „Sir Retcliff⸗ 
(. h. Goedſche) nicht zu; er muß alſo auf irgend welchem 
Wege etwas über die geheimen Pläne der Judenſchaft 
erfahren haben. Sollte der ehrgeizige Laſſalle vielleicht 
in dieſe Pläne eingeweiht ſein und ſie in ſeiner Eitelkeit 
und Herrſchſucht an Vertraute verrathen haben? () Die 
phantaſtiſche Form, in der uns dieſe Enthüllungen vor⸗ 
geführt werden, kann an ihrer inneren Wahrheit nichts 
ändern. () Es handelt ſich ſchließlich nicht darum, ob 
dieſe Reden auf dem Prager Judenkirchhof oder anderswo 
gehalten wurde, ob ſie überhaupt als Reden mit dieſen 
Worten zum Ausdruck kamen (1): die Ideen und Be⸗ 
ſtrebungen, die darin offenbart ſind, haben beſtanden und 
beſtehen noch heute — das lehren taufend Thatſachen. 
Denn daß wir die Juden heute überall an der Verwirk⸗ 
lichung dieſer Pläne arbeiten ſehen, wird Niemand ernſtlich 
beſtreiten wollen.“ 

So ſpricht ein Organ, deſſen Verleger ſich gerühmt hat, 
daß ſeine Leſer hauptſächlich unter den gebildeten Klaſſen: 

Adeligen, Militärs, höheren Beamten, Geiſtlichen ꝛc. zu finden 
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ſind. Das „Evangeliſche Gemeindeblatt“ hat Recht, wenn 

es von ſolchen Flugblättern ſagt: i 
„Man bedenke, wie entſetzlich groß die Gefahr ift, ſolche 
lügenhafte und haßdurchglühte Pamphlete in die urtheils⸗ 
loſe Menge zu werfen, und vor Allem in ländliche 


Wahlkreiſe, in denen gar zu leicht alles Gedruckte für 


baare Münze genommen wird.“ 


Um ſolchem Treiben noch die Krone aufzusetzen: in den 


Auflagen des Antiſemiten⸗Katechismus vom Jahre 1892 be⸗ 
findet ſich ein neues Capitel: „Die Groß⸗Rabbiner⸗Rede 
vom Judenkirchhof in Prag“, in welchem die ſaubere Ge⸗ 
ſchichte wieder aufgewärmt wird. Zwei Seiten vorher be⸗ 
findet ſich die Ueberſchriſt: „Schriftſtücke, deren Echtheit von 
den Juden beſtritten wird.“ x 


D. Die Briefe des Grafen Wimpffen. 

Das „Deutſche Tageblatt“ in Berlin hatte am 4. Jan. 
1883 einen Brief des Grafen Wimpffen veröffentlicht, den 
diefer an den jüdiſchen Millionär Hirſch geſandt haben follte. 
Graf Wimpffen, der Botſchafter Oeſterreich⸗Ungarns in Paris, 
hatte ſich am 30. Dezember 1882 in einer Pariſer Gaſſe er⸗ 
ſchoſſen. Ein Brief Wimpffens an den Baron Hirſch ſoll 
über das Motiv Auskunft gegeben haben. In dieſem Brief 
ſoll geſtanden haben: 

„Als ich mich von Ihren Liebenswürdigkeiten langſam 
umgarnen ließ, dachte ich nicht, daß ſchlechte und ſträfliche 
Abfichten Sie lenkten. Faſt unmerklich haben „Sie meine 
Charakterſchwäche auf die ſchiefe Ebene der Ehrloſigkeit 
geführt. Mein Vaterland würde mich minder hart be⸗ 
urtheilen, wüßte es, wie klug Sie dabei vorgingen! 

Mich haben Sie getäuſcht und durch Ihr Geld gefangen, 
wie Davond und Mehdim Paſcha, wie die Grafen Beuſt, 
Zichy, wie Schlegel und andere, und uns zu Vaterlands⸗ 
verräthern gemacht, um zu den Millionen, welche Sie den 


Türkenloosbeſitzern abgenommen, neue Millionen in der Türkei 
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zu gewinnen. D ! 

Was ich gethan, ſoll mein Tod enthüllen, und fo will 
ich ſühnen. Schon der Umſtand allein, daß der öſterreichiſch⸗ 
ungariſche Botſchafter Hand an ſich gelegt und einen Brief 


an den Baron Hirſch hinterlaſſen hat, wird genügen, die 
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öffentliche Meinung auf die rechte Fährte zu leiten 
An den Grafen Kalnoky habe ich in letzter Stunde einen 
Generalbericht über dieſe Angelegenheit erſtattet, welche wir 
ſtets als die Ihrige betrachtet haben, obwohl fie die unfrige 
War 

Ich ſterbe, um meinem Gewiſſen Genüge zu thun, und 
der Botſchafter Oeſterreich⸗Ungarns wird ſich auf offener 
Straße tödten, um vor der ganzen Welt ſeine Schuld zu 
bekennen. Was die Ehre gebietet und was das Gewiſſen 
fordert, blieb Ihnen zwar von jeher fremd, vielleicht, weil 
Sie ihren Talmud wie „Tartuffe“ commentiren. Aber 
auch den grundſatzloſeſten der modernen Geldfürſten wird 
die Nemeſis erreichen.“ 

Dieſer Brief iſt von Anfang bis zu Ende eine 
Fälſchung. Er iſt vom „Weihnachtsabend“ 24. Dezember 
1882 datirt, während ſich Graf Wimpffen am 30. Dezember 
erſchoſſen hat! 

Als das „Deutſche Tageblatt“ dieſen gefälſchten Brief 
veröffentlicht hatte, zwang es Baron Hirſch, eine Berichti⸗ 
gung aufzunehmen, die am 21. Januar 1883 auch erſchien. 


Sie lautet: 


Recommandirt. 
Paris, den 17. Januar 1883. 
2, Rue de l' Elyſce. 
An den Redacteur des „Deutſchen Tageblattes“ 
f f Berlin. 
Sie haben in Ihrem Blatte vom 4. d. M. ein Schreiben 
veröffentlicht, welches Se. Exe. Graf Wimpffen am Weihnachts⸗ 
abend angeblich an mich gerichtet hätte. Dieſes Schreiben iſt von 
Anfang bis Ende erfunden. Indem ich mich auf Artikel 11 des 
Geſ. über die Preſſe vom 7. Mai 1874 berufe, und Ihnen bei⸗ 
liegend eine beglaubigte Abſchrift des Briefes, welchen der Ver⸗ 
ſtorbene am Tage ſeines Todes an mich gerichtet hat, überſende, 
fordere ich Sie hiermit unter Vorbehalt aller meiner ſonſtigen 
Rechte auf, das anruhende Schriftſtück, ſowie dieſes Schreiben in 
der nächſten Nummer des „Deutſchen Tageblattes“ zu publiciren. 


Mit Achtung 
M. Freiherr von Hirſch. 


Das obengedachte anruhende Schriftſtück lautete: 
Copie. 


— 


Baron Hirſch. 
2 Rue de l' Elyſée. 


dringend. 

„Lieber Baron! Ihnen und der Baronin empfehle 
ich zunächſt die Sorge für meine Frau und meine 
Kinder. Wimpffen. Paris, 30. Decbr. 1882. Bitte meine 
Frau und Kinder ſobald als möglich von Paris und Frankreich 
fortzubringen. Mein Vermögen iſt bei Rothſchild in Wien.“ 

Dem Originale gleichlautend. 0 

Paris, den 17. Jänner 1883. Die k. u. k. Botſchaft. 

(L. S.) Goluchowski. 

Zur Beglaubigung der vorſtehenden Unterſchrift des k. k öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Botſchaftsraths Herrn Grafen Goluchowski 
hierſelbſt. 

Paris, den 18. Januar 1883. 

Die Kaiſerlich deutſche Botſchaft. Im Auftrage 
(L. S.) Hoehne. 

Daraus geht hervor, daß Graf Wimpffen an ſeinem 
Sterbetage ſeine Familie der Obhut des Barons Hirſch an⸗ 
vertraut hatte, wodurch die Ungereimtheit des obigen Briefes 
noch augenfälliger wird. Trotz dieſer Widerlegung iſt der 
gefälſchte Brief des Grafen Wimpffen noch oft von der anti⸗ 
ſemitiſchen Preſſe abgedruckt worden. So tiſchte ihn das 
Wiener „Deutſche Volksblatt“ am 24. Dezember 1890 
von Neuem auf. Da ſah ſich der Miniſter des Aeußeren, 
Graf Kalnoky, veranlaßt, mit Hülfe des Staatsanwaltes da⸗ 
gegen einzuſchreiten und ſo mußte denn dasſelbe antiſemitiſche 
Hetzblatt am 30. Dezember 1890 einen Brief veröffentlichen, 
in dem es heißt: 

Die Briefe des Grafen von Wimpffen. 

Zur Wahrung des guten Angedenkens eines Verſtorbene n, der 
ſowohl als hervorragender Staatsdiener, wie ſeines ſtreng ehr baren 
Charakters wegen, nicht nur von mir, ſondern in weiten Kreiſen 
hochgeachtet war, halte ich mich verpflichtet, von Amtswegen zu 
erklären, daß obiger Brief, deſſen Faſſung und Inhalt ohnehin 
den Charakter einer tendenziöſen Fälſchung an ſich trägt, 
durchaus erfunden iſt undthatſächlichnieexiſtirt 
Hat. Es fallen damit auch alle aus ſeinem angeblichen Briefe 
abgeleiteten und gegen den lauteren Charakter des Grafen Wimpffen 
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gerichteten, nachweislich unwahren Inſinuationen zu Boden, die 
übrigens ſchon im Jahre 1883 von autoriſirter Stelle entſchieden 
zurückgewieſen wurden. : . \ 
Wien, am 29. Dezember 1890. > 
Graf Kalnoky m. p., Miniſter des Aeußeren. 


Trotzdem für jeden Einſichtigen die Fälſchung als ſolche 
erwieſen iſt, wagt es die „Staatsbürger⸗Zeitung“ wieder 
am 19. März 1893 den Brief von Neuem abzudrucken, ſie, 
die „mit Vernunft für Wohlfahrt, Freiheit und Macht“ 
kämpfen will! s 


E. Deborah Füge. 


Die Antiſemiten behaupten, die in Cincinnati, Amerika, 
erſcheinende Zeitung „Deborah“ habe einen Artikel des 
Rabbi Wiſe gebracht, der voll gemeiner Schmähungen gegen 
die Geſtalt des Heilands ſei. Dieſer Artikel fange wie 
folgt an: 

„Es iſt ein Glück (Maſel), daß der Gekreuzigte in die Welt 
gekommen ſei, der Jude mache ein Geſchäft dabei. Und 

wenn ſich nun die Jungfrau verſtanden hätte, uns noch einen 
Buben im Sommer zu ſchenken, dann hätten die Juden 
doch doppelten Profit.“ 

Dieſe angebliche Notiz aus der „Deborah“ iſt eine 
Fälſchung. Sie hat nie in der „Deborah“ geſtanden. In 
der Nummer vom 31. Dezember 1891 ſchreibt dieſes Blatt: 

„Die „Wacht“ (Elberfeld), hat am 28. November 
nochmals die oft gebrandmarkte Lüge aufgewärmt, daß ein 
gewiſſer, das Weihnachtsfeſt verſpottender Paſſus vor Jahren 
in der „Deborah“ erſchienen ſei. Nochmals ſei es geſagt, daß 
nie in der „Deborah“ ein ſolcher Paſſus erſchienen iſt.“ 

Und Saat M. Wiſe ſchrieb in der „Hannov. Poſt“ 
am 5. Juni 1894: „Da ich der einzige ſchriftſtelleriſch be⸗ 
kannte Rabbi Wiſe bin, müßte ich als Schreiber dieſes 
Paſſus gemeint ſei. Ich fühle mich alſo veranlaßt, auf 
Manneswort zu erklären, daß ich nie dieſen oder einen 
ähnlichen Paſſus geſchrieben habe. Die neununddreißig 
Jahrgänge der „Deborah“ enthalten weder dieſen noch 
einen ähnlichen Paſſus. Da dieſes Blatt anch in Deutſchland 
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geleſen wird, kann ſich jeder ſelbſt überzeugen, daß nichts 
dem Aehnliches darin erſchienen“ 2 
Diefe Lüge wird Jahr für Jahr vor Weihnachten von 
den Antiſemiten wieder aufgewärmt. Man beachte, wie ſie 
immer von neuem auftaucht. Sie war — und dieſe Liſte 
iſt gewiß nicht vollſtändig — veröffentlicht: 
1891: Die Wacht (Elberfeld, 28. November), 
1892: Chriſtlicher Geſchäftsanzeiger für Gelſenkirchen⸗Schalke 
(19. Dezember), i 
1893: Mündlich durch Paſtor Richter in Aerzen (Juni), 
Mugdeb. Reform (29. November), 
Ankiſ. General⸗Anzeiger (Berlin), 
Deutſch⸗ſoc. Verein zu Schweidnitz in einem Inſerat 
der Schleſ. Ztg. (12. Dezember), 
Hannov. Poſt (24. Juni), 
Weſtdeutſches Volksblatt (Saarbrücken, 6 Dezbr. u. öfter) 
Deutſches Volksblatt (München, 10. Dezember), 
Münſterſcher Geſchäftsanzeiger (16. Dezember), 
1894: Abg. Liebermann v. Sonnenberg in einem Vortrag 
zu Sondershauſen (Ende Mai), 
cand. med. Habermann in einer Rede zu Nörten 
(gedruckt in der Hannov. Poſt am 30. Mai), 
Antiſ. General-Anzeiger (Berlin, 9. Dezember), 
1895: Deutſch⸗ſociale Blätter (Lpz. 7 März), 
Deutſcher General⸗Anzeiger (Berlin, 4. Dezember), 
Chriſtl. Weihnachts⸗Anzeiger der Moabiter Nachr., 
1897: Volk (Januar), 


Frhr. v. Langeni.deutſchconſ. Wahlverein z. Berlin (Febr) 


Freideutſchland (Berlin, 21. Dezember), 
1898: Deutſcher General-Anzeiger (Berlin, 5. Dezember) 
u. a. m. 

Für jeden redlich denkenden Menſchen iſt die Fälſchung 
erwieſen. Machte ſich doch Herr v. Gerlach, einſt Redakteur 
am Stöcker 'ſchen „Volk“ („Zeit“, Wien. 16. Februar 1897), 
mit Recht über Freih. v Langen und feine Zuhörer luſtig: 
„Daß einzelne dieſer Schlager, wie der angebliche Artikel eine⸗ 
Rabbinerblattes mit der ſchamloſen Beſchimpfung der Jung⸗ 
frau längſt als antiſemitiſche Fälſchungen erkannt ſind, 
wußte natürlich ebenſowenig der Redner wie die meiſten 
ſeiner Zuhörer. Darum that es dem Beifall keinen Abbruch.“ 
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Schließlich fanden ein paar antiſemitiſche Zeitungen 
einen Ausweg. Sie unterdrückten die „Deborah“ und 
ſtutzten ſich folgende Einleitung zurecht: „Wie die Staats b. 
Ztg. vor Jahren berichtet, pflegen die Berliner Juden zu 
jagen... Und nun folgt die angebliche Deborah ⸗Stelle. 
Andere Antiſemiten⸗Blätter ſind für Wahrheit unzugänglich. 


Sie ſchreiben (z. B das „Weſtdeutſche Volksblatt“ in Saar⸗ 


brücken, Dezember 1893): „Solche jüdiſche Preßſchand⸗ 
buben ſollten mit der Hundepeitſche aus dem Lande ge⸗ 
trieben werden!“ Wir antworten mit Lactantius (Inſtitut. 
Lib. 3 e u. 5): „Laſſet eure Gelehrten reden und ihre 
Fähigkeiten beweiſen; haben ſie gute Gründe, ſo mögen ſie 
dieſelben anführen; aber ſie müſſen das nicht unaufhörlich 
N wiederholen, was ſchon vielmal widerlegt 
worden.“ N 
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Die Verjudung der Welt. 


Jede politiſche Partei formt ſich ein Bild eines Staats⸗ 
weſens, in dem ihre Ideale verwirklicht ſind. Auch die 
antiſemitiſche. Getreu ihrem Namen, der nur eine Gegner⸗ 
ſchaft gegen das Semitenthum ausdrückt, erſcheint dieſer 
Partei ein Staatsweſen als Ideal, in dem die Semiten 
nichts zu ſagen haben, ja überhaupt nicht exiſtiren. Man 
kann den Antiſemiten mit allen Beweiſen der Geſchichte 
und Völkerkunde kommen, ihnen klarmachen, daß die juden⸗ 
freien Länder und Zeiten nicht um eine Spur beſſer daran 
geweſen ſind, es hilft nichts. Sie erklären einfach alles, 
was ſchlecht und korrumpirt iſt, für „jüdiſch“, für „verjudet“, 
für „undeutſch“. 

Die ganze Weltgeſchichte unter dieſem Geſichtspunkt 
anzuſehen, iſt gewiß voll Komik. Aber davor haben die 
Antiſemiten nicht zurückgeſchreckt. Zuerſt ſtempelten ſie alle 
Perſonen, die ihnen aus irgend einem Grunde unbequem 
waren, zu Juden. 


Chriſten zu Juden geſtempelt. 

In dem Beſtreben, die „ariſche“ Raſſe in ihrer 
ganzen Reinheit zu erhalten, muſtert der Antiſemitismus 
diejenigen Männer nach ihrem Stammbaum, die ſich in irgend 
welcher Weiſe bei ihnen auffällig mißliebig gemacht haben. 
Die ganze Weltgeſchichte wird förmlich auf den Kopf geſtellt, 
um Raſſenſchnüffelei zu treiben. Und ſo ſind eine Unzahl 
Namen erſten Ranges aus allen Kreiſen im Laufe des letzten 
Jahrzehnts zu Juden oder Judenſprößlingen geſtempelt 
worden. Z. B. folgende, die nachweisbar find: 

Päpſte: Pius IX. i 

Kaiſer und Könige: Bernadotte v. Schweden, Karl 
der Große, Napoleon. 

Adel: Die Eſterhazy, die Handjery, Fürſtin v. Harden⸗ 
berg, Graf Douglas, v. Treskow, v. Kotze. 

Diplomaten: Carnot, Thiers, Stambuloff, von 
Mohrenheim. 
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Politiker: v. Leipziger, Löwe⸗Kalbe, Lieber, v. Benda, 
Gothein, Haußmann, Dr. David, Haas, Dr. Schleſinger, 
Rickert, Briſſon. ö 

Antiſemitiſche Politiker: v. Plötz, Stöcker, v. Hammer⸗ 
ſtein, Liebermann b. Sonnenberg, H. K. Wolf, Schmalix, 
Schilein, L. Steiner, Geßmann, Dr. Jvers, H. v. Moſch, 
Dr. Böckel, Leuß, Wilberg, Dr. Heßler, Dr. E. Bauer, 
O. Beta, Habermann. 

Erfinder: Volta. 

Maler: Rembrandt. 

Theologen: Paſtor Rauch, Jaspis, Renan, Biſchof 
Couchon, Paſtor Engel, Calvin. | 

Dichter und Schriftſteller: Zola, Bertha v. Suttner, 
Urbain Gohier, Moritz Buſch, Hebbel, Nietzſche, Leſſing, 
Genſichen, Glasbrenner, F. v. Bodenſtedt, H. Heiberg, 
H. v. Hopfen, L. Pietſch. Sacher⸗Maſoch, Ph. Mainländer. 

Gelehrte: Prof. Kaftan, Ihering, Virchow, Güßfeldt, 
Reuchlin, Grotius, Sacharjin, Samaſſa. 

Beamte: Miniſter Lucius, Wehlau, Leiſt, Lucanus, 
Miniſter Dr. Falk, Kirſchner. 

Juriſten: Labori, Manau, Loew, Bard, RX. Heine. 

Induſtrielle, Finanzleute: A. Scherl, L. S. Leiter, 
L., P. Morton, Mohr, Aſtor. 

Militärs: Piquart, Garibaldi, Krantz, Saxee. 

Tagesberühmtheiten, Hochſtapler, Verbrecher. 
Maſſenmörder Thomas, Jack der Aufſchlitzer, Leo Taxil, 
Bashford, Schuſter Simon, Nobiling, Caſerio. — — — 

Aber man iſt nicht dabei ſtehen geblieben, einzelne 
Männer zu Juden zu ſtempeln. Man kam dazu, ganze 
Klaſſen und Nationen für — jüdiſch oder „undeutſch“ oder 
„verjudet“ auszugeben. 

Wenn der Antiſemitismus nicht Juden wittert, ſo doch 
wenigſtens „Verjudung.“ Und auch hier haben ſich die 
Antiſemiten Stücklein erbaulichſter Art geleiſtet. Was alles 
„undeutſch“ geworden und der „Verjudung“ anheimgefallen, 
ſei hier mit Quellenangaben angeführt. 


a. „Verjudung“ antiſemitiſcher Führer. 
Dr. Otto Böckel (Volk, Juni 1893). 
Th. Fritſch (Weſtf. Reform, 23. Juli 1893). 
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Stöcker (Unverf. Deutſche Worte, 12. Dezbr. 1892). 

W. Hentſchel (Reichsbote, 8. Aug. 1892). 5 

O. Beta (Antiſ. Gen.⸗Anz., 15. April 1893). 

J. Gehlſen (Freideutſchl. 10. Juli 1894). 

Dr. König (Weſtf. Reform, 11. Auguſt 1894). 

Mar Bewer (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 

O. Hirſchel (Dr. Böckel, Berl. Verſamml., 10. Febr. 1895). 

Albert Weſten (Giebeler in einem Prozeß, Ende Febr. 1895). 

Joh. Wilberg (Weſtf. Reform, Mitte März 1895). 

A. Branmann (Antiſ. Correſp., Juli 1897). 

v. Plötz (Mod. Völkergeiſt 1898, Nr. 12). 5 

Abraham Eng (Mod. Völkergeiſt 1897, S. 51 ff.). 

Liebermann von Sonnenberg (Mod. Völkergeiſt 1897, 
S. 51). 

Ahlwardt (Dtſch. Ztg., 14. April 1896). 

Dr. Lueger (Oſtdtſch. Roſch., 25. Dezbr. 1897). 

Schönerer (Hugo Aſtl⸗Leonhard, „Deutſche Gemeinbürg⸗ 

ſchaft in Permanenz“). 
e ſ. Abwehr⸗Mittheil. 1898, Nr. 24, 
S. 192). 7 

Dr. Fr. Lauge (Mod. Völkergeiſt, Febr. 1896, S. 18). 

Vergani (Abg. H. K. Wolf, Mitth. a. d. V. z. Abw. d. A., 
8. Febr. 1896). a 

H. K. Wolf (Deutſche Ztg. in Wien, 7. Nov. 1896). 

Dr. Otto Böckel (Mod. Völkergeiſt, Febr. 1896, S. 18). 

Die antijem. Abgeordneten (H. G. Erdmannsdörffer 
„Dem Abgrund zu“, Berlin 1898). 


b. „Verjudung“ antiſemitiſch⸗conſervativer Zeitungen. 


„Volk“ (Erwin Bauers „Neuland“, 10. Mai 1894, S. 547). 
„Deutſche Wacht“ (Weſtf. Reform, Anfang Juni 1894). 
„Reichsbote“ (Antiſ. Gen.⸗Anz., 9. Mai 1894). 5 
„Staatsb.⸗Ztg.“ (E. Keil in einer Verſammlung, f. reis: 
deutſchl., 14. Juli 1894). * 
„Tägl. Rundſchau“ (Freideutſchl., 17. Juli 1894). 
„Volksrundſchan“ (Dtſch. Reform, Hamburg, 5. Aug. 1894)., 
„Deutſch⸗fociale Blätter“ (Antiſ.⸗Corr., Freideutſchl., 
10. Juli 1894). N 
„Das 20. Jahrhundert“ (Hannov. Poſt, 14. Okt. 1894). 
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„Deutſche Volksztg.“ (welfiſch. Hannov. Poſt, Anfang 
Dezember 1894). N 

„Kreuz⸗Ztg.“ (Germania, Ende April 1894). 

„Hannov. Poſt“, (Weſtf. Reform, 1. Juni 1895). 

„Nordd. Allg. Ztg.“ (Deutſche Wacht, 22. Aug. 1895). 

„Vaterland“ (Wien. Oſtd. Rundſch., 2. April 1897). 

„Oſtdeutſche Rundſchau“ (Dtſch. Volksblatt, München, 
26. Sept. 1897). 

„Dresd. Nachr.“ (Dtſch. Wacht, 12. Juli 1896). 

„Poſt“ (Abg. Dr. Diederich Hahn, ſ. Poſt, Ende Jan. 1896). 

„Die Chriſtl. ſoc. Preſſe“ (Ditd. Rdſch., 30. Mai 1897). 

Die antiſemitiſche Preſſe (Weſtf. Reform, 16. März 1895). 

Die Preſſe (Dtſch. Volksbl., München, 14. Sept. 1898). 


c. „Verjudung“ der antiſemitiſchen Parteien. 


Die Antifemiten überhaupt (ſächſ. conſ. Abg. Opitz 
2. Kammer ⸗Sitzung vom 12. Febr 1896, Mod. Volksgeiſt 
1898, Nr. 12; Diih. Reform, 9. Okt. 1898). 

Der Antiſemitismus überhaupt (Weſtf. Reform, 3. Nov. 
1894; Freideutſchl., 2. Mai 1894; Bundſchuh, 6. Febr., 
1895). 

Die antiſemitiſche Partei überhaupt (Dresd. Nachr., 
19. Mai 1897). 5 

Der deutſch⸗ſocialeReformverein in Leipzig (M. Wirth 
ſ. Mittheil a. d. V. z. A. d. A., 1894, S. 60). 

Die badiſchen Antiſemiten (Bad. Landpoſt, 17. März 1894). 

Der Bund der Landwirthe (Otſch. Oſtwacht, 29. Juli 
1893; Germania Juni 1899). 8 

Die Deutſch⸗Socialen (Dtſch. Volksblatt, Dezbr. 1894). 

Die freiſinnigen Antiſemiten (Deutſche Wacht, Mai 
1894). 

Die radikalen Antiſemiten (Bad. Landpoſt, 22. Sep⸗ 
tember 1894). 

Die Anhänger E. Dührings (Freideutſchl., 14. Juli 1894). 

Der Bauernbund (Dtſch. Volksblatt, München, 26. Sep: 
tember 1897). 

Die Chriſtlich⸗Sozialen Wiens (Odin 1899 Nr. 17). 

Die Chriſtlich⸗Socialen in Oeſterreich (Otſch. Reform, 
22. Nov. 1896). g 
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Abg. Schönerers Anhänger (Wien, Dtſch. Ztg., ſ. Frei 
deutſchl., 24. Nov. 1896). 

Die Deutſch⸗Nationalen (Dtſch. Ztg., Wien, Aug. 1897). 

Die deutſch⸗nationalen Studenten Wiens (Abwehr⸗ 
Mittheil., 28. Okt. 1899). 

Ferner von den Parteien (neben den Freiſinnigen und Social⸗ 
demokraten, die ſtets als „verjudet“ gelten: 

Die Conſervativen (Weſtf. Reform, 3. Nov. 1894). 

Das Centrum (Dr. Lange, ſ. Germania, 2. März 1897). 


d. „Verjudung“ von Gruppen, Ständen ꝛce. 


Die Regierung (Diih. Reform, 9. Okt. 1898). 

Der Hof Wilhelms II. (Max Bewer „Wilhelm II. und 
Alexander III.“, 4. Aufl., Dresden 1892). 

Die Landwirthſchaft (Dtſch. Oſtwacht, 12. Mai 1894). 

Die Junker (Weſtf. Reform, 3. Nov. 1894). 

Die Studenten (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 

Die Pfarrer (Ahlwardt's Bundſchuh, 23. Jan. 1895). 

Der Erbadel (Otſch. Volksbote, 9. Juli 1898). 

Der Adel (Dtſch Gen.⸗Anz., 20. Okt. 1896). 

Das „ Beamtenthum (Dtſch. Gen.⸗Anz., 20. Okt. 
1896). 

Der gebildete Bürgerſtand.(Otſch. Gen.⸗Anz., 20. Okt. 1896.) 

Die Freimaurer (Antiſ Verein „Chriſtenſchutz“ in Aachen, 
Ende September 1896), 8 

. atsanwälte (Mod, Völkergeiſt, November 1896, 

174). 

Die Duellgegner (Dr. Röſicke, ſ. Germania, Ende Juni 
1897). 

Die proteſtantiſche Orthodoxie (Antiſ. Gen.⸗Anz., 
Mai 1894). 

Die öſterreichiſche Armee (Lueger 1893). 


e. „Verjudung“ bekannter Namen. 


Karl der Große (Freideutſchl., 10. Okt. 1894). 

Kaiſer Wilhelm II. (ſ. Max Bewer „Wilhelm II und 
Alexander III.“, 4 Aufl., Dresden 1892). 

Bismarck (Otſch. Gen.⸗Anz., 21. Jan. 1898). 7 

Bismarcks alter Curs (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 


Goethe (Oſtdtſch. Roc; Dezbr 1897). 8 

Schiller (Freideutſchl. 10. Okt. 1894). 

Poſadowsky (Conſerv. Blätter, j. Bresl. Morgen⸗Ztg., 
Juli 1897). 

Podbielski (Antiſ Correſp, Juli 1897). 5 

Wißmann (Mod Voölkergeiſt, Okt. 1896, S. 157). 

R. v. Bennigſen (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 

Hans Blum⸗ (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 

Rembrandt als Erzieher (Freideutſchl. 10. Juli 1894). 

Prof. Hans Delbrück (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 


f. „Verjudung“ von Einrichtungen, Ideen 28. 


Das Deutſchthum (Dr. O. Schuchardt, Antiſ. Gen.⸗Anz, 
24. Juni 1894.) 

Deutſchthümelei (Dr. Anton Weſſelsky, im „Oeſterreicher 
thum“, E. ariſche Denkſchrift). 5 

Der Militarismus (Weſtf. Reform, 3. Nov. 1894). 

Der Feudalismus (Weftf. Reform, 3. Nov. 1894). 

Die deutſche Treue (Bundſchuh, 27. Febr. 1895). 

Die deutſche Schule (ſ. Dr. G. Stille „Die deutſche 
Schule in Gefahr“, Berlin 1899). 

Die volksthümlichen Hochſchulkurſe (Deutſche Reform, 
9. Juli 1899). 

Die Viviſektion (Prof. Dr. Förſter, Deutſche Reform, 
29. Okt. 1899). 

Das Impfweſen (Deutſche Reform, 22. März 1896). 

Die Naturheilkunde (. Carl Griebel, Das Judenthum 
in der Naturheilkunde, Selbſtverlag 1892). 

. (Mod Völkergeiſt 1896, Nr. 22, 

. 

Die Humanität (Dr. Pattai, ſ. Abwehr⸗Mittheil. 1897, 
Nr. 48, S. 384). 

Das Chriſtenthum(Auſſig⸗Karbitzer Volksztg., 28. Okt. 1899) 

Der Handel (Deutſche Tageszeitung, Ende Febr. 1897). 

Der Briefſtil (Sigl's „Vaterland“, 22. Dezbr. 1895). 

Die Mode (Antiſ. Correſp, Juli 1899). 

Die Gigerlmode (Otſch. Volksbl., München, 9: Sept. 1899). 

Die Geſchichte (H. v. Scharff⸗Scharffenſtein, Geheime 
Macht des Judenthums, 2. Aufl., Stuttgart 1872). 
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Das Reichsgericht (Deuſche Wacht, Anf. Sept. 1894). 

Das Bürgerliche Geſetzbuch (abgedr. aus der „Köln. 
Volksztg.“, 12. Juli 1896). h 


g. „Verjudung“ des Weltalls. 


Die Dresdener Börſe (conſ. Abg. Dr. Mehnert im fühl. 


Landtag, Frühjahr 1894). 
Borkum (Deutſche Reform, 2. Sept. 1894). 8 
Die letzten 3 Jahrzehnte (Freideutſchl., 10. Juli 1894). 
Portugal (Deutſche Reform, 10. Sept. 1899). 
München (Deutſches Volksblatt, Juli 1896). ö 
Preußen (v. d. Marwitz, Denkwürdigkeiten, ſ. Nation, 
Juni 1897). N f 
Das deutſche Reich (Freideutſchl. 10. Juli 1894). 


Europa (Wiener Deutſche Ztg., März 1897). 
Die Erde (Deutſches Voltsblatt, München, 14. Sep⸗ 


tember 1898). 
Die Welt (Weſtf. Reform 3. Nov. 1894). 
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Vom Mädchenhandel. 

Im Jahre 1897 hat der Reichstag Gelegenheit ge⸗ 
nommen, ſich mit dem ſchändlichen Gewerbe zu befaſſen 
von deſſen Ausdehnung nur ab und zu ſpärliche Nachrichten 
in die Zeitungen übergehen. Wenn die antiſemitiſche Preſſe 
auf das Treiben der Mädchenhändler hingewiesen hat, ſo 
that ſie es natürlich, um in der ihr eigenthümlichen Agitations⸗ 
methode nur die jüdiſchen Mädchenhändler anzugreifen. 

Ein Herr Oskar Aßmann aus Meißen hat dem 


Reichstag eine Bittſchrift überreicht, mit der ſich Die 


Petitionskommiſſion eingehend beſchäftigt hat. Am 15. März 
1897 hat dann im Plenum Abg. Prof. Dr. Förſter darüber 
Bericht erſtattet. In der Petitionskommiſſion war die Zu⸗ 
ziehung eines Regierungskommiſſars verlangt worden und 
ſo hatte im Auftrage des Reichskanzlers das Auswärtige 
Amt auf Grund ſeines Aktenmaterials eine Denkſchrift 
über die bezüglich der Bekämpfung des Mädchenhandels nach 
dem Auslande unternommenen Schritte ausarbeiten laſſen. 

Dieſe amtliche Denkſchrift (Nr. 678. 62. Bericht der 
Kommiſſion für die Petitionen, auch abgedruckt in der „Dich. 
Wacht“ vom 20. März 1897), legt endlich einmal dar, wie ſtark 
der Mädchenhandel in Deutſchland iſt, inwieweit alſo über⸗ 
haupt eine Verkuppelung von deutſchen Mädchen nach be⸗ 
ſtimmten ausländiſchen Staaten in nennenswerthem Umfange 
ſtattfindet. 

I. Handel nach dem Orient (Balkanſtaaten, 
Türkei und Dependenzen). „In den letzten 10 Jahren 


iſt nicht ein einziger Fall zur Sprache gekommen, wo eine 


Frauensperſon aus Deutſchland nach dem Orient zu 
Unzuchtszwecken verhandelt worden wäre.“ 

II. Handel nach Indien und Oſtaſien. Im Jahre 
1892 übernahmen deutſche Zeitungen aus indiſchen Blättern, 


die öffentlichen Häuſer in Bombay ſeien vorwiegend mit 


deutſchen Mädchen verſorgt. f 

„Die Erhebungen, die der Kaiſerliche Conſul in Bombay zu: 
ſammen mit der dortigen Polizei und den Perſönlichkeiten jelbit, 
von denen jene Mittheilungen ausgegangen waren, angeſtellt hat 
haben den vollkommenen Ungrund der Preßbehauptungen ergeben. 
Unter den dortigen Proſtituirten befand ſich nicht eine Reichs⸗ 
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angehörige. Die europäiſche Proſtitution in Indien und Oſtaſien 
überhaupt rekrutirt ſich vorzugsweiſe aus Jüdinnen aus den 
Balkanſtaaten, Oeſterreich, Ungarn und Rußland, die bereits von 
Jugend auf der Unzucht ergeben, in der Levante und Aegypten in 
Bordells geweſen und als Opfer nicht mehr zu bezeichnen find, 
wenn ſie der Zug nach dem Oſten ſchließlich in die aſiatiſchen 
Länder verſchlägt. Da ſie mehr oder minder gebrochen Deutſch 
ſprechen, ſo wird nicht ſelten die Annahme hervorgerufen, daß ſich 
Deutſche unter ihnen befinden.“ : 

Aus dem übrigen Oſtaſien find in den letzten 10 Jahren 


überhaupt keine Nachrichten über das Proſtitutionsweſen 


eingegangen. 

III. Handel nach Rußland. „Ueber die Verhältniſſe 
in Rußland ſind im Jahre 1889 auf Anregung des 
Reichstagsabg. Dr. Lingens eingehende Erhebungen ver⸗ 
anlaßt worden, nachdem von Reiſeſchriftſtellern behauptet 
worden war, Rußland werde von Oſtpreußen, Pommern 


und Poſen im Wege eines organifirten Handels mit Mädchen 


verſorgt und von Rußland finde dann wieder ein Handel 
nach der Türkei ſtatt.“ Die Denkſchrift führt dagegen aus: 


„Es hat ſich dabei ergeben, daß von Odeſſa aus ein ſolcher 


Handel mit jüdiſchen Mädchen von jüdiſchen Händlern 
nach der Türkei betrieben wurde, den die dortige Polizei ſcharf 
überwachte. Deutſche Mädchen waren dabei nicht betheiligt. 


In Riga befanden ſich in etwa 30 Bordellen unter 700 Proſti⸗ 


tuirten ca. 200 Deutſche, die aber wahrſcheinlich bereits als Gefallene 
dorthin gekommen waren. Ein Fall der Verkuppelung einer Nicht⸗ 
gefallenen war in Riga ſeit langer Zeit weder der Conſular⸗ noch 
der Polizeibehörde zur Kenntniß gelangt. Die Bordellwirthinnen 
ſind aber gehalten, Mädchen, die von den Eltern reklamirt werden, 
zu entlaſſen: hierzu hat die Conſularbehörde verſchiedentlich ihre 
Mitwirkung eintreten laſſen. 

In Moskau mochte bis 1885 ein Handel mit deutſchen Mädchen, 
beſonders aus den öſtlichen Provinzen, beſtanden haben. Ein 
Spezialfall, wegen deſſen ſich der Kaiſerliche Conſul mit der 
dortigen Polizei in Verbindung ſetzte, gab Anlaß zu einer energiſchen 
Unterſuchung. Die Polizei ging ſtreng gegen das Unweſen vor; 
verſchiedene deutſche Kuppler, Zuhälter und Proſtituirte wurden be⸗ 
ſtraft oder ausgewieſen. Seitdem hat die Verkuppelung deutſcher 
Mädchen nach Moskau weſentlich abgenommen; neuerdings iſt dort 
kein bezüglicher Fall bekannt geworden. i 

In St. Petersburg war der Antheil Deutſchlands an der 
Proſtikution anſcheinend gering. Bis auf einen Fall 11 ſich 
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damals, daß alle dieſe deutſchen Proſtituirten, zuſammen nur 13, 
freiwillig und in Kenntniß der fie erwartenden Verhältniſſe ange⸗ 
kommen waren. Die dortige Polizei wirkt in energiſcher Weiſe mit, 
wenn einmal ein Mädchen wider Willen dorthin verkuppelt werden 
ſollte und zurückzukehren beabſichtigt. 

Nach dieſen Ergebniſſen kann weder von einem organiſtrten 
Handel mit deutſchen Mädchen nach Rußland noch davon die Rede 
fein! daß unbeſcholtene deutſche Mädchen gegen ihren Willen oder 
unter falſchen Vorſpiegelungen nach Rußland anders, als in ganz 
vereinzelten Fällen, verkuppelt würden. Beim Vorkommen ſolcher 
vereinzelter Fälle würden die Betroffenen aber unmittelbaren und 
wirkſamen Schutz ſowobl bei der ruſſiſchen Polizei wie bei unſeren 
Conſularbehörden finden. Ein Bedürfniß, Uebelſtänden auf dieſem 
Gebiet durch amtliches Benehmen mit der ruſſiſchen Regierung ent⸗ 
gegenzutreten, liegt daher nicht vor.“ 

IV. Handel nach der Schweiz. Nach einer Dar⸗ 
legung der ſtrengen polizeilichen Maßnahmen in Genf ſagt 
die Denkſchrift: „Es erſcheint daher die Möglichkeit aus⸗ 
geſchloſſen, daß deutſche Mädchen gegen ihren Willen nach 
einem dortigen Hauſe verkuppelt werden könnten. 

Aus der übrigen Schweiz find keine Klagen über die 
Verkuppelung deutſcher Mädchen laut geworden.“ 

V. Handel nach Holland und Belgien. Früher 
wurde in der That die Verkuppelung deutſcher Mädchen 
nach dieſen Ländern „in breitem Umfange betrieben“. Da 
es ſich nicht ſelten auch um unbeſcholtene und minderjährige 
Mädchen handelte, hat die deutſche Regierung am 15. No⸗ 
vember 1889 mit den Niederlanden, am 4. September 1890 
mit Belgien Abwehr⸗Maßregeln ergriffen. Die Denkſchrift 
betont: 

„Die Abkommen müſſen ihren Zweck erfüllen, da Mißſtände 
der Art, die früher zum Abſchluß derſelben geführt hatten, ſeitdem 
hier nicht mehr zur Sprache gekommen ſind. 

In einem Berichte des Kaiſerl. Konſuls in Rotterd am iſt 
noch kürzlich hervorgehoben worden, daß die dortige Polizei das 
deutſch⸗niederländiſche Abkommen gewiſſenhaft ausführt und ſogar 
die Kellnerinnen einer ähnlichen Aufſicht unterwirft, auch die nach 
niederländiſchem Rechte minderjährigen Proſtituirten und Kellnerinnen 
(Perſonen unter 23 Jahren) regelmäßig nach Deutſchland ausweiſt, 
falls ſie nicht ſchon in ihrer Heimath unter ſittenpolizeilicher Kon⸗ 
trolle geſtanden haben. ; 

Damit ſcheint die deutſche Proſtitution in den belgiſchen und 
niederländiſchen Hafenplätzen, wo ſie mit am meiſten in die Er⸗ 
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ſcheinung tritt, genügend überwacht und ein ausreichender Schutz 1 
gegen Verkuppelung gewährt.“ 5 I 

VI. Handel nach Süd⸗Amerika. Hier treten die r 
ſchlimmſten Mißſtände zu Tage, namentlich im Handel nach * 
Argentinien. „Es iſt bekannt“, meint die amtliche Denk⸗ 1 


ſchrift, „daß eine weitverzweigte, mit großen Mitteln und 1 
guten Verbindungen arbeitende Kupplerbande, die faſt durch⸗ 1 
weg aus galiziſchen oder ruſſiſchen Juden beſteht, fort⸗ 
während in europäiſchen Ländern, beſonders in Deutſchland, 85 ji 
Oeſterreich⸗Ungarn und der Schweiz, Mädchen unter falſchen 
Vorſpiegelungen nach Südamerika lockt, die ſie dort verkauft.’ 

Die Schlauheit dieſer Verbrecherbande hat die Regierung N 
zu ganz außerordentlichen Maßregeln veranlaßt. Und fie 
hat es doch erreicht, daß „in einer großen Reihe von Fällen | 
Kuppler im Inlande und in den Häfen abgefaßt und un⸗ 
ſchädlich gemacht worden ſind.“ Dann heißt es weiter; ® 

„Bei den von Zeit zu Zeit durch die Preſſe gehenden 
Schilderungen über die Lage der Proſtitution in den ſüdamerika⸗ 5 
niſchen Hauptſtädten darf übrigens nicht überſehen werden, daß es 1 
ſich dabei zum größten Theile um Proſtituirte handelt, die dies 1 

| Gewerbe bereits in Europa ausübten und in Kenntniß der fie er: N BE 

| wartenden Verhältniſſe abgereift find, woran ſie auch durch inter: EN i 
nationale Abmachungen nicht gehindert werden könnten. Ein poli- 
zeiliches Einſchreiten iſt nach Lage der Geſetzgebung der in Betracht 
kommenden Länder nur bei Verkuppelung minderjähriger oder durch 

| falſche Vorſpiegelungen verlodter oder gegen ihren Willen zur Un⸗ 

zucht beſtimmter Perſonen möglich und wird, wenn dieſe Perſonen 

| oder unſere Behörden darum erſuchen, nach den gemachten Er⸗ 

fahrungen auch ohne Verträge ohne Weiteres ſtattfinden.“ Be 

„An der Proſtitution anderer Länder hat Deutſchland 
keinen nennenswerthen Antheil.“ ; 4 

Auf Grund dieſer Denkſchrift und der Kommiſſions⸗ ö 0 
berathung wurde beſchloſſen, die Petition des Herrn Oskar 1 
Aßmann zu Meißen „wegen Herbeiführung einer Ver⸗ if 
einbarung wirkſamer Maßregeln zwiſchen den Regierungen } 

| der europäiſchen Staaten zur Bekämpfung des Mädchen⸗ — 

| handels“ dem Reichskanzler zur Berückſichtigung zu über a 

weiſen. — 

Jeder Menſchenfreund wird dieſe Petition unterſtützen, a 

wird die ſchärfſten Maßregeln gegen dieſes teufliſche Ge⸗ : 5 
werbe gutheißen, jede Verurtheilung eines Mädchenhändlers 1 
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dankbar empfinden. Aber die Antiſemiten find von dieſer 
ruhigen Betrachtungsweiſe entfernt. Für ſie ſind alle 
Mädchenhändler jüdiſchen Glaubens, und unehrlicher Weiſe 
verſchweigen ſie, daß auch Chriſten daran betheiligt ſind. 
So wenig das echte Chriſten ſind, ſo wenig ſind jene 
galiziſchen und ruſſiſchen Mädchenhändler jüdiſchen Glaubens, 
echte treue Bekenner ihrer Religion. In beiden Fällen 
handelt es ſich um culturell tiefitehende Individuen, um 
Ausſchuß der Bevölkerung. Da dieſe Bande mit gleicher 
Gemüthsruhe Jüdinnen, ja nach dem Balkan, nach Indien 
und Oſtaſien vorzugsweiſe Jüdinnen verſchachert, ſo iſt 
das doch wohl der ſtärkſte Beweis dafür, daß die gemeinſte 
Gewinnſucht ſie zu ihrem Gewerbe veranlaßt. Antiſemitiſcher 
Logik zufolge ſollen ſie ja Jüdinnen ſchonen! Nun, die 
Denkſchrift ſagt es klipp und klar, daß dieſe Rotte keine 
Unterſchiede kennt, wenn es gilt, Profit zu machen. Wehren 
ſich doch die Juden ſelber gegen dieſe Mädchenhändler. 
Im Jahre 1898 haben die Rabbiner Zadoe Kahn 
(Paris), Hildesheimer (Berlin), Hirſch (Hamburg), 
Horovitz (Frankfurt), Ehrenreich (Rom) und Güdemann 
(Wien) ein hebräiſches Warnungsſchreiben gegen 
den Mädchenhandel erlaſſen! Der Brief iſt an alle 
Rabbiner und Rabbinats⸗Verweſer in Galizien, Rumänien 
und Rußland gerichtet, denen zur Pflicht gemacht wird, doch 
alle Eltern darauf aufmerkſam zu machen, daß ſie ihre 
Töchter nicht Leuten zweifelhaften Rufes anvertrauen, die 
ſie durch Verſprechungen von lukrativen Dienſtſtellen an ſich 
locken, um ſie dann zu unſittlichen Zwecken nach Amerika 
oder Afrika zu transportiren. In dem Schreiben wird der 
Adreſſat aufgefordert, jeden, der ſich mit Mädchenhandel 
beſchäftigt, aus der Gemeinde zu ſtoßen, und ſchließlich die 
Zuverſicht ausgeſprochen, daß es auf dieſe Art gelingen 
werde, das Uebel auszurotten. 

Die antiſemitiſche Preſſe ſollte daher aufhören, den 
Mädchenhandel agitatoriſch zu verwenden. Eine Frage der 
öffentlichen Ordnung und Moral geht Chriſten und Juden, 
Antiſemiten und Nicht⸗Antiſemiten in gleicher Weiſe an und 
ſollte emporgehoben werden aus der wüſten Tonart der 
antiſemitiſchen Demagogie. 
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Die deutſchen Juden im Heere. 


1, Ihre angebliche Untauglichkeit zum Militürdienſt. 

Der Antiſemitismus hält es für ſelbſtverſtändlich, daß 
die Juden, die ſich „weder phyſiſch noch moraliſch für den 
Offizierſtand eignen“, von ihm ausgeſchloſſen werden. Die 
Antiſemiten bedauern es, daß ſie ſchon unter den Militär⸗ 
ärzten „zahlreicher vertreten“ ſind, ſogar auch unter den 
Reſerveoffizieren. Die Antiſemiten behaupten ferner, „die 
Juden find auch für den Gemeinen⸗Dienſt meiſt untauglich 
und ſuchen ihm auf allerlei Auswegen zu entgehen“. Dieſe 
Behauptung iſt eine durch Nichts bewieſene gehäſſige Ver⸗ 
dächtigung, wie wir noch ſehen werden. Aber auch die 
andere, daß die Juden für den Militärdienſt „meiſt un⸗ 
tauglich“ ſind, ſteht mit den ſeit Anfang dieſes Jahrhunderts 
vorliegenden Zeugniſſen unſerer Militär = Behörden in 
direktem Widerſpruch. Nach der Statiſtik, die in dem 
„Antiſemiten⸗ Katechismus“ mitgetheilt wird, dienten in 
Preußen im Jahre 1885 verhältnißmäßig viermal jo viel 
Chriſten, als Juden im Heere. Welcher Werth dieſen ſich 
auf ein Jahr beziehenden Zahlen beizulegen iſt, laſſen wir 
dahin geſtellt, eine auf ganz Deutſchland ausgedehnte 
Statiſtik aus neuerer Zeit iſt nicht bekannt geworden. Daß 
den in dem Antiſemiten⸗ Katechismus mitgetheilten preußi⸗ 
ſchen Zahlen für das Jahr 1885 kein beſonderer Werth 
beizulegen iſt, geht ſchon daraus hervor, daß die Zahl der 
Einjährig⸗Freiwilligen darin nicht enthalten iſt. Daß von 
den wohlhabenderen jüdiſchen Einwohnern ein größerer 
Theil in die Armee aufgenommen wird, beweiſt eine Mit⸗ 
theilung der „Statiſtiſchen Correſpondenz“, derzufolge von 
den im Michaelisſemeſter 1886/87 auf den Univerſitäten 
befindlichen evangel. Studenten 68,58 Prozent, von den 
katholiſchen 58,48 und von den jüdiſchen 52,45 Prozent den 
vollen Dienſt mit der Waffe thaten, bezw. gethan hatten. 
Hiernach iſt der Unterſchied wenigſtens in den Klaſſen, 
deren Angehörige die Univerſität beſuchen, keineswegs 
erheblich. i ö 


2 
— 


2 


— 
* 


1 
e 


D 


104 


Rechnet man die jüdiſchen Einjährig⸗Freiwilligen Hinzu 
— und das iſt ungefähr der 11. bis 12. Theil der Frei⸗ 
willigen nach dem Verhältniß der Schüler in den höheren 
Lehranſtalten — ſo kommt man nach einer Seuchen in 
Nr. 7 der „Mittheilungen aus dem Verein zur Abwehr 
des Antiſemitismus“ vom 14. Febr. 1892 zu dem Reſultat, daß 
unter 1000 Eintretenden ſich etwa 9 Juden befinden ſtatt 
13, wie es nach der Bevölkerungsziffer ſein müßte. Dieſes 
Verhältniß iſt gewiß ungünſtig, aber das darf nach den 
traurigen wirthſchaftlichen Verhältniſſen, unter denen früher 
der größte Theil der jüdiſchen Bevölkerung leben mußte, 
nicht Wunder nehmen.“) 1 

Jene Adelsfamilien, deren jahrhundertlange Tradition 
es verlangt, daß die Söhne Offiziere wurden, jene Bürger 
und Bauern, die ſich frei im Waffenwerk üben konnten, fi 
konnten gewiß beſſere Soldaten, ſtärkere Männer, größere 
Leute hervorbringen, als die Schaar der Juden, die nicht 
Waffen tragen durften, die ſich nicht im Waffendienſt üben 
konnten. Ueber die im allgemeinen ſchwächkichere Statur 
des Juden iſt leicht zu ſpotten. Aber man beachte, daß das 
Milieu dieſe ſomatiſchen Eigenheiten ausgebildet hat. 


2. Die Juden in den Jefreinngskriegen 1813/15. 


Um für Deutſchland die Frage richtig zu beurtheilen, 
wird man vor allem die geſchichtliche Entwickelung in 
Betracht ziehen müſſen. In dem größten Theile von 
Deutfchland, u. A. in Preußen, waren die Juden noch am 

Anfange unſeres Jahrhunderts vom Militärdienſt aus⸗ 
geſchloſſen. Durch das Edikt vom 11. März 1812, das 
die Juden zu Staatsbürgern erhob, wurden ſie auch 
militärpflichtig. Sie haben unmittelbar darauf in den 
Jahren, in denen die Staatstreue und Vaterlandsliebe die 
Feuerprobe beſtand, bewieſen, daß das Vertrauen, das der 


damals noch von einem abſoluten Herrſcher regierte Staat 


' *) H. v. Treitſchke (Deutſche Geſchichte 4. Aufl. pz. 1893 
II. 418) überdie allzueifrigen Teutonen der Jahre 1813/15: „Die jungen 
Teutonen hatten natürlich kein Auge für die entwickelten hiſtoriſchen 
Thatſachen, welche den unmilitäriſchen Sinn der Juden nur zu 
leicht erklären“, ? - 


in fie ſetzte, gerechtfertigt war. Nach den Ermittelungen TR 
des Kriegsminiſteriums (Militärwochenblatt vom 4. Nov. „ 
1843) traten in den Jahren 1813 bis 1815 als Freiwillige . 
561 Juden ein — etwa 5½ Prozent der im wehrfähigen 144155 
Alter befindlichen Juden und 170 wurden ausgehoben e 
(Zuſammen 73). Einer der erſten Soldaten, der mit dem ll 
eiſernen Kreuz geſchmückt wurde, war ein Jude — Günzberg. Ae 
Von den Berliner jüdiſchen Freiwilligen erhielten ferner 
| 
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das eiferne Kreuz der Premierlieutenant S. A. Benda und 171 
die Secondelieutnants H. Fließ, F. Epenſtein, F. Oppert, e 
M. Löbel und Manche. Außerdem wurden von den Berliner Ba) 
Freiwilligen zu Lieutenants befördert Nathan Mendelsſohn. 
Joſef Henoch Anker und Iſert Meno Burg. Von einem 0 
jüdiſchen Soldaten erzählt Willibald Alexis in ſeinem n 
Aufſatz „Mein Marſch nach Frankreich (1815)“ (Voſſ. Ztg. N 1 
5. Mai 1899): l 
„Gedacht ſei hier noch eines anderen Kameraden, an den mich die 
polit iſchen Fragen der Gegenwart lebhaft wieder erinnern. Ein 


kleiner unterſetzter, ſchwarzer Mann, nicht ſchön und in ſeinem Nn 
Weſen nichts von einem Gentleman. Wenn er nicht die Büchſe ; N 
trug, waren ſeine Waffen Scheere und Nadel, und er ſäumte auch i n 
nicht, in jedem Quartier, wenn er vom Dienſte frei war, die Beine Big 


übereinander zu ſchlagen und den Faden zu wichſen Unſere Uniform⸗ ; sw 
ſtücke verdankten ihm, daß ſie noch jo erträglich aushielten, wenigſtens & 


wenn ſie Miene machten, auseinanderzugehen, war er es, der fie - 1 07 
zu ihrer Pflicht fürs Vaterland zurücknöthigte. Aber er ſtand e 
trotz ſeiner Unanſehnlichkeit in großem Anjehen, und bei den ö j 
Hänſeleien, die im kameradſchaftlichen Leben unvermeidlich find, e 
wagte ſich niemand ihm zu nahe; denn es war bekannt, daß er 23 
ſich im vorigen Feldzuge kapfer gehalten hatte und mehrmals ver⸗ ae 
wundet war, wovon jeine Hand Zeugniß ablegte. Er hieß 228 
Schwarzbraun und war ein Jude.“ Sich 
Nach einer ausführlichen und zuverläſſigen Denkſchrift aus 91 
dem Jahre 1897 „Die Juden als Soldaten“, waren für ne en 
1813/15 jetzt noch 125 jüdische Soldaten jener Zeit mit Namen 145 
ve 


nachzuweiſen, darunter, 1 Major,3 Premierlieutnants, viele 
Sekondelieutnants, Sergeanten u. a. m. 16 von dieſen 125 : 
Mann wurden mit dem eiſernen Kreuz geſchmückt, 20 von diefen N 

125 Mann ſtarben den Tod fürs Vaterland. Auch eine 

Jüdin, Loniſe Grafemus, diente als Wachtmeiſter! So N 
konnte ſelbſt ein H. v. Treitſchke ſchreiben (Otſch. Geſchichte Et. 
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4. Aufl. Opz., 1893. Bd. II S. 417): „Die Söhne jener 


gebildeten Häuſer, die 80 ſchon ganz als Deutſche fühlten, 


khaten ehrenhaft ihre oldatenpflicht.“ Die Juden haben 
denn auch für ihr Verhalten die volle amtliche An⸗ 
erkennung erhalten. Der damalige Staatskanzler Fürſt 
v. Hardenberg äußerte in einem Schreiben vom 4. 
Januar 18152 

„Auch hat die Geſchichte unſeres letzten Krieges wider 
Frankreich bereits erwieſen, daß die Juden des Staats, der 
ſie in ſeinen Schooß aufgenommen, durch treue Anhänglich⸗ 
keit ſich hervorthun. Die jungen Männer jüdiſchen Glaubens 
ſind die Waffengefährten ihrer chriſtlichen Mitbürger geweſen, 
und wir haben unter ihnen Beiſpiele des wahren Helden⸗ 
muths und der rühmlichſten Verachtung der Kriegsgefahren 
aufzuweiſen, ſowie die übrigen jüdiſchen Einwohner, nament⸗ 
lich auch die Frauen, in Aufopferung jeder Art den Chriſten 
ſich anſchloſſen.“ 

Im vereinigten preußiſchen Landtage von 1847 hat 
die preußiſche Regierung in einer auf Grund der Ermitte⸗ 
lungen des Kriegsminiſteriums abgefaßten amtlichen Denk⸗ 
ſchrift ein ſehr bemerkenswerthes ausführliches Urtheil 
über das Verhalten der Juden im Heere ausgeſprochen. 

In Bezug auf den Dienſt im Frieden wird Folgendes 
darin ausgeführt: 

„Die Führung der Juden wird beim 1. und 2. Armee⸗ 
corps „mit wenigen Ausnahmen als ſehr gut bezeichnet“; 
beim 3. Armeecorps „desgleichen, ſowohl dienſtlich als außer⸗ 
dienſtlich, als gur“; beim 4. Armeecorps „dem größeren Theile 
nach zur Zufriedenheit und ohne wahrnehmbare Ver⸗ 
ſchi denheit von den Soldaten chriſtlichen Glau⸗ 
bens“; beim 5. Armeecorps „mit nur geringen Ausnahmen 
als gut“; beim 6. Armeecorps „iſt vorherrſchend guter Wille 
und aufmerkſame Pflichterfüllung anerkannt — unter 587 
Mann wird die Führung von 24 Mann ſchlecht, bei 73 
mittelmäßig, bei 490 Mann aber gut und ſehr gut genannt“; 
beim 7. Armeecorps „wird ihnen in moraliſcher und dienſt⸗ 
licher Beziehung mit wenigen Ausnahmen das ungetheilteſte 
Lob gegeben“; beim 8. Armeecorps „iſt ihre Führung faſt 
ohne Ausnahme durch Gehorſam, Dienſtwilligkeit und einen 
guten moraliſchen Lebenswandel ausgezeichnet geweſen“, bei 
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der Artillerie „gut, theilweiſe ſehr gut“; bei den Pionieren 
„werden fie als ordentlich und gehorſam bezeichnet“ Beim 
1. 2. und 6. Armeecorps wird übrigens noch beſonders 
hervorgehoben, daß ſie ſich zu den Landwehrübungen 
pünktlich geſtellt haben, und beim 8. Armeecorps, daß ſie 
ſich dabei durch große Folgſamkeit und ſtilles Benehmen 
ausgezeichnet.“ 

„Ueber das Berhalten der Juden im Kriege — jo 
fährt die amtliche Denkſchrift fort — haben die Ermittelungen 
des Kriegsminiſteriums zu keinem Refultate von der wünſchens⸗ 
werthen Vollſtändigkeit geführt, indem beim 1., 7. und 
8. Armeecorps und bei der Artillerie wegen Mangels der 
Liſten die Zahl der jüdiſchen Soldaten in den Kriegs⸗ 
jahren nicht auszumitteln geweſen iſt, bei den Pionieren 
aber kein Jude den Feldzug mitgemacht hat; auch beim 4. 
6. und 8. Armeecorps und bei der Artillerie in Ermange- 
lung der erforderlichen Notizen keine Auskunft über ihre 
Führung hat ertheilt werden können.“ 

„Indeſſen hat ſich doch ergeben, daß beim 2., 3. und 
5. Armeecorps etwa je 40 Mann, beim 6 60 Mann, beim 
4. 80 Mann jüdiſchen Glaubens gedient haben, und es iſt 
beſonders angeführt, daß ſie beim 2. und 3. Armeecorps 
faſt ſämmtlich reſp. größtentheils, beim 5. Armeecorps 
wenigſtens die Hälfte, beim 4. Armeecorps, unter den über⸗ 
haupt 80 Mann 2 Mann als freiwillige Jäger eingetreten 
ſind, während beim 1. Armeecorps, obſchon die Liſten fehlen, 
doch als feſtſtehend bezeichnet wird, daß ſich im Kriege 
mehr Freiwillige als im Frieden gemeldet haben. 
Ihre Führung im Kriege wird beim 2. und 3. Armeecorps 
als gut bezeichnet, und beim letzteren wie beim 2. Armee⸗ 
corps wird anerkannt, daß ſie zum Theil mit beſonderer 
Auszeichnung gedient haben, wie denn auch beim 7. Armee⸗ 
corps ihnen das Zeugniß gegeben wird, ſich dem Feinde 
gegenüber ſehr brav benommen zu haben; und vom General⸗ 
commando des 1. Armeecorps angeführt iſt, daß ihre im 
Kriege geleiſteken Dienſte gelobt würden.“ | 

Daß unter den Juden, welche bis zum Jahre 1812 von 
dem Dienſt mit den Waffen grundſätzlich ausgeſchloſſen 
waren, nicht ſo viel Tienſttaugliche ſich befanden, wie unter 
den Chriſten, kann nicht auffallend erſcheinen. Die erwähnte 


3 
108 


Denkſchrift, welche die Thatſache hervorhebt, führt für Weſt⸗ 

preußen, wo die Zahl der wirklich Dienſttauglichen nur eine 

geringe war, als Grund dafür an, daß „d ie dortige 

Lebensart der Juden ſehr dürftig war und deshalb 

ee von Jugend an unentwickelt 
eb.“ 

Die Denkſchrift kommt zu folgendem Schlußreſultat: 

„Faßt man den Inhalt dieſer Ermittelungen zuſammen, 
ſo darf man als erfahrungsmäßiges Reſultat annehmen, daß 
die Juden des preuß. Heeres von den Soldaten der chriſt⸗ 
lichen Bevölkerung im Allgemeinen nicht erkennbar unter⸗ 
ſchieden ſind, daß ſie im Kriege gleich den übrigen Preußen 
ſich bewährt, im Frieden den übrigen Truppen nicht 
nachgeſtanden haben, insbeſondere die jüdiſchen Religions⸗ 
verhältniſſe nirgend als ein Hinderniß beim Kriegsdienſte 
hervorgetreten find“, 

Und ein ſolches Urtheil ſprechen die Behörden über die 
Juden in einer Zeit aus, in welcher die Geſetzgebung die⸗ 
ſelben immerhin zum Theil noch als Ausgeſtoßene und Unfreie 
behandelte, alſo den herrſchenden Vorurtheilen einen viel 
bequemeren Deckmantel bot, als heute. 


3. Major Burg. 

Wie unmöglich es in der Regel trotz der amtlichen 
Anerkennung den Juden geworden iſt, eine ihren Leiſtungen 
entſprechende Stellung in der Armee zu erringen, beweiſt 
das Beiſpiel des Berliner jüdiſchen Freiwilligen Burg, 
welcher, von Beruf Feldmeſſer, am 9. Februar 1813 bei der 
Artillerie eintrat und ſehr bald durch ſeine Tüchtigkeit und 
wiſſenſchaftlichen Leiſtungen zum Secondelieutenant ernannt 
und als Lehrer an die neue Artillerie⸗ und Ingenieurſchule 
in Berlin berufen wurde. Auch ſeine weiteren Leiſtungen 
waren ſolche, daß er ſich die beſondere Gunſt des General⸗ 
Inſpecteurs der Artillerie Prinzen Auguſt erwarb Gleich⸗ 
wohl wurde er ſeiner Religion wegen, als er im Jahre 1830 
nach ſeiner Anciennität zum Hauptmann befördert werden 
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ſollte, übergangen. Prinz Auguft theilte ihm dies (ſ. „Voſf. 
Ztg.“ September 1888) in einem beſondern, ſeine ausgezeich⸗ 
neten Dienfte betonenden Schreiben mit und gab ihm zugleich 
zu erwägen, ob er nicht „durch förmlichen Uebertritt zur 
chriſtlichen Religion zugleich jeden Anſtoß gegen ſeine fernere 
Beförderung aus dem Wege räumen möchte“. Burg lehnte 
es in ſeiner Antwort entſchieden ab, durch Aufgeben ſeiner 
Religion ſeine Beförderung zu erwirken. Als in demſelben 


Jahre ein neues wichtiges militäriſches Werk von Burg 


erſchien, das allgemeinen Beifall erntete, und Prinz Auguſt 
nochmals die Beförderung deſſelben zum Hauptmann 
anregte, lehnte dies König Friedrich Wilhelm III. wiederum 
durch e an den Prinzen Auguſt gerichtete Cabinets⸗ 
ordre ab: 

„Ich kann auf Euer königlichen Hoheit Bericht vom 
1. d. M. den bei der Artillerie⸗ und Ingenieurſchule als 
Lehrer ſtehenden Premier⸗Lieutnant Burg von der erſten 
Artillerie⸗Brigade nicht zum Hauptmann von der Armee 
ernennen und verſpreche mir von ſeiner geiſtigen Ausbildung, 
er werde noch zur Erkenntniß der Wahrheit und des Heils 
des chriſtlichen Glaubens gelangen. Seinen nützlichen Dienſten 
laſſe ich gern Gerechtigkeit widerfahren und für die Bear⸗ 
beitung ſeiner Lehrbücher mögen Eure königl. Hoheit ihm 
die beiliegenden fünfzig Thaler in Gold als Gratifikation 
zuſtellen laſſen. Berlin. 6. Dezember 1830. (gez.) Friedrich 
Wilhelm.“ 

Aber der General⸗Inſpecteur Prinz Auguſt beruhigte 
ſich dabei in ſeinem Gerechtigkeitsgefühle nicht. Er wieder⸗ 
holte ſeine Anträge auf Beförderung und endlich gab der 
König nach. Im November 1832 wurde der Jude Burg 
Hauptmann und unter König Friedrich Wilhelm IV. Major. 
Bis zu ſeinem Lebensende — er ſtarb im Jahre 1853 an 
der Cholera — hat er dem Könige und dem Vaterlande 
treu und mit Auszeichnung gedient. Daß er es ſelbſt dem 
Könige gegenüber ablehnte, ſeige Beförderung dadurch zu 
erlangen, daß er wider ſeine Ueberzeugung ſeinen Glauben 
aufgab, ehrt ihn wahrlich nicht weniger, als ſeine unbeirrten 
dem Vaterlande geleiſteten Dienſte. „Ein muſterhaft be⸗ 
ſcheidener und tüchtiger Soldat“ nennt ihn H. v. Treitſchke 
(Deutſche Geſchichte Lpz. 1898. 4. Aufl. Bd. II. S. 418). 


no N = 
4. Theodor v. Hippel über die Juden. 
Den Antiſemiten ſind die mittgetheilten amtlichen 


Documente über die Betheiligung der jüdiſchen Mitbürger 


an den Befreiungskriegen ſehr unbequem. Und doch werden 
dieſe Dokumente durch eine Denkſchrift unterſtützt, die im Jahre 
1842 hergeſtellt und deren Verfaſſer Th. v. Hippel iſt, 
jener Mann, der den die große nationale Bewegung von 1813 
einleitenden „Aufruf an mein Volk“: verfaßt hat. (J. Nation 
1890 Nr. 12, S. 180 f.). Theodor von Hippel hat die 
große Zeit der Befreiungskriege mit erlebt und an einfluß⸗ 
reicher Stelle die Kräfte kennen gelernt, auf die allein ein 
großes Staatsweſen ſich für die Dauer zu ſtützen vermag. 
In dieſer Denkſchrift ſprach er ſich für die volle Gleich⸗ 
berechtigung der Juden und die Zulaſſung derſelben zu 
den Offiziersſtellen aus. 


„Der Soldatenſtand — ſo ſchrieb Theodor von Hippel 
im Jahre 1842 — hat im Frieden erſt einen einzigen 
Juden, Lehrer der Artillerieſchule, zum Offizier befördert 
und ſogar mit einem Orden geziert. Daß es ihnen an 
Muth nicht fehle, haben ihre erſten Vertilgungskriege in 
Kanaan, ihre Makkabäer, ihre Vertheidigung Jeruſalems 
gegen Titus und ihre tollkühnen Rebellionen gegen die 
Römer, das kriegeriſchſte Volk der Welt, bewieſen. Ebenſo 
läßt ſich auf die neueſte Zeit unter Napoleon und auf 
unſere jüdiſchen Freiwilligen in den Jahren 1813/15 ver⸗ 
weiſen. Nur Vorurtheil kann ſie alſo vom Kriegsdienſte 
und vom Offiziersſtande ausſchließen wollen, gegen 
den ihre Religion kein Hinderniß iſt. Ueber Vorurtheile 
aber zu ſiegen, iſt der Beruf eines weiſen Königs, dem, 
ohne Unterſchied der Religion und des Standes, jeder 
Unterthan gleich werth ſein muß, der Gott fürchtet und 
ſeine Gebote hält, oder, mit anderen Worten, ein treuer 
Unterthan iſt.“ 


In Bezug auf 1813/15 hebt Theodor von Hippel noch 
ausdrücklich hervor, daß die weſtpreußiſchen Juden, obwohl 
ſie vor dem Edict von 1812 noch für unfähig zum Wehr⸗ 
dienſt in Preußen erachtet worden waren, doch 1813 „in 
Haufen zum Heere eilten“, daß mehrere ſich durch Tapfer⸗ 
keit gleich den märkiſchen und ſchleſiſchen auszeichneten, 


Offiziere wurden, ſelbſt bei der Cavallerie, und Kreuze und 


Orden erhielten.“ 
Gegen dieſe Denkſchrift und den Verfaſſer des Artikels 


in der „Nation“ richteten ſich mehrere Artikel der „Kreuzztg.“ 
im Dezbr. 1890 und 1891. Darin wird Th. von Hippel 
vorgeworfen, er hätte die unwahre Behauptung aufgeſtellt, 
es ſeien „tauſende“ von Juden zum Heere geeilt, während 
doch überhaupt 1815 höchſtens 731 jüdiſche Soldaten unter 
der Fahne ſtanden. Th. von Hippel hatte nicht von 
„tauſenden“ geſprochen, ſondern nur davon, daß die weſt⸗ 
preußiſchen Juden „in Haufen“ zum Heere geeilt ſeien. 
Beſtritten wird in der „Kreuzztg.“ ferner daß 1813/15 


Juden zu Offizieren ernannt ſeien. In den Jahren nach 


den Freiheitskriegen habe es nur einen einzigen jüdiſchen 
Offizier (Burg) in der Armee gegeben. Das Letztere iſt 


richtig, wird auch in der oben citirten Denkſchrift Th. von 


Hippels ausdrücklich beſtätigt. Das ſchließt aber doch keines⸗ 
wegs aus, daß während des Krieges mehrere Juden, 
die als Freiwillige eingetreten waren und nach dem Kriege 
wieder aus der Armee traten, zu Offizieren ernannt waren. 
Es liegen darüber die oben von uns angeführten abſolut 
ſichern Mittheilungen vor, deren Unrichtigkeit die Antiſemiten 
nicht nachweiſen können. 

Auch in den Verhandlungen des vereinigten Landtags 
(1847) iſt davon die Rede, daß die Juden in den Freiheits⸗ 
kriegen zu Offizieren befördert wurden. So z. B. ſagte der 
Abg. von Puttkamer: „Wenn alſo die Juden in dem 
Freiheitskriege, den ſie mit uns durchgemacht haben, haben 
Offiziere werden können und jetzt nicht mehr, ſo würde 
dies ein Rückſchritt ſein. Wenn der Jude Unteroffizier 
werden kann, ſo ſteht er zum gemeinen Soldaten in dem⸗ 
ſelben Disciplinarverhältniß, wie der Offizier zum Unter⸗ 
offizier, denn der Soldat iſt dieſem Subordination ſchuldig. 
Wenn der Jude alſo Unteroffizier werden kann, ſo verſtehe 
ich nicht, warum hier die Grenze gezogen werden ſoll, daß er 
nicht Offizier werden kann.“ Das verſtehen auch Andere nicht! 


5. Weitere Angriffe der „Areugeitung”. 
Beſonders gehäſſig gegen die Juden aber ſind die in 
der „Kreuzztg.“ enthaltenen Angriffe, „wegen ihrer Angſt 
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vor dem hauenden Säbel und der ſchießenden Flinte. Auf 
Grund amtlicher Documente (die in dem Beiheft des 
Milikär⸗Wochenblatts von 1858 enthaltenen amtlichen Be⸗ 
richte über die Organiſation der Landwehr 1813) ſucht der 
Verfaſſer dieſe Angriffe zu begründen. In welchem Geiſt 
und in welcher Tendenz, hat Sanitätsrath Dr. Neumann 
in Berlin (Nr. 23 der Nation“ vom 5. März 1892) 
gezeigt. Es iſt richtig, daß in 5 weſtpreußiſchen Kreiſen 
den dortigen Juden auf ihren Antrag die Befreiung vom 
Eintritt in die Landwehr gegen Loskaufgeld bewilligt worden 
iſt; es iſt richtig, daß der Vorſteher der jüdiſchen Gemeinde 
in Märkiſch Friedland, Kaufmann Friedberg (der Vater 
des früheren Juſtizminiſters Friedberg), dieſes Geſuch mit 
den Worten motivirt hat: 

„Ich würde mich dieſem Geſuche garnicht unterzogen 
haben, wenn ich nicht völlig überzeugt wäre, daß bei jetzigen 
Zeiten feige Memmen garnichts, dagegen 10000 Thlr. baar 
ſehr viel helfen können!“ , 

Es iſt richtig, daß König Friedrich Wilhelm III. ſich hiermit 
einverſtanden und derartige Leiſtungen der Juden dem per⸗ 
ſönlichen Dienſte vorzuziehen erklärte. Aber ſehr erſtaunlich 
iſt es, daß die „Kreuzztg.“ gerade nur dieſe Thatſachen 
aus den amtlichen Berichten hervorhob und daß ſie andere 
ebenſo wahre, die chriſtliche Bevölkerung betreffende 
Thatſachen garnicht erwähnte; z. B.: 

„Im Kreiſe Niederbarnim hatte das Gerücht, daß 
Loskaufen von der Landwehr zuläſſig ſei, eine ſolche Menge 
ähnlicher Petitionen hervorgerufen, daß dagegen einge⸗ 
ſchritten werden mußte.“ 

Polizeidirektor Fleſche in Potsdam berichtet über ſeine 
Erfahrungen unter dem 19. April an den Kreisausſchuß 
das Folgende: 

„Es würde der auf heute anberaumt geweſene Ter⸗ 
min das Geſchäft der Aushebung beſchloſſen haben, wenn 
nicht der Widerwille, den dieſe Einrichtung überall 
erzeugt, ſich heute deutlicher als je ausgeſprochen hätte. 


Nicht allein, daß ein großer Theil der zur Eidesleiſtung 


zuſammenberufenen Landwehrmänner ausblieb, nicht allein, 


daß das Betragen der Erſchienenen von der Beſchaffenheit 


war daß die Zuſammenſtellung zur Ungebühr verzögert 
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werden mußte und nicht beendet werden konnte, daß man 
ſich während der Verleſung der Kriegsartikel einen Miß⸗ 

vergnügen verkündenden Lärm erlaubte und zu befürchten 
ſtand, daß die Zuſammengekommenen wieder auseinander⸗ 
gehen oder die Eidesleiſtung verweigern würden, ſo haben 
ſich einige der Erſchienenen ſogar in der Kirche ein der 
Heiligkeit des Ortes und der feierlichen Handlung unpaſſendes 
Betragen zu Schulden kommen laſſen, den Eid ſelbſt nicht 
abgeleiſtet, und ihre Umgebungen während des Schwures 
zu einer ähnlichen Handlungsweiſe ermuntert.“ 

Der Bericht fügt hinzu: 

„Schmerzlich iſt es mir, dies von den Einwohnern 
einer Stadt ſagen zu müſſen, die ſich der Gnade Sr. Maje⸗ 
e von jeher in ganz vorzüglich hohem Grade zu erfreuen 

atte.“ N 
In Brandenburg hatten von 298 Einberufenen 80 
reclamirt. 

Aus Demmin — aus dem Münſterſchen — aus der 
Grafſchaft Tecklenburg wird über die große Zahl der Deſer⸗ 
teure und Refractaire geklagt. 

Ueber das vierte weſtfaliſche Landwehr⸗Infanterie⸗ RE 
ment aus dent Münſterſchen, das eine Stärke von 74 O fi / 
zieren, 239 Unteroffizieren, 52 Spielleuten und 2809 & 
meinen hatte, heißt es in dem Generalſtabsbericht. 

„In der zweiten Hälfte des Juni wurde das Regiment 
nach Weſel verlegt, woſelbſt es bis zum Ausbruch des Krieges 
von 1815 verblieb. Während des Marſches nach Weſel 
deſertirten: 17 Unteroffiziere, 6 Spielleute, 631 Gemeine. 
Aus dieſem Beiſpiel kann man auf die ſonſt ſtattgefundenen 
| Deſertionen ſchließen.“ 
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Die „durch Gewohnheit unkriegeriſchen“ Oſt⸗ 
frieſen petitionirten um Verringerung der Mannſchaften, 
wegen Stellvertretung und Befreiung vom Dienſte gegen 
Geldbeiträge — genau wie einzelne Judengemeinden. 

Im Paderbornſchen kommen wider die Renitenten 
Zwangs maßregeln im vollſten Maaße zur Anwendung. 
Ueber Neuſtettin (in. Pommern) wird berichtet: 5 
„Die Aushebung, welche ſofort beginnen ſollte, ſtieß in 
dieſem Kreiſe auf ſo ernſte Hinderniſſe, wie wir ſolche in 
keinen andern Orte der Monarchie bisher l gelernt 
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haben, in 11 Dorfſchaften ſtieß das Looſungsgeſchäft ſogar 
auf offenen, gewaltſamen Widerſtand.“ 

In Weſtpreußeny waren (hauptſächlich durch das Ver⸗ 
halten der polniſchen Bevölkerung) bei Errichtung der Land⸗ 
wehr ganz beſondere Maßregeln (Eintheilung in treue und 
untreue Diſtricte, Abſuchung des Waldes, Ueberwachung der 
Ausgehobenen) nothwendig. f 

Von den Mennoniten heißt es, daß ſie eine beſondere 
Schwierigkeit bieten, ſelbſt nicht erſcheinen und auch andere 
daran verhindern. Gegen ein Loskaufgeld von 6033 Thalern 
pro Mann 33 Thaler 30 Groſchen) wird ihnen ſchließlich 
die Befreiung vom Eintritt in die Landwehr (mit, königlicher 
Genehmigung) bewilligt. Auch aus einer Anzahl ſchleſiſcher 
Kreiſe werden ebenſolche Thatſachen berichtet. 

Sanitätsrath Dr. Neumann kommt mit Recht zu dem 
Schluß, daß im Militär zwiſchen Chriſten und Juden eben 
ein Unterſchied nicht beſteht — weder im Guten, noch im Böſen. 

Aber die „Kreuzzeitung“ hat auch die Mittheilungen über 
die Feigheit der Juden in 5 weſtpreußiſchen Kreiſen zu 
ihren Zwecken zugeſtutzt; ſie hat zwei Sätze ausgelaſſen, 
nämlich die beiden, die gerade über den wirthſchaftlichen, 
jocialen und phyfiſchen Zuſtand der weſtpreußiſchen Juden 
im Jahre 1813, ja in einem gewiſſen Grade auch über ihren 
politiſchen und militäriſchen Geiſt ein bedeutſames Zeugniß 
enthalten. \ 

Erſter ausgelaſſener Satz: Im Kreiſe Deutſch⸗Krone 
waren jene Reclamationen überaus zahlreich, deren ärztliche 
Begründung nicht anerkannt werden konnte. Im thatſäch⸗ 
lichſten Gegenſatze hierzu äußert ſich der Landwehrausſchuß 
wörtlich wie folgt: 

„Merkwürdig iſt es, daß die meiſten Juden mit Brüchen 
behaftet ſind; wahrſcheinlich iſt das Tragen großer Packete 
a Jugend auf, womit fie im Lande umherziehen, daran 

uld.“ 

Und daran ſchließt ſich unmittelbar der zweite aus⸗ 
gelaſſene Satz an. Er lautet wörtlich: 


1) H. v. Treitſchke (a. a. O. II. 417): „Von den Juden 
Weſtpreußens, die ſich eben erſt mühſam aus dem polniſchen Schmutze 
herausarbeiteten, war deutſche Geſinnung billigerweiſe noch gar 
nicht zu erwarten.“ 
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„An Freiwilligen ftellten ſich in dieſem Kreiſe, meiſt zur 
Cavallerie, 163 Mann, darunter 11 Juden.“ (S. 119. 1858.) 

Hier werden alſo von dem Landwehrausſchuß die that⸗ 
ſächlich vorhandenen körperlichen Mängel der Juden, welche 
die Untauglichkeit zum Militärdienſt zur Folge hatten, be⸗ 
zeugt. Auch in einem ſpäteren amtlichen Bericht aus dem 
Jahre 1845 wird auf die dürftige Lebensart der Juden und 
die damit verbundenen körperlichen Mängel hingewieſen. 
Die weſtpreußiſchen Juden waren die Aermſten und Elendſten. 
Iſt es ein Wunder, wenn ſie, die bis zum Edict vom März 
1812 des Militärdienſtes nicht für würdig erachtet wurden, 
Widerwillen gegen denſelben empfanden? Und doch meldet 
der amtliche Bericht ſelbſt, daß in dieſem Kreiſe unter den 
eingetretenen 163 Freiwilligen 11 Juden waren. 6 

Auch in Inowrazlaw meldeten 1815 ſich 7 Juden frei⸗ 
willig zum Eintritt und die Synagogengemeinde ſorgte nicht 
nur für ihre vollſtändige Equipirung, ſondern auch in der 
erſten Zeit für Sold An die Synagogen ⸗Aelteſten richtete 
die Regierungs⸗Commiſſion zu Bromberg daher folgendes 
Dankſchreiben: 

„Die wiederholten Beweiſe von treuer Liebe und An⸗ 
hänglichkeit an König und Vaterland, welche die Bekenner 
des mofaifchen Glaubens in der Stadt Inowrazlaw ſeit der 
Wiedervereinigung mit Preußens wackeren Bürgern ſchon 
zu Tage gelegt und wodurch ſie ihre mitten im Sturm der 
Zeiten rein erhaltenen patriotiſchen Geſinnungen bewährt 
haben, erhalten durch die mit ihrer Anzeige vom 29. d. M. 
hierher geſandten 7 freiwilligen Vertheidiger einen ſo be⸗ 
deutenden Zuwachs, daß es uns zum wahren Vergnügen 
gereicht, Ihnen darüber unſern aufrichtigſten Dank und Bei⸗ 
fall zu bezeugen. Wir haben keinen Anſtand genommen, 
die jungen Leute ſowohl dem commandirenden General 
H. v. Thiemen Excellenz, als dem Herrn Oberpräſidenten 
des Großherzogthums Poſen in Betreff ihres weiteren Fort⸗ 
kommens zur Armee und ihrer vollſtändigen Bewaffnung 
dringend zu empfehlen, und werden dies Beiſpiel an thätiger 
Vaterlandsliebe zur lebhaften Nacheiferung allgemein bekannt 
machen 

Bromberg, den 1. Juli 1815. 

Königl. Pr. Regierungs⸗Commiſſion Bromberger Departement. 
gez. Stein. Zumpfert.“ 8* 
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Daß die Juden zur Zeit der Befreiungskriege an Opfer⸗ 
willigkeit nicht zurückſtanden, dafür liegen auch andere Be⸗ 
weiſe vor. Als die erſte Gabe für die freiwilligen Jäger 
veröffentlich der amtliche Bericht in dem Militärwochenblatt 
von 1845 (hiſtor. Beiheft) Folgende: 

Vaterlandsliebe. 
Erſte Gabe. 


„Der Aelteſte der hieſigen Judenſchaft und Rentier Herr 
Gumperz hat der unterzeichneten Commiſſion die Offerte 
von 300 Thalern Courant zur Equipirung unvermögender 
Freiwilliger gemacht. Die Commiſſion macht dieſen thätigen 
Beweis patriotiſcher Geſinnung hiermit öffentlich bekannt, 
und wird dieſer Beitrag zu dem beſtimmten Zwecke ver⸗ 
wendet werden. } 


Berlin, den 10. Februar 1813. 0 
Königl. Allerhöchſt verordnete Ober⸗Regierungs⸗Commiſſion 


6. Forderung der Gleichberechtigung. 


Trotz aller amtlichen Anerkennung iſt aber auch heute 
noch nicht die Forderung nach Gleichſtellung der Juden und 
Chriſten in der Armee, erfüllt, die Theodor von Hippel in 
der Denkſchrift von 1842 erhoben. 

In dem größten Theil von Deutſchland, namentlich in 
Preußen, haben wir nach 80 Jahren nicht nur keinen 
Fortſchritt, ſondern eher einen Rückſchritt gemacht. In 
Bayern macht man die Juden ohne Bedenken zu Offizieren, 
in Preußen geſchieht es in der activen Armee in den 
letzten Jahren unſeres Wiſſens gar nicht mehr. Selbſt zu 
Unteroffizieren werden die Juden, die als Einjährig⸗ 
Freiwillige eintreten, nach vollendeter Dienſtzeit nur in 
verhältnißmäßig wenigen Fällen ernannt. Bemerkens⸗ 
werth in dieſer Beziehung war eine Mittheilung, welche 
das „Berliner Tageblatt“ im Februar 1891 brachte und 
welche nach den eingezogenen Erkundigungen begründet 
ſein ſoll. Der Diviſionscommandeur General v. Leszynski 
hatte in Breslau, als er die Einjährigen der Garniſon am 
31. März 1887 in der Kaſerne des 11. Regiments ver⸗ 
ſammelte, bemerkt, daß unter den Einjährigen, die noch ein 
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halbes Jahr zu dienen hatten, ſich viele befanden, die nicht 
befördert waren. Auf eine Anfrage ſoll ihm geantwortet 
ſein, daß dieſe Einjährigen Juden wären. Generalv. Leszynski 
war darüber ungehalten und ordnete an, daß diejenigen, 
die ihren Dienſt pflichtgemäß erfüllt hätten, noch nachzubefördern 
ſeien. Die Folge davon war, daß am nächſten Tage die 
meiſten nachbefördert wurden. : 
Es wäre ſehr zu wünſchen, daß überall in der Armee 
ſo verfahren würde und zwar ſowohl bei der Beförderung 
zu Gefreiten, wie auch zu Unteroffizieren und 
Offizieren. i 

Seit dem Jahre 1850 beſtimmt die Verfaſſung in Preußen. 
daß die öffentlichen Aemter für alle dazu Befähigten 
gleich zugänglich und der Genuß der bürgerlichen und 
ſtaatsbürgerlichen Rechte unabhängig ſein ſoll von dem 
religiöſen Bekenntniß! 

In der Sitzung der Herrencurie des vereinigten Preußi⸗ 
ſchen Landtags vom 15. Juni 1847 that der Kriegsminiſter 
Generallieutenant v. Coſel, als ſich Graf Dyhrn lebhaft für 
eine vollſtändige Gleichſtellung der Juden mit den Chriſten 
in Bezug auf die Zulaſſung zu den Staatsämtern ausſprach. 
folgenden bemerke nswerthen Ausſpruch: 

„Ich habe mir die gehorſame Bemerkung erlauben wollen, 
daß den in der Armee dienenden Juden ſchon gegenwärtig 
das Recht gegeben worden iſt, zu Unteroffizieren ernannt 
werden zu können; zu Offizieren dürfen ſie nicht befördert 
werden, da ihnen das Recht zu Staatsämtern im Civildienſt 
bis jetzt auch nicht zuſteht. Sollte dieſe Schranke 
fallen, dann dürfte allerdings kein triftiger Grund 
obwalten, ſie von der Offizierlaufbahn auszu⸗ 
ſchließen.“ 

Seit der Verfaſſung beſteht in den neueren Geſetzen 
dieſe geſetzliche Beſchränkung nicht mehr. Das Geſetz erkennt 
den Juden die volle Gleichberechtigung zu. Thatſächlich 
haben ſie ſie aber nicht erhalten! 


7. Die Juden im Feldzug 1864. 


Die oben bereits citirte Denkſchrift „Die Juden als 
Soldaten“, die auf Grund umfaſſender Umfragen entſtanden 
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iſt, muß nothwendigerweiſe ſtarke Lücken zeigen, da 
zwiſchen dem deutſch⸗däniſchen Kriege und dem Jahr 
1896 über ein Menſchenalter hingegangen iſt. So iſt es 
erklärlich, daß die 1864-Lifte nur 194 Mann aufweiſt. Auch 
unter dieſen haben ſich manche die Charge eines Leutnants 
erkämpft. Um nur ein Beiſpiel für ihre Tüchtigkeit anzu⸗ 
führen: Die Stadt Prenzlau hat 9 jüdiſche Soldaten geſtellt; 
5 erhielten eine Auszeichnung, 4 bekleideten eine Charge, 
2 wurden verwundet und 1 fiel. Leider waren aus den 
wenigſten Städten ſo exakte Ziffern zu erhalten wie aus 
Prenzlau. Sonſt wäre die Liſte ungleich größer geworden. 


8. Die Juden im Feldzug 1866. 

Theodor Fontane, der berühmte deutſchtreue Schrift⸗ 
ſteller, bemerkt in ſeinem „Deutſchen Krieg von 1866“ 
(Band I, 143), daß ſich vielfach die jüdiſchen Glaubens⸗ 
genoſſen während des Feldzuges ausgezeichnet hätten. „Es 
war, als ob ſie ſich das Wort gegeben hätten, der alten 
Vorſtellung von ihrer Kriegs⸗Unluſt und Untüchtigkeit ein 
Ende zu machen.“ 

In den Liſten des Werkes „Die Juden als Soldaten“, 
in denen leider nur etwa 200 jüdiſche Gemeinden — vor⸗ 
zugsweiſe natürlich Preußens — mit ihren jüdiſchen Soldaten 
aufgeführt ſind, konnten nur die Namen von 1025 Krie gern 
beigebracht werden. Aber auch dieſe relativ nicht große 
Anzahl läßt doch erkennen, daß es nicht die ſchlechteſten 
Soldaten waren. Freilich findet man nur einen jüdiſchen 
Lieutenant verzeichnet, indeß beweiſt dieſe Thatſache nur, 
daß nicht mangelnde Tüchtigkeit, ſondern Vorurtheile die 
Urſache dieſer Erſcheinung ſind; denn die Chargen, in die 
aufzurücken den Juden keine adminiſtrative Beſtimmung zu 
verbieten ſchien, weiſen eine erhebliche Anzahl von jüdiſchen 
Kriegern auf: Gefreite, Unteroffiziere, Sergeanten, Feldwebel. 

Bemerkenswerth iſt die Zahl jüdiſcher Aerzte, die in 
den Krieg zogen. So 2 Generalärzte, Dr. B. Karpeles⸗ 
Bayreuth, deſſen aufopfernde Thätigkeit durch das Ritter⸗ 
kreuz des Königlich bayeriſchen Max Joſeph⸗Ordens belohnt 
wurde, und Dr. Moritz Neuhofer⸗München. Ferner ſind 4 
Oberſtabsärzte aufgeführt, während an Stabsärzten nahezu 
20 in der Liſte vertreten ſind. 
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Nicht wenige der jüdifchen Soldaten kehrten mit 
militäriſchen Ehrenzeichen geſchmückt aus dem Felde heim, 
unter ihnen Dr. Pinus, der ſich in ſeiner Stellung als 
ſtellvertretender Oberſtabsarzt den Rothen Adlerorden 4. Kl. mit 
Schwertern und das Ehrenkreuz 2 Kl. des fürſtlich Hohen⸗ 
z llern⸗Hausordens mit Schwertern erworben hat. Von 
der Tapferkeit einiger Juden ſprechen auch amtliche 
Zeugniſſe So ſchreibt Graf Rantzau, Oberleutnant im 
2. Garde⸗Reg. v. Rosberitz den 5. Juli 1866 an Heymann 
Hirſchberg in Gneſen, deſſen Sohn am 3. Juli bei Königgrätz, 
beim Sturm auf das Dorf Rosberitz, den Tod gefunden 
hatte: 
a „Leider habe ich die ſchmerzliche Pflicht, Ihnen anzuzeigen, 
daß Ihr Sohn... als Held gefallen iſt, wie er ſeinen ver⸗ 
wundeten Major — v. Erckert — aus dem heftigſten Kugelregen 
forttragen wollte. Eine Flintenkugel in den Kopf tötete ihn ſofort. 
Er fiel als braver Soldat; treu ſeinem König. Gott ſchütze Sie in 
Ihrem Kummer!“ 
Ein anderes Dokument lautet: 
„Hannover, 10. Dezember 1866. 
An den Jäger Steinbach vom vorm. Kgl. Han. 3. Jäger⸗Bataillon. 
Es gereicht mir zur außerordentlichen Freude, Ihnen beigehend 
ein von Sr. Majeſtät für tapferes Verhalten in der Schlacht von 
Langenſalza Ihnen verliehenes Ehrenzeichen überreichen zu können. 
Sie ſind mir immer als ein gewandter und eifriger Soldat 
bekannt geweſen und freut es mich, aus den Berichten Ihrer Vor⸗ 
geſetzten erfahren zu haben, daß Sie durch Ihr muthiges und 
energiſches Vorgehen ſogar die Aufmerkſamkeit von Offizieren anderer 
Bataillone auf ſich gelenkt haben. Sollten Sie gewillt ſein, höheren 
Orts Ihren Dank darzubringen, ſo bin ich gern gewillt, die Ver⸗ 
mittlung deſſelben zu übernehmen. 
Ihr Sie ſchätzender v. Bock⸗Wülfingen, Oberſtlieutenant und 
Bataillons⸗Kommandeur des vorm. 3. Jäger⸗Bataillons.“ 


9. Die Juden im Jahre 1870/71. 

Den weitaus ſtärkſten Theil des Werkes „Die Juden 
als Soldat“ füllen die Liſten und Aufzeichnungen über den 
deutſch⸗franzöſiſchen Krieg von 1870/71. Zwar ſind auch 
hier große Lücken vorhanden, allein das Material, das 
gegeben iſt, redet eine ſehr deutliche Sprache. 

Man bedenke, daß von 2500 jüdiſchen Gemeinden, an 
die im Jahre 1894 ein Fragebogen verſandt worden iſt, 
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etwa nur 1100 eine verwendbare Antwort ertheilt haben; 
hierzu kommt noch, daß gerade die größten jüdiſchen 
Gemeinden — Berlin, Breslau, Poſen, Hamburg u. a. m. 
— aus rein lokalen Gründen für die Statiſtik nicht heran⸗ 
gezogen werden konnten. 

Wenn nun in der erſten Liſte rund 4700 jüdiſche Krieger 
genannt werden, ſo muß füglich dieſe Zahl weit höher 
gegriffen, vielleicht gar verdoppelt werden. Darauf folgt 
eine Liſte von 483 jüdiſchen Soldaten, die verwundet oder 
getötet wurden. Wie oft haben nicht antiſemitiſche Agitatoren 
behauptet, daß die Juden den Gefahren des Feldzuges ſo 
viel wie möglich aus dem Wege gegangen ſind! Die Zahlen 
beweiſen das Gegentheil. 

Und dieſe Tapferkeit hat ihren Lohn gefunden. Die 
große Zahl der Ehrenzeichen, die den Juden verliehen 
wurden, iſt ſomit ſicherlich aus demſelben Grunde zu ver⸗ 
zeichnen, der die große Zahl von Toten und Verwundeten 
herbeiführte. a N 

Die nächſte große Aufſtellung bietet dann eine Liſte vor 
373 jüdiſchen Soldaten, welche das eiſerne Kreuz (327) oder 
die entſprechenden militäriſchen Auszeichnungen anderer 
deutſcher Bundesſtaaten erhalten haben. Das Stöckerſche 
„Volk“ ſchrieb zwar in ſeiner Nr. vom 9. Nov. 1895: i 

„Nach der Liſte, die die Judenſchutzmittheilungen veröffentlicht 
haben, handelt es ſich faſt nur um Aerzte. Von beſonderer 
Kriegstüchtigkeit ſind alſo dieſe Eiſernen Kreuze kein Beweis.“ 

Das „Volk“ lügt. Dieſe Lifte mit ihren in den 
„Mittheilungen aus dem Verein zur Abwehr des Anti⸗ 
ſemitismus“ veröffentlichten Nachträgen zählt 363 jüdiſche 
Ritter des Eiſernen Kreuzes und der entſprechenden Orden 
anderer Bundesſtaaten, darunter 139 Dockoren und 22. 
Soldaten. Dabei ſteht noch nicht einmal feſt, ob alle dieſe 
„Dockoren“ Aerzte waren, und von einzelnen dieſer Aerzte 
wird ausdrücklich erwähnt, daß ſie die Orden wegen ihres 
tapferen Verhaltens bekommen haben. 

Ju der Liſte jüdiſcher Aerzte finden wir faſt alle 
Aerzte, die ſpäter berühmte Profeſſoren der Medizin ee. 
geworden ſind. Es genüge auf die Namen Baginskti, 
Brieger, Hirſchwald, Laſſar, Roſenthal, Munk, Stilling, 
Julius Wolff hinzuweiſen, denen auch die höheren Aus⸗ 
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zeichnungen, Rother Adlerorden ꝛc, zum Theil verliehen 
worden ſind. 

Was die Tapferkeit der jüdiſchen Soldaten betrifft, ſo 
ſei darauf hingedeutet, daß Otto Bibo vom 87. Inf.⸗Regt. 
vor verſammelter Brigade vom Kronprinzen das eiſerne 
Kreuz erhielt, während Saul Daus und Alexander Hirſchmann 
vom 1. Garderegiment vom Könige ſelbſt die Dekoration 
empfingen. 

Dieſe Angaben finden eine Ergänzung in den angefügten 
Mittheilungen der Heldenthaten einzelner jüdiſcher Krieger. 
Ueber Otto Bibo wird berichtet: 

„Bibo war es, der bei Wörth mit einem kleinen Häuflein ſich 
tapfer gegen die Uebermacht des Feindes warf und durch ſein 
muthiges Vorgehen und ſeine Ausdauer die gefährdete Fahne 
unſeres theilweiſe zerſprengten Bataillons zu halten vermochte. 
Stets an der Spitze war er derjenige, der ermunternd auf die 
Soldaten einwirkte, und gehört die durch ihn ausgeführte Ver⸗ 
theidigung der Fahne unſtreitig zu den hervorragenden tapferen 
Thaten des ſiegreichen Tages. Ebenſo bewies er vor Sedan durch 
günſtige Ausführung von ſchwierigen Patrouillen ſeine militäriſche 
Brauchbarkeit. Am 18. Oktober, dem Jahrestage der großen 
Völkerſchlacht bei Leipzig, vertheilte Se. Königl. Hoheit der Kron⸗ 
prinz eigenhändig eine Anzahl eiſerner Kreuze an diejenigen Soldaten, 
die ſich während dieſes Feldzuges beſonders hervorgethan hatten. 
Bei dieſer Gelegenheit erhielt auch Unteroffizier Bibo das eiſerne 
Kreuz (es wurden neun im 87. Regiment ausgegeben) und hatte 
Se. Königl. Hoheit die Gnade, ſich in herablaſſender Weiſe mit 
ihm zu unterhalten. Es war nur eine Stimme in der Kompagnie 
über deſſen ruhmvolles Verhalten und wurde dem Bibo dieſe Ehre 
als wohlzukommend von allen gegönnt. 

Einem Juden wurde auch die hohe Ehre zu Theil, über⸗ 
haupt als erſter das Eiſerne Kreuz zu erhalten: Ludwig 
Heilbronner aus Memmingen vom 12. Bayriſchen Infanterie⸗ 
Regiment. Er erhielt laut Schreiben des Regiments⸗ 
kommandos ſein eiſernes Kreuz für ſein ausgezeichnetes 
Verhalten in der Schlacht bei Sedan, wo er bei der wieder⸗ 
holten Erſtürmung der Anhöhen zwiſchen La Montelles und 
Balan in den vorderſten Reihen kämpfte und deshalb von 
drei Offizieren gleichzeitig zur Dekoration vorgeſchlagen 
wurde. Bei der Einnahme von Orléans wurde ihm ferner 
laut bayeriſchem Armee⸗Verordnungsblatt No. 65 vom Jahre 
1870, wegen tapferen Verhaltens eine Belohnung zu Theil. 
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Eine Reihe Heldenthaten verzeichnet auch das 
„Deutſche Heldenbuch“, in dem hervorragende Kriegsthaten 
deutſcher Offiziere und Soldaten aus dem Kriege 1870/71 
beleuchtet ſind. Wir erfahren von einem Sergeanten Max 
Löwyſohn aus Bomſt, der ſeinen Offizier aus den Händen 
franzöſiſcher Marodeurs befreite, von den Leiſtungen der 
Füſiliere Idesheim und Schapira, von Emil Salomon. Aus⸗ 
führlich berichtet das Heldenbuch über den Gefreiten Roſen⸗ 
thal vom Brandenburg. Inf.⸗Regt. 35. f 

Roſenthal führte in der Schlacht bei Changs bei Gelegenheit 
einer Umgehung des genannten Ortes, zur Sicherung der Flanken 
des Bataillons die äußerſte rechte Seiten⸗Patrouille. Hier ſtieß 
derſelbe auf eine feindliche Abtheilung von etwa 20 bis 30 Mann, 
welche ihn mit heftigem Feuer empfing. Roſenthal gelangte mit 
ſeiner Patrouille bis auf 30 Schritt an die feindliche Abtheilung 
heran und nahm dort eine gedeckte Stellung ein. Einige Minuten 
dauerte das gegenſeitige Feuer, in welchem der Roſenthal vier leichte 
Verwundungen erhielt. Dieſelben wurden ihm beigebracht von 
einem franzöſiſchen Schützen, welcher ihm gerade gegenüber in einer 
Grube lag. Als Roſenthal den vierten Schuß erhielt, ſprang er, 
ärgerlich über ſeinen Gegner, auf, und trotz des gegen ihn von den 
übrigen Franzoſen eröffneten Schnellfeuers drang er mit gefülltem 
Gewehr auf ſeinen Feind ein. Der Franzoſe gab noch aus nächſter 
Nähe auf den Roſenthal einen wirkungsloſen Schuß ab und wurde 
alsbald von dem Letzteren mit dem aufgepflanzten Seitengewehr 
niedergemacht. Die übrigen Leute der Patrouille folgten dem Beiſpiel 
ihres Führers, und die franzöſiſche Abtheilung ergriff die Flucht. 
Die rechte Flanke der Kompagnie war durch dieſes tapfere Benehmen 
des Gefreiten Roſenthal geſichert, Roſenthal wurde für jein braves 
Verhalten mit dem Eiſernen Kreuz II. Klaſſe belohnt. 

Wir erinnern ferner an den Freiwilligen Siegfried 
Karfunkelſtein, der, nachdem er infolge ſeines trefflichen frei⸗ 
willigen Patrouillendienſtes ſich das Eiſerne Kreuz erworben, 
beim Sturm auf Le Bourget die Fahne aus den Händen 
der ſchon niedergeſchoſſenen Fahnenträger hob und als Erſter 
die Barrikade ſtürmte, wo ihn das mörderiſche Blei traf. 

Und damit all dieſen ernſten Einzelheiten auch eine 
luſtige Epiſode folgt, wollen wir aus der Geſchichte des 
badiſchen Leibgrenadier⸗Regiments (S. 181) folgende Stelle 
hier herſetzen: 5 

Bei der 12. Kompagnie weiß Füſilier Heinrich Bär aus Graben, 
Amt ee trotz aller tiefernſteſten Szenen ringsum, während 
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dieſes Angriffes dennoch ſeine Kameraden zu lauter Heiterkeit an⸗ 
zuregen. Beim Sturm auf die Bahnlinie einer der Verwegenſten, 19 
führt er ſeit dort, da ein Granatſplitter ſein Gewehr ihm durch⸗ N ii 
löchert und aus der Hand geſchlagen hat, ein Chaſſepot. Zwei ni 
Franzoſen, welche er perſönlich gefangen genommen, müſſen ihm Hl 
die nöthige Munition ſammeln und zutragen. Gehen die Patronen 
auf die Neige, ſo ruft Bär zum allgemeinen Gaudium immer und ! 
immer wieder mit drollig höflicher Geberbe: „Allons, messieurs, 
des cartouches“. Dienſteifrig ſpringen ſtets von Neuem die Beiden 15 
herbei. 85 Ju 
Faſſen wir noch die Ergebniſſe des Werkes „Die Juden | 
als Soldaten“ zuſammen, fo muß uns die Haltloſigkeit aller 1 
antiſemitiſchen Behauptungen klar werden: f 40 


Die Juden haben eine ziemlich ebenſo große Anzahl von i R 
j 
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Kriegern geftellt wie die übrige Bevölkerung. 

Die Juden haben durch Tapferkeit ein Aufrücken in 
die höheren Chargen erreicht und ſind in hervorragendem 
Maße in die niederen führenden Stellungen als Unteroffiziere 
eingerückt. 

Die Juden haben eine ebenſo hohe Anzahl von „ 
Dekorationen aufzuweiſen wie die übrigen Soldaten. Bi 

Die Juden haben ſich eben fo muthig geſchlagen und 
ſind wie die übrigen Soldaten verwundet oder niedergeſchoſſen 
worden. 

Die Juden haben als Aerzte einen bedeutſamen Antheil 
an den ſanitären Hilfsleiſtungen gehabt. f 

Und ſie haben mit dem gleichen Intereſſe, mit der 
gleichen Sorge, mit gleichem Jubel und Frohlocken die Kriegs⸗ 
ereigniſſe fern vom Schauplatz verfolgt. Und es haben ſich 
Marie Frauen und Mädchen ebenſo rege an den Liebes⸗ 
werken betheiligt, die den Soldaten im Feld, den ſieggeſchmückt 
heimkehrenden Kriegern galten. f > 

Welchen Werth die militärischen Kreiſe dem Werke „Die 66 
Juden als Soldaten“ beigemeſſen, geht aus einer Beſprechung 1 
in den „Jahrbüchern für die deutſche Armee und N 
Marine“ hervor (Herausgeber: Oberſtleutnant Schnackenburg, 
1897), in der es heißt: 

„Dieſe Zahlen ſtellen der militäriſchen Brauchbarkeit ö 
und dem guten Verhalten der jüdiſchen Soldaten vor dem 1 
Feinde ein allerdings glänzendes Zeugniß aus.“ 5 
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Selbſt Herr Stöcker, zwei Jahre vor ſeinem Auftreten 
als Judenhaſſer, pries in einer Rede, die er 1876 im 
Evangeliſchen Vereinshaus gehalten, Der religiöſe Geiſt 
im Volk und Heer während des franzöſiſchen Krieges“ f. 
„Chriſtlich⸗ Social“ geſammelte Reden Bielefeld 1885, 
S. 282) den patriotiſch⸗frommen Geiſt der Juden: „Die 
Israeliten dachten nicht anders, auch ſie ergriff der Strom 
religiöfer Begeiſterung. „Wir fühlen es, wir haben geſündigt, 
wie unſere Väter, — betete am Kriegsbettag der Rabbiner 
von Köln, — Reue durchzuckte jedes Herz. Wende dein 
Antlitz nicht von uns ab, wir wüßten ſonſt vergehen. Dein 
Volk Israel und unſere deutſchen Brüder alle, ſie demütigen 
ſich und liegen im Staube vor dir.“ Mit einem aus tiefſter 
Seele geſprochenen Segen über Israel und Deutſchland endete 
das ergreifende Gebet.“ 5 


10. Naiſer Friedrich III. und Graf Moltke über die 
Juden im Heere. 


Kaiſer Friedrich der Sieger von Wörth, hat bei 
ſeinem Regierungsantritt die unvergeßlichen Worte an den 
Reichskanzler gerichtet: 

. . „Ich will, daß der ſeit Jahrhunderten in Meinem 
Hauſe heilig gehaltene Grundſatz religibſer Duldung 
auch ferner alle Meine Unterthanen, welcher Religions⸗ 

gemeinſchaft und welchem Bekenntniſſe ſie auch angehören. 
zum Schutz gereiche. Ein Jeglicher unter ihnen ſteht Meinem 
Herzen gleich nahe — haben doch Alle gleichmäßig in den 
Tagen der Gefahr ihre volle Hingebung bewührt 

Deſſelben Sinnes war ein anderer, von der Nation 
hoch verehrter Feldherr. Feldmarſchall v. Moltke ſchrieb 
am 30. November 1890 an den Rabbiner der Coblenzer 
Synagogengemeinde: a 

„Sehr geehrter Herr Rabbiner. Nehmen Sie meinen 
verbindlichſten Dank für die freundlichen Worte, mit denen 
Sie mir die Glückwünſche der Coblenzer Synagogengemeinde 
zu meinem Geburtstag ausgeſprochen haben. Es freut mich 
aufrichtig, aus Ihrem Schreiben zu erſehen, daß auch unter 
den Mitgliedern Ihrer Gemeinde die Erinnerung an jene 
große Zeit lebendig geblieben iſt, in der alle Unterſchiede 
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der Confeſſion und der Landesangehörigkeit zurücktraten vor 
dem Bewußtſein der Zugehörigkeit zum großen deutſchen Vater⸗ 
lande, das mit Einſetzung jeines Lebens zu vertheidigen, jedes 
Staatsbürgers ſchönſte Ehrenpflicht iſt. Hochachtungsvoll 
ergebenſt Gr. Moltke, Feldmarſchall.“ 


11. Eine antiſemitiſche Enquete über die jüdiſchen 
Soldaten. 


; Int Jahre 1894 hat der Antiſemit Hauptmann a. D. 
von Schirp⸗Magdeburg verſucht, feſtzuſtellen, ob die Juden 
ſich dazu eignen, als Soldaten im deutſchen Heere zu dienen 
Er erließ in 6 Zeitungen einen Aufruf der mit der Bitte 
ſchloß, ihm Material über dieſe Frage einzuſenden. Er 
erhielt auch etwa 80 Schreiben, die er in der antiſemitiſchen 
„Magdeburger Reform“ vom 25. Oktober 1894 ab fortlaufend 
veröffentlicht hat. Damals hat Herr v. Schirp verheißen, 
ſein Material in einer Broſchüre „Der Jude als Soldat“ zu 
veröffentlichen. Das iſt bis jetzt nicht geſchehen. 

Wenn man dieſe 80 Schreiben einzeln durchgeht und 
ſie genau prüft, ſo iſt das Ergebniß ſehr merkwürdig. Um 
es voll würdigen zu können, muß man berückſichtigen, daß 
dem Aufruf des Antiſemiten gewiß faſt nur Geſinnungs⸗ 
genoſſen Folge geleiſtet haben. Dafür bürgt die Fülle der 
allgemeinen Urtheile und der gehäſſige Ton vieler Briefe. 
Zudem iſt kein Brief auf ſeine Richtigkeit hin zu kontrolliren, 
da die Unterſchriften fehlen. Viele Briefe das auch ſo im 
Jargon der Antiſemitenblätter geſchrieben, daß ſie als 
„Quelle“ höchſt bedenklich ſind. Berückſichtigt man dieſe 
Punkte, ſo iſt das Ergebniß für die Antiſemiten direkt kläglich. 


I. Juden im Felde (1864, 66, 70/71 u. a.) 


15 Juden waren feige, 9 drückten ſich, 13 ließen ſich 


um Fouragedienſt u. ſ. w. verwenden, 7 werden als ſchlechte 
Soldaten hingeſtellt. 
Von 25 Juden werden Heldenthaten ausführlich, mit 
höchſtem Lob erzählt e 
1 Arzt war gut, 1 benahm ſich ſchlecht. 
2 Einſender behaupten, Juden im Felde nie geſehen 
zu haben. 
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8 Einſender geben Einzelheiten wieder, die ſich zuge⸗ 
tragen haben „ſollen.“ N 

11 Urtheilen, daß die Juden im Felde ſchlecht und 
ſchlapp ſeien, ſtehen 4 gegenüber, die die Juden für höchſt 
tüchtige Soldaten erklären. 5 

f II. Juden im Dienſt. 

5 wurden beſtraft, 4 deſertirten, 21 waren ſchlapp, 
ſchlecht ꝛc., indeß 6 gerühmt werden. — 

Es ſtehen alſo in Summa 96 ungünſtige 36 günſtigen 
Urtheilen gegenüber. N 

Daß der Antiſemit Herr v. Schirp mit dieſem Ergebniß 
keinen Staat hat machen können, wird er wohl ſelbſt ein⸗ 
geſehen haben. Aus dieſem Grunde hat er wohlweislich 
die Veröffentlichung in einer Broſchüre, die er ſeinerzeit 
verſprochen, bis heute unterlaſſen! 


12. Stellung der Juden im Ausland. 


Oeſterreich. In keinem andern Lande Europas hatten 
die Juden ſo frühzeitig Gelegenheit, ſich am Kriegsdienſte 
zu betheiligen als in Oeſterreich. Schon Hajuk, durchaus kein 
beſonderer Freund der Juden, erzählt, daß im 9. Jahrhundert 
auf Seiten der Böhmen auch Juden ſtanden, um gegen die 
Heiden zu kämpfen. Im Jahre 1611 finden wir 500 Juden in 
den Reihen jener Soldaten, welche die Prager Alt⸗ und Neuſtadt 
gegen die Paſſauer vertheidigten. Ihren Leiſtungen als 
Soldaten unter Ferdinand II. haben ſie Belobigungen und 
eine Reihe verbriefter Freiheiten und Privilegien zu danken. 
Es befindet ſich heute noch in der Prager Altneuſchule 
eine Fahne, die ihnen Kaiſer Ferdinand III. für ihre tapfere 
Vertheidigung Prags gegen die Schweden verliehen hat. 
Kaiſer Joſef II. geſtattete den Juden endgültig, in die Armee 
einzutreten. Eine Reihe jüdiſcher Jünglinge thaten es 
ſofort. Als 1790 der Türkenkrieg losbrach, hatten die Juden 
ihre erſte Feuerprobe zu beſtehen. Auch in den bald folgenden 
Kämpfen gegen Napoleon, ebenſo in den Befreiungskriegen 
finden wir Juden in den Reihen der Kämpfenden. 

In einer Liſte aus dem Jahre 1855 finden wir zwei 
jüdiſche Majore, Simon Prisker und Ignaz Weiß; ferner 
5 Rittmeiſter, 5 Hauptleute, darunter 1 bei der Marine, 14 
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Oberlieutenants, 33 Lieutenants, 110 Oberärzte, Offizials, 
Acceſſiſten ete. In den vielen Schlachten auf den Feldern 
Italiens, Schleswigs, Böhmens, haben jüdiſche Soldaten 
mitgefochten. So hat im italieniſchen Feldzug 1859 Theodor 
Jerufalem den Leopoldsorden, den Rang eines Hauptmanns 
und den Titel eines Edlen von Salemsfeld erhalten, weil 
er beim Uebergang über den Lombro die Fahne ſeines 
Regiments gerettet hatte. 

Auch aus dem Feldzuge gegen Preußen wird eine 
Heldenthat eines Juden von J. von Hoffinger in ſeinem 
Werke „Lorbeeren und Cypreſſen von 1866“ erzählt: 

„Der Name des Tapferen war Moſes Weber (geb. zu Zollkiew 
1832). Nachdem er ſeine geſetzliche Dienſtzeit abgedient hatte, trat 
er 1866 freiwillig wieder in die kaiſ. Armee und machte den Feld⸗ 
zug dieſes Jahres als Zugführer im Inf⸗Reg. Kronprinz Wilhelm 
von Preußen Nr 20 mit. Als am 20. Juni bei Skalitz ſein von 
feindlichen Kugeln an beiden Füßen ſchwer verwundeter Hauptmann 
Puchreimer zuſammenbrach, erfaßte ihn Weber und trug ihn mitten 
im dichteſten Kugelregen aus dem von den Seinen bereits auf⸗ 
gegebenen Kampfplatz. Auf ſeinen Schultern brachte er ihn an 
einen von den feindlichen Kugeln geſchützten Ort, dann aber kehrte 
er in das Schlachtgetümmel zurück, übernahm das Kommando der 
bereits aller Offiziere beraubten Kompagnie und führte dieſelbe mit 
ebenſoviel Umſicht als Bravour.“ 

Durch die amtlichen Tabellen der Militärſtatiſtiſchen 
Jahrbücher von Oeſterreich⸗Ungarn (Jahrgänge von 1873 —94) 
laſſen ſich die Bewegungsziffern der jüdiſchen Soldaten genau 
verfolgen: Im Jahre F 
1872 finden wir 12471 jüdiſche Soldaten, d. h. 1,51% 
und dann in fortgeſetzter Steigerung ſchließlich f 
1892 39459 jüdiſche Soldaten, d. h. 3,80 % der Geſammt⸗ 
zahl der Soldaten. 5 

Im Jahre 1893 gehörten dem öſterreichiſch⸗ungariſchen 
Heere an 1072870 Mannſchaften, darunter 40344 Juden 

26897 Oſſiziere, 1 2179 „ 


zuſammen 1099 767 Mann u. Offiziere, darunter 42523 Juden, 
d. h. 3,9 Prozent! f 


In allen Truppengattungen finden ſich Juden; in der 


Marine dienen jüdiſche Matroſen, deren Anzahl in ſletem 
Steigen iſt, im Jahre 1885 unter 17360 Mann 152 Juden 
(0,9%, 2 Secoffiziere) im Jahre 1892 325 unter 20732 
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Mann, (1,6%, darunter 2 Seeoffiziere, 1 Jude iſt See⸗ 
Korvetten⸗, 1 Korvetten⸗Kapitän geworden). 

Daß die erwähnte Zahl von 2179 jüdiſcher Offiziere 
durchaus keine geringe iſt, ergiebt eine Berechnung der 
militär⸗ſtatiſtiſchen Jahrbücher von 1893, wonach von 1000 
Offizieren ſind 


römiſch⸗katholicc h 797 
griechiſch⸗katholiſhcc h 11 
armeniſch⸗katholiſcgc gh 1 


griechiſch⸗orientaliſc ht 
evangeliſch, Augsburger Konfeſſion 60 
evangeliſch, Helvetiſcher Konfeſſin 22 
Unitarier . EV 1 
Sie IR Se ren heikte 81 

Und dabei kommen in Oeſterreich auf 1000 Seelen 48 
Juden! Unter den jüdiſchen Offizieren treffen wir 1 Oberſt⸗ 
kientenant, 13 Majore, 72 Hauptleute I. Kl., 41 Hauptleute 
II. Kl., 131 Oberlieutenants 2e. 

Italien. Alle Geſetze, die die Juden Italiens zu 
Bürgern zweiter Klaſſe ſtempelten, wurden weggefegt, als 
die Franzoſen die Herrſchaft über Italien erlangten. Aber 
als der Stern Napoleons verblich und die italieniſchen 
Fürſten wieder die Herrſchaft gewannen, wurden auch die 
Juden wieder unter die alten harten Beſtimmungen geſtellt. 
Im Jahre 1838 ſchloß ein neues Geſetz „von der Theil⸗ 
nahme am Kriegsdienſt alle aus, yelde ſich nicht zur 
chriſtlichen Religion bekennen.“ Erſt durch das Deeret vom 
fa April 1848 wurden die Juden zum Militärdienſt zuge⸗ 
aſſen. i 

In den nun folgenden Freiheitskämpfen gegen die 


Oeſterreicher kämpften in den Reihen jener begeiſterten Frei⸗ 
ſchärler — Crociati wurden ſie genannt — auch 235 Juden. 
Bei der Vertheidigung Roms 1849 gab es 5 Juden, der Oberſt 
Enecio Guaſtalla, Ceſare Guaſtalla, Giacomo Veniciano, 
Aleſſandro und Israele Levi in den Reihen jener Tapferen, 
die den Vascello außerhalb der Porta Santa Craco mit 
Heldenmuth gegen die Anſtürmenden vertheidigten. Auch 
in den Kämpfen um Venedig waren Juden Kommandanten 
der Nationalgarde, wie auch der berühmte Dictator von 
Venedig Daniele Manin jüdiſcher Abſtammung war. In 
dem Krimkriege, an dem Theil zu nehmen die Lieder des 
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Dichters und Patrioten David Levi aufforderten, kämpften 
Juden, die es ſpäter zu den höchſten Ehrenſtellen und Aus⸗ 
zeichnungen brachten. Unter den Tauſend Mann, die 
am 11. Mai 1860 in Marſala auf Sizilien landeten, 
waren 11 Juden. 260 jüdiſche Freiwillige kämpften damals 
um Italiens Freiheit und am Schluſſe des Feldzuges gab 
es in den Freiſchaaren Garibaldis 127 Juden, von denen einer 
vom Papſte den Orden pro Petri sede erhielt. Im Jahre 
1866 waren bei 36000 jüdiſchen Seelen 280 Juden als 
Freiwillige unter den Kämpfern. ; 

Der Kommandeur der Batterie, die als die erſte durch 
die Porta pia (1870) in Rom einzog, war ein Jude, 
Giacomo Segre, der, im Kampfe verwundet, die Tapferkeits⸗ 
medaille erhalten hatte. Auch in den jüngſten Kämpfen 
Italiens in Afrika haben eine Reihe jüdiſcher Offiziere 
und Soldaten ſich ausgezeichnet. So wurde Major 
Blivetta bei Caſſala mit der Tapferkeitsmedaille geſchmückt, 
der Kapitän Andrian Iſſel, der dieſelbe Auszeichnung bei 
Agordat ſich erworben, fand bei Amba Magi, 30 Jahre alt, 
ſeinen Tod. Ein Giuſeppe Ottolenghi brachte es bis zum 
Generalmajor von Neapel und hat als ſolcher die militäriſche 
Ausbildung des italieniſchen Kronprinzen geleitet. Rovighi 
wurde vom einfachen Freiwilligen Ordonnanzoffizier des 
Königs Victor Emanuel. 

Zur Zeit dienen in der italieniſchen Armee im Ganzen 
526 jüdiſche Offtziere, unter denen ſich eine ſtattliche Reihe 
Generäle, Oberſte, Majore, Hauptleute ꝛc. befinden. Im 
Generalſtabe ſitzen 1 Generallieutenant(Ottolenghi), 2 Oberſte, 
(Segre und Debeneditti), zu verzeichnen ſind ferner 8 Majore, 
42 Hauptleute und eine große Reihe von Lieutenants und 
Unterlieutenants, außerdem Oberſtabsärzte, Stabsärzte, 
Oberſten im Intendantur⸗Korps, im Korps der Contabili 
915 im Veterinär⸗Korps, ferner eine große Zahl Reſerve⸗ 
Offiziere. 5 

England hat bekanntlich keine allgemeine Militär⸗ 
pflicht, gleichwohl tritt eine größere Zahl von Juden frei⸗ 
willig ins Heer. Es giebt dort keine nach Konfeſſionen ge⸗ 
gliederte Militärſtatiſtik, jedoch laſſen ſich aus dem „General 
Annual Return“ für 1893 die Namen von jüdiſchen Offizieren 
feſtſtellen, ſoweit fie zum Judenthum feſte und e 
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Beziehungen unterhalten. So erklärt es ſich, daß die An⸗ 


nalen auf Vollſtändigkeit keinen Anſpruch erheben dürfen. 

Es müßten nach dem Verhältniß der Bevölkerung — 
Profeſſor Lexis zu Folge (ſ. Antif.⸗Spiegel S. 6) wohnen 
in England, Schottland und Irland ca. 46000 Juden — 
auf die reguläre Armee etwa 11 jüdiſche Offtziere 
kommen. Die Liſten aber ergeben deren 20. In hohen 
Chargen finden ſich 1 Oberſt A. E. W. Goldſmith, und die 
Oberſtlieutenants Montefiore und Salomon In der Miliz 
müßten unter den 3351 Offizieren prozentualiter 5 Juden 
ſein, in Wirklichkeit ſind es 7, unter dieſen der Major 
B. Lewis Barned. Bei den Volunteers Truppen müßten 
unter den 6757 Offizieren 10 Juden ſein, bekannt geworden 
aber ſind die Namen von 35. 

Schon frühzeitig müſſen Juden in England im Militär⸗ 
dienſt geſtanden haben; der erſte Jude, der im Jahre 1760 
nach Canada einwanderte, war ein engliſcher Offizier Namens 
Aron Haret. Intereſſe verdient auch das nachſtehende Urtheil 
des Herzogs von Wellington, des Generalkommandeurs 
in der Schlacht bei Waterloo. 

„Man hat gejagt, daß in der Schlacht bei Waterloo nicht 
weniger als 15 juͤdiſche Offiziere kämpften. Auch ich habe viele ver⸗ 
dienſtvolle und ausgezeichnete Offiziere dieſes Glaubens kennengelernt.“ 

In Indien ſtanden nach der Army and Navy Gazette 
im Jahre 1869 bei den dortigen Truppen 36 Offiziere und 
231 Soldaten, die den eingeborenen Juden entſtammen. 
Unter dieſen zeichnete ſich beſonders aus: Subedar⸗Major 
Sirdar Bahadur Moſes Benjamin, der 32 Jahre im 12. 
Regiment der Bombay⸗Infanterie diente, wo ſchon ſein 
Vater und gleichzeitig mit ihm mehrere Brüder dienten. 
Er beſaß die erſte Klaſſe des Ordens von Britiſh⸗Indien. 
Außer ihm zeichneten ſich im Sepoys⸗Aufſtande von 1857 
aus: Lieutenant Ferdinand Goldſmid. 

Auch in Afrika haben engliſche Juden ihre Pflicht ge⸗ 
than: 1847 fiel im Kaffernkriege der Yeomanry⸗Kapitän 
Joſua P. Norden. David Harris, der als. Lieutenant und 
Adjutant des Generals Charles Warren ſich im Feldzuge 
gegen die Griqua⸗Kaffern hervorragend ausgezeichnet hatte, 
wurde 1894 Oberſtlieutenant der Kimberley⸗Schützen. 

Holland. Aus Holland liegen eine Reihe amtlicher 
Dokumente vor, in denen den Juden ein ehrendes Zeugniß 
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über ihre militäriſche Tüchtigkeit ausgeſtellt wird. So heißt 
es in einem vom Kriegsminiſter Liſt gezeichneten Zeugniß 
vom 23. April 1842: 3 
„daß nicht allein die Israeliten dieſes Landes ihre militäriſchen 

Verbindlichkeiten mit derſelben Treue erfüllen, wie alle andern 
Bewohner des Königreichs, ſondern daß ſie auch ſehr häufig frei⸗ 
willige Dienſte nehmen, ſo daß es letzterer Art gegenwärtig im 
aktiven Dienſte Offiziere und viele Unteroffiziere und Militärs 
unteren Ranges in den verſchiedenen Korps der Armee, ſowie auch 
Militärärzte, ſowohl in den Niederlanden, als auch in Oſt⸗ und 
Weſtindien giebt; daß ſie ſich ſtets gut und lobenswerth in ihren 
verſchiedenen Rangſtufen und Aemtern betragen, ohne jemals zu mehr 
Klagen oder zur Unzufriedenheit Anlaß zu geben, als andere 
Militärs von anderem Glaubensbekenntniß, ſo daß man ihnen gegen⸗ 
über in der Niederländiſchen Armee keinen Unterſchied, keine Ausnahme 
macht, und junge Leute jüdiſcher Religion, ſobald ſie die Befähigung 
und nothwendigen Eigenſchaften beſitzen, auf gleichem Fuß mit 
andern jungen Leuten, Söhnen von Bewohnern des Königreiches, 
um Zulaſſung zu der kgl. Militärakademie konkurriren, die beſtimmt 
iſt, Offiziere im Armeedienſt und Beamte in der Marine zu bilden, 
im Königreich und in den Kolonien“ 

Dieſem Urtheil ſchließt ſich der General der Infanterie 
Baron Chaſſe auf eine an ihn ergangene Anfrage an, 
indem er auf Grund ſeiner Erfahrungen erklärt: 

„Als Mann von Ehre kann ich mit Ueberzeugung hinzu⸗ 
fügen, daß wenn meine Lebensdauer nicht beinahe abgelaufen wär e, 
und ich noch einen Feldzug zu beginnen hätte, ich mich ſehr glück⸗ 
lich ſchätzen würde, den Befehl über einige Tauſend dieſer braven 
Soldaten zu haben.“ ö 

Bulgarien. Ueber die Leiſtungen der jüdiſchen Soldaten 
in Bulgarien äußerte ſich der verſtorbene Fürſt Alexander 
nach der Schlacht von Pirot in einer Anſprache folgendermaßen: 

„Tapfere Juden, Ihr habt Euch heute durch Eure heldenhafte 
Haltung als wahre Nachkommen der Makkabäer gezeigt. Möge es 
Gott gefallen, Euch Gelegenheit zu geben zu gleicher Auszeichnung 
in all den Werken des Friedens, die zu dem Fortſchritte Bulgariens 
beitragen können.“ 

Frankreich. Im Jahre 1806 ließ Napoleon eine 
Notabeln⸗Verſammlung zuſammentreten, das bekannte 
Synhedrium vom Jahre 1806/1807, um die letzten Schranken, 
die der Emancipation der Juden im Wege ſtanden, aus dem Wege 
zu räumen. Unter den 111 Mitgliedern dieſer Verſammlung 
finden ſich bereits zwei jüdiſche Soldaten, Jean Louis May, 
9% 
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der ſich nach 6jährigem Militärdienſte den Orden der Ehren⸗ 
legion erworben hatte, und Simon Mayer, der Aufſeher bei 
der Militärverwaltung geworden war. 

Eine 1808 amtlich gemachte Angabe ſtellt feſt, daß 
unter den ca. 77000 Juden Frankreichs bereits 797 Militärs 
waren, darunter ein jüdiſcher Marineofſizier, Lieutenant 
Lazarus Nieza Marx. Auch ſpäter waren Juden in hervor⸗ 
ragenden militäriſchen Stellungen thätig. 1821 gab es Offiziere 
in der Armee: 3 Hauptleute, 1 Major, 1 General, (Baron 
Wolff.) Nach der „Regeneration“, einem jüdiſchen Journal in 
franzöſiſcher und deutſcher Sprache, gab es in der Armee im 
Jahre 1837: 1 Generallieutenant, 37 Offiziere anderer Grade, 
2 Militär⸗Intendanten, 51 Offiziere der Nationalgarde. 

An all den wechſelnden Geſchicken Frankreichs haben 
Juden ihren Antheil gehabt, in den afrikaniſchen Ge⸗ 
fechten, im Krimkriege, bei Magenta und bei Solferino. 
1868 iſt ſogar ein Jude, der Oberſt Adolf Abraham, für die 
Vertheidigung des Papſtes gegen die italieniſchen Freiſchaaren 
mit dem Offizierskreuz der Ehrenlegion geſchmückt worden. 

Die Tabellen des Jahres 1891 und der folgenden Jahre 
führen eine Anzahl Männer von jüdiſcher Abſtammung auf, 
von denen mehrere über 35 Jahre gedient haben, viele 
andere mehr als 20 Jahre. Von dieſen hat einer ſogar 
13 Feldzüge mitgemacht. Am Kongo (1888) haben Juden 
gekämpft. Am Senegal und in Dahomey (1892) iſt jüdiſches 
Blut gefloſſen. Und der letzte Krieg in Madagaskar hat 
viele 1 ihrem Heimathlande entführt. 

In der großen Liſte der Berufsofftziere findet man eine 
große Zahl jüdiſcher Offiziere in allen Chargen. Von 18409 ſind 
721 Juden. Als Ritter der Ehrenlegion ſeien erwähnt Oberſt 
Salvador, Lambert, Hertz, General Levy. Der höchſte 
militäriſche Orden, das Großoffizierskreuz, ſchmückt die 
Generale See, Lambert ſeit 1889 und Alvares Leévy. 

In Polen waren die Juden frei vom Kriegsdienſt. 
Eine Verordnung vom 17. Mai 1817 hatte beſtimmt, daß 
ſie erſt dann in den Kriegsdienſt eintreten ſollten, wenn 
ſie das Bürgerrecht erhielten. Umgeſtaltet wurde die ganze 
Situation durch den Ukas vom Jahre 1842 und 1843, 
wonach jeder Jude vom 20.—25. Lebensjahre dienſtpflichtig 
war, jedoch das Recht hatte, einen Vertreter zu ſchicken. 

Nähere Angaben über den Antheil der Juden an den 
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Kämpfen der Polen ſind noch nicht geſammelt. Sewähnen 
wollen wir nur ein Zeugniß, das dem Werke Falkenſteins 
über Thaddäus Kosciuszko entlehnt iſt: 

„Zum Beweiſe, wie allgemein der Enthuſiasmus im Jahre 
1794 für Kosciuszko und ſein Unternehmen war, ſei es uns ver⸗ 
gönnt, mit ein paar Worten anzuzeigen, daß die Juden gemein⸗ 
ſchaftlich mit den Chriſten in Warſchau die Ruſſen bekämpften und 
jede Gefahr mit ihnen theilten. Dieſen Beweis von Muth könnte 
man freilich als eine Wirkung des Augenblicks und des begeiſterten 
Beiſpiels anſehen, wenn nicht ihr ſpäteres Betragen bewieſen hätte, 
daß ſie die Liebe zum Vaterlande dazu angefeuert hatte, was 
um ſo mehr Berückſichtigung verdient, als man nur zu ſehr 
geneigt iſt, die jüdiſche Nation als furchtſam und zum Kriege un⸗ 
tauglich zu betrachten. Die Juden verbanden ſich mit den Chriſten 
zu gleichem Zwecke, trugen zur Befreiung Warſchaus bei, ver⸗ 
richteten unausgeſetzt den Militärdienſt, halfen an der Befeſtigung 
von Warſchau arbeiten und erſchienen bewaffnet auf ihren Sammel⸗ 
plätzen, wenn die Bärenkanone gelöſt wurde. Dieſer Patriotismus 
löſchte allen Haß aus den Herzen dev Polen gegen ſie; man ſah 
in ihnen nur würdige Söhne eines Vaterlandes, und die Bruderliebe 
riß die Scheidewand ein, welche Beide trennte. Da fie während 
der Belagerung mehrere Beweiſe ihres Muthes und ihrer Stand⸗ 
haftigkeit nicht ohne Erfolg gegeben hatten, ſo wurde dadurch die 
Idee in ihnen erzeugt, ein beſonderes Corps leichter Reiterei aus 
ihrer Nation zu errichten. Die Juden Berek Jaſielowiez und 
Joſeph Aronowicz hielten alſo bei Kosciuszko um die Erlaubniß 
dazu an, die ihnen am 17. September gegeben wurde. 

In der That folgten viele Juden dieſem Aufrufe, ja 
ſie bildeten ein eigenes Regiment, welches ſich auszeichnete. 
In der amtlichen ruſſiſchen Militärzeitung „Rußky Invalid“, 
27. Oktober 1894 Nr. 232, Seite 4 heißt es von dieſem 
Regiment gelegentlich einer Schilderung des Polenaufſtandes: 

„Die zweite und dritte Kolonne nahmen den Wall faſt ohne 
jegliches Hinderniß in Beſitz. Am ſchwierigſten hatte es die vierte 
Kolonne von Burhövden. Am Thiergarten entſtand ein heftiges 
Handgemenge, welches Buxhövden zwang, die Kolonne in Theile zu 
gliedern. Die Polen gaben endlich auch dieſe Befeſtigung auf, als 
ſie in den Flügeln umgangen worden waren. Beſonders kämpfte 
das Fünfhundertregiment der Juden, deren Oberſt auch ein Jude 
Namens Berko zur Zeit nicht bei feinem Regiment, ſondern an⸗ 
dauerd in Warſchau war“. 5 

Nordamerika. Im Kampfe gegen England, den die 
nordamerikaniſchen Kolonien gegen ihr Mutterland führten, 
hat von den 3000 Juden des Landes ein relativ großer Bruch⸗ 
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theil im Heere der Freiheitskämpfer geſtanden. Noch jetzt war 
es möglich, 46 Namen zu ermitteln, unter denen ſich als 
Adjutanten der Generale Arnold und Waſhington die beiden 
Oberſten Franks finden, ferner den Oberſt Iſaac, den Major 
Salomon Buſch, den Major Lewis Buſch, der neben 
vielen anderen den Tod fand. In dem Kampfe, der im 
Jahre 1812 nochmals gegen England ausgefochten wurde, 
finden wir zahlreiche jüdiſche Freiwillige unter den Fahnen. Es jei 
nur auf Joſeph Bloomfield hingewieſen, der es bis zum Brigade⸗ 
General brachte. Auch der Philanthrop Juda Touro kämpfte 
tapfer mit und wurde bei New⸗Orleans ſchwer verwundet. 

Schon damals befanden ſich unter den Seeoffizieren 
eine Reihe von Juden, von denen Uria J. Levy als 
Kommandant der Brigg „Argus“ 21 engliſche Schiffe in 
den Grund bohrte, und der bei ſeinem Tode 1861 als 
Kommodore den höchſten Rang der amerikaniſchen Flotte 
einnahm. Auch in den ſpäteren Kämpfen gegen Mexiko 
konnten noch 59 jüdiſche Offiziere namhaft gemacht werden. 
Erwähnt ſei ferner, daß in der langen Friedenszeit eine große 
Anzahl von Juden ſich berufsmäßig dem Heeresdienſte 
widmete, und ſo kann es nicht Wunder nehmen, daß in den 
kleinen Guerilla⸗Kriegen gegen die Sioux und andere 
Indianerſtämme, in den Expeditionen gegen Algier und 
Marocco ſich Juden in führender Stellung finden. 

Den weſentlichſten Antheil aber nahmen die Juden an 
dem Seceſſionskriege. Unter den Kämpfern auf beiden 
Seiten laſſen ſich etwa 8000 Juden dem Namen und dem 
Regimente nach feſtſtellen, d. h., wenn man nach weiteſter 
Schätzung die Zahl der Juden in den Vereinigten Staaten 
damals auf 550,000 berechnet, 5 Procent. 

Wenn man unter den aufgeführten Namen 8 Generale, 
17 Oberſte, 8 Oberſtlieutenants, 52 Majore, 195 Kapitäne, 
21 Adjutanten, 27 Quartiermeiſter, 23 Aerzte, 276 Ser⸗ 
geanten, 319 Korporale findet, ſo wird man die ehrliche 
Anerkennung verſtehen, die ein Carl Schurz, ein General 
Howard den Juden ſpendete, welch letzterer ſogar in einem 
veröffentlichten Briefe das Urtheil fällte: 

„Ich kann Sie ernſthaft verſichern, daß man keine beſſeren 
Patrioten in unſerem Lande findet, als diejenigen, die ſich 
hebräiſcher Abſtammung rühmen und die zugleich mit mir oder 
auch unter meinem Befehle in der Armee dienten.“ 


